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libanon s .• 
Nach der Rückeroberung Westbeiruts 
durch die libanesische Opposition scheint 
das Gemayel.Regime am Ende. Sein 
Schutzherr Reagan zieht die US-l\Iarines 
auf See zurück. greift jedoch ebenso wie 
die israelischen Besatzungstruppen weiter 
in die Kämpfe ein. Werden Israel und die 
USA den Verlusl des Libanon hinneh­
men? Oder setzen sie auf eine Kriegseska­
lation? 

Philippinen S.ll 

Der philippinisch e Diktator Marcos sucht 
durch Referenden der Protestbewegung 
den Wind aus den Segeln zu nehmen. Die 
Antwort: Bei der ersten Volksabstimmung 
kam es trotl'; des Wahlzwangs ;r;um Massen· 
boykotl.·Die Opposition hat sich zu dem 
breiten Bündnis Nationalist ische Allianz 
NAJ FD zusammengeschlossen. Marcos' 
Tage sind gezählt. 

EI Salvador S. 3:Z 

Am 25. ~ I är;r; d.J. stehen Präsidentschafts­
wahlen in EI Salvador an. Die Befreiungs­
bewegung F~ILNI FDR , die sich weiter auf 
dem Vormarsch befindet. lehnt die Wahl­
farce einmal mehr ab. Sie hat einen Vor­
schlag rur eine Obergangsregierung unter­
breitet. Wir dokumentieren ihn und spra­
chen mit der Bonner FMLN/F DR· Vertrc· 
tung. 
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Aktueller Kommentar: Das Dilemma Libanon 

Oie "Sieg ist rnöglich".Stimmung, die in 
Washington nach der Invasion Grenadas 
vom 25.10.1983 und dem anschließen­
den Bonner Entscheid ftif den Beginn der 
Stationierung neuer US-Atomraketen 
Einkehr gehalten hatte, scheint im 
F' ebruar d.]. einer allgemeinen Ernüchte­
rung Platz:w machen. 
Angesichts des rasanten VormarschC5 
der libanesischen Oppositionsmilizen, 
die nach ihrer Rückeroberung Westbei­
ruts das Gemayel-Regime an den Rand 
des Zusammenbruchs brachten, steht die 
Reagan-Administration vor einem Scher­
benh.aufen ihrer Libanonpolitik. 
Durch die Slationierungvon US-Marines 
im Rahmen einer westlichen multinatio­
nalen Streitmacht von über 5.000 Mann 
(Italien, Großbritannien, Frankreich) im 
September 1982 wollte man sich als ver­
läßlicher Ordnungsfaktor im Nahen 
Osten profilieren. 
Im Zusammenwirken mit Israel suchte 
Washington dem phalangistischen Ge­
mayel-Regime zur stetigen Machterwei­
terung. zur Ausschaltung seiner libanesi· 
schen Opponenten. zur Austreibung der 
bewaffneten Kräfte Syriens und der 
Palästinensischen Befreiungsorgani­
sation (PLO) aus dem Libanon zu verhel­
fen. 

"Größtes Debakel" seit Vietnam 

Gewiß. mit dem erzwungenen Abzug der 
PLO-Kontingente aus dem Südlibanon, 
Beirut und im Dezember 1983 aus Tri­
poli war ein Teil dieser Rechnung aufge­
gangen. Dafür aber sorgte die Reagan­
Administration durch ihren überzogenen 
militärisch-politischen Einstieg in die 
libanesische Krisenszenerie selbst für ein 
Anschwellen des innerlibanesischen Wi­
derstands. 
Der Regie von Außenminister George 
Shultz war es zu danken, daß das Ge­
mayel-Regime am 17. Mai 1983 in Khal­
de ein Separatabkommen mit der Besat­
zungsmacht lsrael unteneichnete. 
Damit wurden einerseits Souveränitäts­
rechte an die USA (Militärpräsenz auf 
Dauer) und Israel ("Sicherheitszone" 
Südlibanon) veräußert - ein Vereini­
gungsprozeß der libanesischen Opposi­
tion auf bislang breitester Grundlage und 
ein sprunghafter Stärkezuwachs ihres 
Widerstandskampfes waren die Folge. 
Andererseits forderte Washington da· 
durch, daß man die Konfliktpartei 
Syrien aus dem Verhandlungsgeschehen 
aussperrte und dessen Abzug zur Vorbe­
dingung einer israelischen Räumung des 
Südlibanon erklärte, die Gegenwehr der 
Regierung Assad heraus. 

Das Gegenbündnisgewann an Festigkeit. 
als die USA in den Septemberkämpfen 
1983 zum direkten Eingreifen der Mari· 
nes wie der Schlachtschiffe und Kampf­
flugzeuge der 6. Flotte übergingen. 
Ihr Dauerbeschuß von Stellungen des 
libanesischen Widerstands und syrischer 
Einheiten der Arabischen Abschrek· 
kungstruppe legte bloß, worin die Auf­
gabe der sog. Friedenstruppe der USA 
eigentlich bestand. Sie sollte die Haut 
des isolierten Diktaturregimes Gemayel 
retten. 
Dem Eingeständnis einer blamablen Nie­
derlage kam die schließ liehe Order Rea­
gans gleich. die in Beirut von oppositio­
nellen Milizen eingekreiSien Marines 
großteils auf die US-Kriegsschiffe zu ver­
legen (200-500 sollen als Berater der zer­
fallenden Armee bleiben). 
US·Beobachter sprachen zurecht vom 
"größten Debakel" seit dem Untergang 
des Thieu-Regimes in Südvietnam 1975 
und den Interventionspleiten der Regie­
rung Carter in der Iran krise 1979/80. 
Die Pleite von Beirut schlug umso mehr 
auf den Weltpolitiker Reagan zurück, als 
er noch Ende Januar d.J. seine erneute 
Kandidatur rur das Präsidenten amt gera· 
de damit zu untermauern suchte, daß 
ihm die Wiedergeburt eines "starken und 
verläßlichen Amerika" und "Fortschrit­
te im Libanon" geglückt seien. 
Wenn heute die Regierung Assad und die 
sie unterstützende Sowjetunion als ins­
geheime Sieger im Libanon erscheinen 
mögen. so ist auch dies wesentlich der 
primitiven Weitsicht des Ronald Reagan 
zuzuschreiben. Im Oktober 1983 hatte 
er z.B. die Entsendung zusätzlicher 
2.000 Marines vor die Küste Bciruts so zu 
legitimieren versucht; "Können die Ver­
einigten Staaten und die freie Welt bei­
seite stehen und zusehen, wie der Mitt· 
lere OSten in den Sowjetblock einbe­
zogen wird? " 

Warnung an Schwarzfahrer Koh l 

Offenbar können sie. Wie soll man sonst 
den überstürzten Rückzug der britischen. 
italienischen und US-Kontingente der 
multinationalen Streitmacht aus Beirut 
verstehen? 
Dennoch, die Gefahr einer Eskalation 
seitens der NATO-Mächte und Israels ist 
nicht vom Tisch. Indem die Reagan· 
Administration auf einer Militärpräsenz 
in Küstennähe des Libanon - vorerst bis 
April 1985 - beharrte. hielt sie sich die 
Option einer großange1egten Invasion 
von US-Kampftruppen, möglicherweise 
gemeinsam mit israelischen Verbänden, 
offen. 

Ob man nach dem Februar-Debakel mit 
weiteren Gewaltstreichen die "chaoti· 
sehe" Lage im Libanon doch noch in den 
Griff zu bekommen vermag, erscheint 
höchst zweifelhaft. Die Regierung Sha­
mir hat es jedenfalls erst einmal abge· 
lehnt, fur das heruntergewirtschaftete 
Gemayel-Regime im Libanon die Kasta­
nien aus dem Feuer zu holen. Die inner­
israelische Protest bewegung gegen die 
eigene Libanonpräsenz ist ihr schonjetzt 
unangenehm genug. 
Die Reagan-Administration hat mit dem 
Scheitern ihres Libanonabenteuers auch 
die Aussichten auf eine .,amerikanische 
Lösung" des Nahostkonflikts ernsthaft 
beeinträchtigt. Das "gemäßigte Lager" 
Oordanien. Ägypten und Saudi Arabien) 
wurde durch Reagans und Gemayels 
Schlappe im Libanon zur Vorsicht ge­
mahnt, wohingegen der Frontstaat Sy­
rien einen unverhofften Gewichuzu­
wachs im Nahostkonfliktgeschehen ver­
buchen kann. 
Gelitten hat das Stärke-Image Reagans 
auch in den Augen der NATO-Mitinter· 
venten. Vielleicht auch in Bonn? Die 
Regierung Kohl wäre gewiß gut beratcn, 
wenn sie ihren militärischen Einstieg im 
Libanon, Saudi Arabien usw. und die 
Hilfsdienstc für die angloamerikanischen 
Eingreif truppen am Golf und in Nahost 
schleunigs.t zuriicknähme (siehe A lB 
2/1984,5.3). 
Das Dilemma Libanon zeigt an, daß In­
tcrventionszüge der r\ATO entgleisen 
können, und auch Schwarlfahrer vom 
Schlage Thatcher/Kohl mit in den Ab· 
grund reißen. Der Libanon beweist. daß 
die Reagan'schen WeJteroberungspläne 
keine abgemachte Sache. daß sie aufbalt­
bar sind. 
Das Dilemma Libanon ruft in Erinne· 
rung, daß es ungeachtet des Negativbei­
spiels Grenada durchaus starke ami­
imperialistische Gegenkräfte gibt. die 
fahig sind. den J nterventions-F anatikern 
in Washington Einhalt zu gebieten. Ge­
setzt, sie handeln entschieden und ge· 
eint. 
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Libanon 

Ivesa Lübben·Pistofidis 

Rückeroberung Westbeiruts 
,.Die patriotischen und nationalen 
Kämpfer haben Westbeirut umeT ihn: 
Kontrolle gestellt." Das verkündete die 
Radiostation der mehrheitlich drusi­
schen Progressiven Sozialistischen Partei 
(PSP) am Abend des 6. Februar d .J. 

Durchbruch der Allianz von ... 

Schon seit Anfang des Monats lieferte 
sich die libanesische Armee fast täglich 
Kämpfe mit den schiitischen Amal-Mili­
zen in den südlichen Vororten von Beirut 
oder mit den drusischen Milizen Walid 
Ju nblats in den angrenzenden Schuf­
bergen. 
Die Amal-Milizen. die vom Rechtsanwalt 
Nabih BeTTi geführt werden, erhielten 
den Befehl zum Angriff auf die': reguläre 
libanesische Armee ab bekannt wurde, 
daß die bisher in Wcstbeirut stationierte 
6. Brigade durch andere, bisher in Ost­
beirut postien e Einheiten ersetzt wer­
den sollten (siehe nebenstehendes Inter­
view mit N. Berri). 
Diese hatten 3 Tage zuvor den südlichen 
Armengtirtel Beiruts 18 Stunden lang un­
ter gnadenlosen Beschuß genommen . 
Dabei waren Häuser , Schulen, Kranken­
häuser und andere zivile Einrichtungen 

-

dem Erdboden gleichgemacht worden. 
Die Führung von Amal, die bis dahin 
versucht hane, zu einer übereinkunft 
mit der Regierung unter Amin Gemayel 
zu kommen, wertete die Angriffe der 
Armee als Versuch, die Bewohner der 
Slums. zumeist Arbeiter, Arbeitslose 
und Flüchtlinge aus dem Süd libanon 
(siehe den Beitrag von Nora Hassan: d. 
Red.), zu vertreiben. l 

Nach den Bombardienmgen \'om 2. 
Februar d .J. forderte N. Berri die mode­
mischen Minister der Regierung Wazzan 
zum Rücktritt auf. Und er richtete einen 
Appell an alle Soldaten und Offiziere der 
libanesischen Armee, der Regierung 
nicht länger zu folgen und keine Opera­
tionen mehr gegen das eigene Volk 
durchzuführen . Am 5. Februar d.J. 
reichte Ministerpf,isident Wazzan den 
Rücktritt ein, um einer Regierung der 
nationalen Einhei t Platz zu machen. 

... Amal und Errettungs front 

In Westbeirut und den südlichen Voror­
ten kam es immer wieder zu Verbrüde­
rungsszenen zwischen Soldaten und op­
positionellen Milizen. Die von der Armee 
über Westbeinlt verhängte Ausgangssper-

Lm~$; Sd""OSC~ Amal·!>l,I .... ,m Ron,k..xnkampt Rech ... , Ihr'tn S, .. btJubeln DnI ..... und Amal.M,I .... 
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re konnte faktisch nicht mehr aufrecht­
erhalten werden, da so gut wie alle regu· 
lären Armeeinheiten zur Opposition 
übergelaufen waren. 
Ohnehin stammen überproportional vie­
le der einfachen Soldaten aus den Ar­
mensiedlungen Beiruts und sind durch 
familiäre Bande mit den Milizen der 
Amal verbunden . Gleichzeitig mit der 
Eroberung Westbeiru ts erging ein Aufruf 
Raschid Karames, einer der drei Koprä­
sidenten der Nationalen Errettungs­
front. an die 5.000 im Nordlibanon sta­
tionierte Soldaten, sich künftig seinem 
Kommando zu unterstellen. 
Schon wäh rend der Kämpfe im Septem. 
ber letzten J ahres im Schuf (siehe AlB 
11-12/1983, S. 11-17) waren 800 drusi­
sehe Soldaten unter Führung des Briga· 
degenerals Nadim Hakim desertiert. Sie 
hatten sich in die Kaserne der von den 
Drusen kontrollierten Stadt Hammana 
zurückgezogen. 
Mitte Februar d.J . hat W. Junblat N. 
Hakim beauftragt, die desertierten Ar· 
meeinheiten zu einer nationalen Armee 
zu reorganisieren und gleichzeitig mit N. 
BeTTi ein gemeinsames militärische~ 

Oberkommando gebildet. Daß dadurch 
sich das militärisch-politische Gewicht 
der patriotischen Organisationen noch 



weiter erhöht, zeigte deren Eroberung 
weiterer wichtiger Positionen nahe Bei­
rut an. 
Die Opposition hatte lange vor einem 
solchen Schritt zurückgeschreckt. um 
nicht durch eine Spahungder Armee die 
Spaltung des Landes voranzutreiben. 
Noch im Januar d.j. hatte W.Junblat die 
Wiederaufnahme N. Hakims und seiner 
desertierten Einheiten in die reguläre 
Armee gefordert. Dabei haHe er jedoch 
auf politischen Garantien bestanden,die 
zu einer Neulralisierung der Armee in 
den innerlibanesischen Auseinanderset­
zungen hänen Hihren sollen. 
Seitdem die Kolonialmacht Frankreich 
dem Libanon im Jahr 1943 die Unab­
hängigkeit gewährte, basierte die "Teile­
und Ilerrsche·Politik" des Imperialismus 
im Libanon immer darauf, die 17 ver· 
schiedenen mosJemischen und christli· 
ehen Religionsgemeinschaften gegenein. 
ander auszuspielen. 
Anfang 1982 veröffentlichte die zionisti­
sche Weltorganisation das Papier eines 
Oded Vinon, der die Teilung des Liba­
non in Hinf Teilstaaten vorsah. 

Ach tteilung des Libanon? 

Diese Idee griff der US·amerikanische 
Nahostunterhändler Rumsfeld im De­
zember 1983 wieder auf, als er den 
Bürgerkriegspaneien die Aufteilung des 
Landes in acht Kantone entsprechend 
den Siedlungsgebieten der religiösen Ge· 
meinschaften vorschlug. 

Neben der Zentralregierung in Beirut sah 
der Rumsfeldplan je einen schiitischen 
Kanton im Südlibanon und in der Bekaa­
Ebene, je einen drusischen Kanton im 
Schuf und um die zentrallibanesische 

Soldal.n dor Ami<"< .""",,n ,ich 

O.nu).1 ". Wul .. nl lOn ,u Ga$! 110. R."..n 

Stadt Aley, einen sunnitischen Kanton 
um die Stadt Sidon und einen christli­
chen Komon im Libanongebirge nörd­
lich von Beirut in dem Gebiet, das heute 
von den Phalangisten beherrscht wird, 
vor. 
Der Nordlibanon sollte in einen christli· 
ehen Kanton in Zghorta und Eden, der 
Hochburg des Kopräsidemen der Natio­
nalen Errettungsfront, Frangieh, und ei­
nen sunnitischen Kanton um die Hafen­
stadt Tripoli geteilt werden. 2 

Dieser Plan war von der Opposition zu­
rückgewiesen worden, weil er die Teilung 
des Landes endgültig besiegelt, der aus­
ländischen Intervention und Einmi­
schung Tor und Tür geÖffnet hätte. 

Spätestens das Auseinanderfallen der li­
banesischen Armee war offensichtlicher 
Beweis für das vorläufige Scheitern der 
Libanonpolitik Washingtons. Noch·am 
31. Januar d.J. verlautete aus dem 
US·amerikanischen Verteidigungsmini­
sterium, daß man der libanesisch!;n Ar· 
mee 35 Panzer des Typs M·60 im Wert 
von 28 Mio Dl\Iliefern würde. "Die lie­
ferungen seien als Teil der Bemühungen 
Amerikas anzusehen, die: libanesischen 
Streitkräfte besser auszurüsten und 
ihnen zu helfen, damit die Regierung in 
Beirut die Souveränität über das gesamte 
Staatsgebiet wiedererlange. "3 

Fehlrechnung Reagans 

Nach dem Ende der i5raelischen liba­
non-Invasion Uuni-Augusl 1982; d. 
Red.) hatten sich die USA durch die 
Installierung einer proamerikanischen 
Regierung, durch den Aufbau der libane­
sischen Armee mit Hilfe von US·~1 ili l är· 

beratern und durch die St<ltionierung 
von NATO-Truppen die Ausweitung des 

militärstrategischen Einflußgebietes im 
Nahen Osten versprocHen. 

Durch Druck auf die libanesische Regie­
rung wurde am 17.l\Iai 1983 in Khalde 
zwischen Israel und Libanon ein Vertrag 
abgesch lossen, der in seiner Verwirkli­
chung auf den völligen politischen und 
militärischen Ausverkauf des Landes an 
Israel (Wortlaut und Einschätzung in: 
AlB 7-8/1983, S. 30ff.; d. Red.) hinaus­
gelaufen wäre. 

Nach dem Camp-David-Abkommen zwi­
schen Israel und Ägypten vom Septem. 
ber 1978 stellte dieser Vertrag einen wei­
teren Mosaikstein zur Herstellung eines 
sog. strategischen Konsens' zwischen 
Israel und der arabischen Welt dar. Dies 
war in den letztenJ ahren ein vorrangiges 
Ziel der Nahostpolitik der USA durch 
das sie eine" Befriedung der Region" zur 
ungehinderten Durchsetzung ihrer Vor­
herrschaft zu erreichen suchen . 
Zu diesem Zweck wurden auch die Auf­
gaben der 1982 im Raum Beirut instal­
lierten sog. Multinationalen friedens­
truppe ständig ausgeweitet. Ursprünglich 
waren die Truppen mit dem Ziel statio­
niert worden, den Abzug der Kämpfer 
der Palästinensischen Befreiungsorgani­
sation (PLO) zu garantieren. Dies ge­
schah unter dem Vorwand, die Sicher· 
heit der zurückgebliebenen Zivilisten zu 
gewährleisten. Später hieß es bei Ronald 
Reagan: "Sie sollen bei der Stabilisie­
rung des Libanon behilflich sein, bis die 
fremden Streitkräfte abgezogen sind und 
die libanesische Regierung ihr Staats­
gebiet wiederhergestellt habe. "4 

Allerdings standen der Durchsetzung der 
lIegemonialbestrebungen der USA zwei 
Faktoren entgegen: Einmal die libanesi­
schen patriotischen Kräfte, die sich glei­
chermaßen gegen die Hegemonialan­
spruche der Phalange wie auch gegen den 
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Ausverkauf des Landes durch das libane­
sisch-israelische Abkommen von Khalde 
zur Wehr setzten: zum anderen Syrien, 
das durch die Stationierung amerikani­
scher Truppen im Libanon und das Ab­
kommen von Khalde eigene Sicherheits­
interessen berührt sah. 
Syriens Motive: Die Regierung Assad hat 
sich immer gegen Separatverhandlungen 
anderer arabischer Parteien und Israel 
gewehrt und sich stattdessen für globale 
Nahostverhandlungen, bei denen auch 
die besetzten Golanhöhen zur Debatte 
stünden. eingesetzt. Zum anderen gehört 
der Libanon durch seine geostrategische 
Lage sowohl militärstrategisch wie infra­
strukturell zur Interessensphäre Syriens. 
Durch das Abkommen mit Libanon er­
hielt Israel die !\Iöglichkeit. Truppen­
kontingente ca. 25 km vor Dam askus zu 
stationieren - ein nicht unerhebliches 
Sicherheitsrisiko rur Syrien. 

6 

Besondere Verärgerung löste in Syrien 
die Tatsache aus, daß der israelische 
Truppenabzug vom Abzug syrischer 
Truppen abhängig gemacht wurde. 
Die gemeinsame Ablehnung des Abkom­
mens vom 17. Mai 1983 wurde zum maß· 
geblichen Anstoßpunkt fUr eine an poli­
tischer Breite bisher einmaligen Wider­
standsbewegung im Libanon und zur 
Grundlage des Bündnisses zwischen liba­
nesischer Oppositionsbewegung und 
Syrien. 
Die Stärke dieser Widerstandsbewegung 
und Syriens unnachgiebige Opposition 
gegen das libanesisch-israelische Abkom­
men von Khalde waren Faktoren, die die 
Reagan-Administration in ihren strate· 
gischen Plänen unterschätzt hatte und 
die die Reagan'sche Libanonpolitik 
letztlich in die Sackgasse fUhrten. 
Die Konzeptionslosigkeit der US-ameri­
kanischen Politik wird offensichtlich in 

den vergeblichen Versuchen, das Bünd­
nis zwischen Syrien und libanesischer 
Opposition zu spalten. Einerseits ver­
suchten zumindest Teile der US-Admini­
stration syrische Sicherheitsinteressen 
mit ins Spiel zu bringen in der Hoffnung, 
daß man so Syrien von der Unterstüt­
zung der libanesischen Opposition ab­
bringen könnte. Aber der gleichzeitige 
militärische Druck, die Bombardierung 
syrischer Stellungen im Libanon durch 
das US·Schlachtschiff "New J ersey" und 
spätestens die im November 1983 mit 
Israel neu vereinbarte strategische Zu­
sammenarbeit machten die diplomati. 
sehe Lyrik der USA völlig unglaubwür­
dig. 

Andererseits verstärkten die USA, be· 
sonders nach der ersten Runde der Gen­
fer Libanon-Versöhnungskonferenz vom 
November 1983 (siehe AlB 1/1984, S. 
8ff.), den Druck auf das Gemayel-Re­
gime. 
Dieses sollte durch Einbeziehung der Op­
position in die Regierung, deren soziale 
Basis erweitern, den Konflikt im Liba­
non entschärfen und die libanesische Op­
position von Syrien trennen. Allerdings 
wurde auch hier die militärische Option 
zur Zerschlagung der Opposition nie auf­
gegeben. 

GemayeIs plötzliche Konzilianz 

In diesem Zusammenhang sind die zu­
weilen konzilianten Äußerungen des 
Präsidenten Amin Gemayel 1:0 ver· 
stehen, "man könne mit ihm über alles 
diskutieren",5 selbst über die Verfas­
sungsfrage. Dies mündete schließlich in 
die Verkündung des 8- Punkte-Reform­
programms vom 6. Februar 1984, in dem 
Gemayel die Wiederaufnahme der Ver­
söhnungsgespräche, die Bildung einer 
Regierung der nationalen Einheit, die In­
tensivierung der Beziehungen zu Syrien 
und einen umfassenden Waffenstillstand 
ankündigte. 6 

Allerdings warnten ftihrende Opposi­
tionspolitikerwie WalidJunblat oder der 
Generalsekretär der Libanesischen Kom­
munistischen Partei. N. Chaoui. vor illu­
sionen über die Ansichten der Regierung. 
Sie wiesen darauf hin, daß Gemayel 
parallel zur Vorbereitung der nächsten 
Runde der Versöhnungskonferenz eine 
Armeeoffensive gegen den Schuf und 
Südbeirut vorbereite. was sich spätestens 
eine Woche nach Verkündung des 8· 
Punkte.Programm bewahrheitete. Erst· 
mals seit den Kämpfen vom September 
1983 bombardierte die libanesische 
Luft ..... affe dabei drusische Stellungen. 
In einer frage hat Gemayel allerdings 
kein grünes Licht seitens der USA erhal· 
ten. in der Aufkündigung des Vertrages 
mit Israel. Gerade der Abschluß dieses 



Nabih Berri 

Gemayel sollte verschwinden 
Nab;h BtfT; ist Vorsitzc:nde. der .ch iilischen 
Bewegung Amal ("Hoffnung"). die t97S 
... on Imam MUHa Sadr gegründet wurde und 
heule lIbc-r ein" U1. 10.000 Mann starke: Miliz 
verfii8l=n 1011. Serri. Bewt'gU01 arbeitet, im 
Untenchkd :tu. famllischen schiiliKh~ 
hlamiJChen Am"t Hussein Munawk (.Ie: 
spaltete ach Ende 1982 "on der Amal·Be ... <:­

guns ab), en, mil <kr Nationalen En'ettunp· 
front l.!lummen. So auf der Genfer Ver16h· 
nunpkonrncnz \lnm No\"ember 1983 hiebt 
AlB 1/ 1984, S. 8n.) und bei der Rückttobe­
ruol Westlxiru tJ Anfang f ebru,.,. dJ. 
In einem Gespräch mit dem Spiegel vom 
JS.2.1984 fordert., N. Berri den Rückn;u 
vOn PräJident A. Gemayrl und d ie Obcrwin· 
dung dei konfcuionellen VerraiiJIunp' 
'YSleml (Nltionalpakt ,'on 1943, der eine 
VorherrJeh;tft der maron;lisch..:hriitliehen 
Mindr:rheil r""Uchreibt). Er bckann~ skh 
:tur ZlUIImmenarbeit mit der Nationalen Er­
rethtnpfront bzw. mit deren Pr:iside:nte:n 
WalidJunblat und mit Syrien. 
Wie dieK fordert tt den "oUJländigen Abzug 
der US.amerikanischen und i:lr~liJ.c:hen Mili· 
tirkontingente: sowie die: Aufkiindigung des 
Separatabkommens Libanon.lsrac:l vom Mal 
1983. 
FRAGE: Wc:lche Grunde haben Sie ,·eran· 
laßt, die Schlacht um Wcslbeirut auszu­
lösen? 
N. BERRI: Der unmittc:lbare Grund war die 
Absicht der Staaumacht, die in Weslbein.1! 
"ationierte 6. Brigade der Armee dun::h jene 
zu nsetzen, die drei Tage vorher die südli­
chen Vororte "erwustet halle. All am Mon· 
tag, dem 6. Februar, gq;en 10 Uhr 20 Panzer 
~orrückten. um in Westbeirut einzuziehen, 
gaben wir den Befehl zum Kampf. 
Dies ist jedoch nur der Auslöser eines we· 
sentlich ticfergehenden Konf1ikt ~. der von 
den südlichen Vororten ausgeht. 
FRAGE: Warum die: südlichen Vororte? 
N. IIE RR I: In diesen Vororten vor den To­
ren Beiruu leben 2~'fO der libanesischen Be· 
völkerun, (ungerahr 700.000 Per$()nen). 
Diese Zone ist sicherlich in ihrer großen 
Mehrheit schiitisch. aber dOr! ... ohnt auch 
eine nicht un .... esentliche Anzahl von Ol.ri· 
lien. besonders in Haret·Hreik - und sie sind 
!'lOCh immer dort - sowie Sunniten und Dru· 
sen. Alle diCK Leute haben nur eine Gemein­
u.mkeit: es 'lind Arme und Minc:liolC. Die 
$Üdliche Vorstadt ist andererseits ein Kno· 
tenpunkt der Straßen der südlichen B~ka· 
Ebene und du Flughafens. 
Wir haben den Präsidenten Amin Gemayel 
nach seiner Wlhl aufgefordert, IU' den ,ild· 
lichen Vororten ein Modell einer gerechten 
Verwiltullll 'Zu machen. Ich habe allel VCT­

sucht. Ich habe mich dreimal mit Pnisident 
Gemayel getroffen und ungdihr zehnmal 
mit seinen Beratern. Ohne Erfolg. 
Die durch die Staaumachl "phalanglliene" 
Armee behandelt diese arme BevölkerunJj: 
wie das sIldafrikanische Regime seine 
Schwarzen. 
Die libanesischen Kräfte (Milizen der von 
den Phalangisten dominierten Libanuischen 
Front: d. Red. ) kamen in die Vororte. Sie 
eröffneten sopr Büros, namentlich in Borj 
&rajneh und in Haret·Hreik, und wirkten 
unler dem Schutz der Arm~. 
Ich habe dann mit friedlichen Milleln ver· 
sueht, die Staatsrnacht vor einem lolchen 
Eindringen zu WlU'llen. Man muBte auf jeden 

Fall "tthindern. daß lich das Drama von 
NlIbaa. einem anderen armen Schüten·Vier· 
tel wiederhol!, deuen Einwohner 1976 
durch die: PhalangistCß verjagt wurden. Ich 
orpnisierte Veru.mmlungen, hielt PrelSe­
konfereru.en ab, alarmierte die öffentlich­
keit. Ohne größeren Erfolg. 

All unsere Miliz ionäre lich am 2. Februar 
dJ. der Kir<:h~ Mar Mikhael, die ,'on der 
libanesischen Armee "ehalten wurde, be· 
mächtigten - was ich zugeben will, um un­
nütze Disku»ionen 'ZU ~ermeiden ., erwar· 
tete ich einen Gegenangriff der Armee. um 
diele Position 'Zuriic:ltzuerobcm und ich ak· 
~eplierte diei. Doch niehn dergleichen ge­
"Chah. 
Anstal! ~u kämpfen, ließ die Armee die dicht 
bnolkttten Viertel der sudhchen Vororte 
wiih~nd 18 Stunden durch 60 Pan~er born· 
bardieren. 170.000 Einwohner mußten ihre 
lläuser verla»en, Das ist ein hi$lorisches Ver­
brechen. 
Selbst nach diesem barbarischen Bombar­
dement habe ich nicht den Rücktrill dei 
Pnuidenten gefordert. Ich wandte mich an 
das libanesische Volk und wiu darauf hin, 
daS uruere maronitischen BrUder eIße veT' 

antwortliclte f-b.ltun, einnehmen mußten, 
um den Prisidenienposten zu behalten. und 
ich hörte die Rundfunkerklirung von Herrn 
Gemayel. Aber diescr fand weder ein Wort 
dei Sedauerns noch suehte er VerantwOrt­
lichkeiten fest~u stellen. 
Ich schloß daraus. daß ein solchtt Prlisidcnt 
unannehmbar ist. 

Um trot~ alledem die Gesetzhchkeit zu re· 
spektieren, wollte ich das Parlament ein· 
schalten, indem ieh die Reduzierung der 
Amtszeit von Herrn Gemayel von 6 auf 2 
Jahre ,·orschlug. 
Da kein Obenter Gerichtshofbesteht, wollte 
ich die Abgeordneten, die ihn ge ... .ihlt ha­
ben, dazu verpflichten, sich au einer Verant· 
wonlichkeit für diese Verb~chen zu äußern. 
Da ich ... eder selbst Abgcordneter bin noch 
Einfluß im Parlament habe, weiS ich, daß ich 
uber wenige:r Trumpfe ab PriUident Gemayel 
verfuge. Aber ich wollte. daß diese Angele· 
genheit vor eine Art Tribunal der Geschichte 
kommt, und ich ~erfügte über keine ande~ 
Instanz.. 
FR .... GE: Warum war die SchlachtlO heftig? 
Glauben Sie, daß eine Invasion der sildlichen 
Vororte vorbereitet wurde? 
N. HERR!: ~tan kann die sildliehen Vororte 

nicht einnehmen. Esgißll'darum,die Be"·oh· 
ner zu terrorisieren. um sie zur Flucht zu 
bewegen und dadurch das so:tiopolitische 
Gewicht dieser Bevölkerung. die die Staan­
macht behindert, 'Zu verringern. Sie ist gegen 
den Konfeisionahsmus, gegen die Feudalen. 
die sie im Parlament vertreten, gegen das 
libanesisch-isr~elische Abkommen ~om 17, 
Mai 1983, und entschlos~en, den Libanon 
von Silden her zu befuicn. 
.·RAGE: Welchen politischen Aus"'eg IUI 

der Krise sehen Sie angesichu der Tatsaehe, 
daß Prasident Gemayel nicht zuri.ic:ktreten 
will? 
N. BERRI: Wir wollen Prilsident Gemayel 
nieht nUTZen, aber ... ir sch,lIzcn ein, daß er 
]turuc:ktreten muß. Um innerhalb der "erfal­
sungsmaßigen Formen zu bleiben, nehmen 
wir ZuOueht :turn p,arlam.,ntarillchen Verfah· 
ren. Schließlich brauchen die Maroniten nur 
einen anderen maroniti.schen Präsldenten]tU 
wählen. 
Wir fordern nicht, daß er schi itisch Jei, wir 
sind noch nicht soweit. den Nationalpakt 
von 194' in Fr .. ge cu SIelIen. Amin Gemayel 
benimmt sieh noch immer wie ein Mitglied 
der phalallllistischen Partei und ,ergiSt, daß 
erder Prluident aller Libanesen 1St. 
fRAGE: Es iSl also eine Sackga.s;.,? 
N. HERRJ : Ja, .. ir sind in einer Saekg.,~e. 
Und eJ in nicht möglich, aus ihr herauuu­
kommen, ohne den Pr,uidenten]tu ... echJeln. 
Wir hatten auf der Genfer Konferenz Vor· 
schläge vorgelegt, von denen alle Punkte zur 
Verhandlung 51then, bis auf zwei: die Ab­
schaffung des libanesisch·israelischen Ab· 
kommens und die arabische Identit" t des 
Libanon. 
Wir lehnen es Ib. daß der Libanon, wic ei 
einige Phaiangisten oder Mitglieder der I..ib;,,­
nesi'lchen Front behaupten. ein chri'ltliches 
u.nd sei. Aber wir .. ollen auch nicht,daß er 
ein moslemischei Lond sei. 
FRAGE : Wekher Xatur sind Ihre Beziehun· 
gen zu Im;"m Khomeini? 
N. HERRI: Im Weiten "enteht man nicht. 
daß Khomeini rur uns ein '·erehrungs"·urdi· 
ger M~nn und eine große religiöse Autoril~t 
i$l, ohne daß wir jedoch eine politische Be­
ziehung zu ihm oder ]turn Iran hällen. Es in 
in etwa die gleiche Beziehung wie zwilchen 
einem katholischen Land und dem Papu. 
f-' RAGE: Welche Beziehungen haben SII~ 

denn demlUich zu Herrn MUlIA,wi, der die 
schiitischen Extremisten lß Baalbek an· 
führt? 
N. HERRI: Kelße, Mu)sa"'i wurde zum Zeit­
punkt der israeli.ehen In'"lIsion aus der Amll 
ausgcschloJitn. weil er einen christlichen 
Bischof entführt hllte. Wir habe:n seitdem 
keine Beziehun,en mehr 'Zu ihm. 
FRAGE: Ober wie~iel Kampfer und ube:r 
welche Mittel vermllt die Amal? 
N. HERRI: Ich "erfuge nieht über einen 
Kämpfer und gleichzeitig habe ich I Million 
(im Libanon leben etwa I Million Schiiten; 
d, Red.). 
Die Untenlutzung des Volke, innerhalb uno 
serer GemeIßsdu.ft iSI in der Tat so, daß wir 
vor Orl die lUmpfer finden, die wir rur jede 
Schlachi brauchen. Wir haben es nichl nötig, 
unse«: Truppen zu bewegen. Unsere Organi· 
sation ist in drei Sekloren unterteill: Beirut, 
die Vororte eingeschlossen, der SUden und 
die Beku. Die Anzahl unserer Kämpfer in 
ein militärisches Geheimnis. ( ... ) 
FRAGE: Was halten Sie ~on den multinatio· 
nalen Streitkrliften? 
N. HERR I: Die muhinationalen Streitkräfte 
wurden durch die Ereign;!!e überholt. Man 
muß jetzl versuchen 'Ie dun::h die ,,1Il;.uhd· 
me"' der UNO zu ersetzen. ( ... ) 
(Quelle: Le Monde. Paris, 16.2,1 984) 
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Walld Junblat Yankees geht nach Hause! 

Walid JUllbl.u. Führer d<, . Progrcui\'en So­
zialistischen Partei, der drusischcn ~mcin­
schart im Libanon (rund 400.000) und einer 
der drei Präsidenten der im Mai 1983 gegrün­
deten Front der Nationakn Enettung, zählt 
zu d .. n Schlüsselfiguren einer Lösung im 
kricgsmüdcn Land der Zedern. Kurt \'or der 
Rückcrobcrung Wutbciruts durch die liba­
nesische Opposition im Fcbruard.J. benann­
te er die aktudkn Ziek der ,-on ihm reprä· 
~nlicrkn Kräfte de i libanesischen Wider­
stands. 

Zur USo Verwicklung im Libanon 
Die Vereinigten Staaten haben 1982 die fal· 
sche Methode angewandt, ab sie mit der 
Begründung, daß der Libanon eine starke 
Regierung benötige, die Wahl von Präsident 
Bcshir Gcmaycl (Phalangdührcr. ermordet 
im September 1982; d. Red.) unterstützten. 
Aber eine ~tarke Regierung muß das Resultat 
einer nationalen politischen Lösung sein. Sie 
kann nicht ~on den Amerikanem oder hrae­
lis aufgezwungen werden. Darüber hinaus 
unterst üt~en die USA und Israel immer noch 
(den jetzigen Präsidenten) Amin Gemayel 
und seine Armee. 
Die Armee ist wie die Toocsschwadronen in 
EI Salvador - sehr ähnlich. ungewöhnlich 
ähnlich. Schauen Sie sich nur den Report der 
fran~ösischen Kommission für Men~chen­

rechte an, der aussagt, daß seit der inaeli· 
5chen Invasion 1.500 Menschcn im Libanon 
verschwunden sind. 

Zum Verhältnis zu Syrien 
leh spreche nicht für Syrien. Aber ich be· 
trachte das libanesische und syrische Volk 
als ein Volk, eine Nation. Deshalb bin ich mit 
den Syrern eng verbundcn. Und ich bin ein 
Araber. 

Zur Internationalen Friedenstruppe 
Die multinationale Streitmacht verhindert 
den Konflikt nicht. In Wirklichkeit hilft sie, 
die Kämpfe auszuweiten. 

Vertrages war ja das J-Iauptanliegen der 
Reagan-Administration auf dem Weg zur 

Herstellung eines strategischen Kon­
sens'. 

Aber gerade die Aufkündigung dieses 
Abkommens stellt Hauptforderung 

Syriens und der libanesischen Opposi. 
tion d .. r, welche ihrerseits bei der o:rsten 

Runde der Genfer Versohnungsgespra. 
ehe vom November 1983 in der Verfas­

sungsfrage zu relativ weitgehenden Zuge· 

ständnissen bereit gewesen war. 

] e mehr militärische E.rfolge die Opposi­
tion erzielte, um so größer wurde das 
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Zurweiteren Kriegführung 
Amin Gemayel, ermutigt durch die Amerika· 
ner, denkt immer noch, es sei möglich, einen 
militärischen Sieg über seine Opponenten zu 
erringen. Er versucht, die bewaffnete Volks­
rebellion gegen seine Regierung zu 
schwächen, indem erdie südlichen, von Schi· 
iten bewohnten Vororte Beiruts und die 
Drusen·Gebiete in den Schuf·Bergen syste· 
matisch zerstört. 

Zu den Friedensbedingungen der DruKn 
Wir haben erfolglos versucht. die Regierung 
Gemaycl zu grundlegenden Reformen zu be· 
wegen, darun ter zu einer Volkszählung. Eine 
Volkszahlung ist seit 1932 nicht mehr durch· 
geführt worden. Wir wollen ein Parlament, 
das gerecht gewahh wird, um dem Volk eine 
wahre Repräsentation zu gehen. Außerdem 
besteht die Notwendigkeit, den wirtschart· 
lichen Wohlstand umzuverteilen. 
leh sehe keine Chance rur eine Regelung, 
wenn sie nicht unsere Bedingungen akzeptie­
ren. Wamm gibt es zum Beispiel eine Aus­
gangssperre im (mosiemisch dominierten) 
We~tbeirut, nicht aber im (christlichen) Ost­
beirut? Warum wird die Presse in Westbeirut 
zeosien? 

Ober die nationalen Venohnungsgespräche 
in Genf 
Es gibt keine Chance, daß die Gespräche 
(vom November 1983; d. Red.) fortgerlihrt 
werden, solange Gemaycl Präsident ist. Er 
sollte jetzt zurücktreten. Ich bin nicht in der 
Lage und nicht willens, seine Politik und 
seine Verbrechen zu akzeptieren. 
Ich glaube, daß eine politische Lösung im 
Moment einfach unmöglich ist . Es gibt zwei 
gegensätzliche, sich widersprechende politi· 
sehe Richtungen, und es ist unmöglich, sie 
miteinander auszusöhnen. 

Ober die drusische 8rSlimmung 
Unsere Städte und Dörfer sind buchstäblich 
zerstört. Das tägliche Trommelfeuer trifft 
etwa 20 von unseren 100 Dörfern. Früher 
wohnten 250.000 Drusen im Schuf, heute 
,ind es weniger als 100.000. Heute sind die 
Herge nahezu menschenleer, abgesehen von 
den Kämpfern. 
Aber wir müssen leben. Wir hängen an die­
sem Land, das Libanon genannt wird. Wir 
wrrden unsere Dörfer und Städte verteidi­
gen. und wir werden daHir sterben. 

Oberden Kurs. den die USA fah ren sol len 
Rausausdem Libanon. 
(Quelle: U.S. News & World Report. \Va· 
.shington, 13.2.1984.S.S2) 

Gewicht ihrer Forderungen nach Abzug 
der multinationalen Truppen, Neutrali· 
sierung der Armee, Aulbebung der Son­

dergesetze, Beendigung der phalangisti. 
sehen Hegemonie und eben nach Auf­

kündigung des Vertrages mit Israel. 
Nun warnte US-Außenminister Shultz 

den libanesischen Präsident Gemayel 

eindringlich vor der K ündigung des Ver· 

t ragswcrkes. E.s war dies die Reaktion 

darauf, daß der libanesische Präsident in 
seinem 8-Punkle· Programm bereits vor­

sichtig ein räumte, das Abkommen \'on 

Khalde sei nicht Ziel seiner Politik. Es sei 

nur ein Mittel, um das Ziel, nämlich den 

Rückzug der Armeen Israels und Syriens 

aus dem Libanon zu erreichen . 

Nach dem neuerlichen militärischen 

Vormarsch der opposi tionellen Milizen 
- sie eroberten Mitte Februar d.]. die 
Städte Damour und Mishrif südlich von 

Beirut - sah sich GemaYel jedoch zur 

Bekräftigung seines Kompromißange­

bots gezwungen, um seinen Sturz abzu­
wenden. Er stimmte am 15. Februard.]. 

einem 8-Punkte-Plan Saudi Arabiens zu, 

der nicht nur die Aufkündigung des Ab· 

kommens mit Is rael vorsieht, sondern 

auch d ie Ersetzung der multinationalen 
Truppen der vier KATO·~ l ächte USA, 

Italien. Großbritanien und Fr.tnkreieh 

durch eine UNO-Truppe. 

Washington warnte daraufhin die libane­

sische Regierung erneut vor einer Auf· 

kündigung des Abkommens. Israel be­

zeichnete den Schritt Gemayels als 

"Katastrophe rur die Souveränität liba­
nons". Man werde eigene Mittel rur die ' 

Verteidigung seiner Souveränität su­
chen. Israelische Einheiten griffen seit­

her mehrfach in die Kämpfe ein. 

Die libanesische Opposition erklärte, die 

Zugeständnisse Gemayels kämen zu 



spät, um noch einen Einfluß auf ihr wei· 
teres Vorgehen zu haben. Syrien lehnte 
den Plan Saudi Arabiens grundsätzlich 
,b. 

Zwar hatte Reagan noch Anfang Februar 
d.). gesagt, daß weder Syriens Unnach· 
giebigkeit noch der Druck des US·Kon· 
gresses ihn dazu zwingen könnten, die 
Marines aus Beirut abzuziehen"J Zwar 
hatte Staatssekretär Eagleburger dem 
beigepflichtet, da der Rüchug der Mari· 
nes "ein Sieg des Extremismus bedeuten 
würde".8 
Dennoch kam es nicht ganz über· 
raschend, als Reagan am 8. }-'ebruar d.]. 
anordnete, das amerikanische Kontin· 
gent der multinationalen Streitmacht 
innerhalb eines Monats auf US-Kriegs­
schiffe vor der libanesischen Küste zu 
verlegen, womit er auch das Signal rur 
Franzosen, Italiener und Briten gab, ihre 
Kontingente ebenfalls zuriickzuziehen. 

MultinationaJe Truppe am Ende 

Nach den Bombenanschlägen auf das 
amerikanische Hauptquartier in Beirut 
im Oktober 1983, bei dem 241 Marines 
ihr Leben verloren, würden weitere 
amerikanische Verluste im Libanon Was· 
ser auf die i\lilhlen der innenpolitischen 
Kritik Reagan'scher Libanonpolitik be­
deuten, die sich der Cowboypräsident 
gerade im Wahljahr kaum erlauben kann. 
Zwar sprechen Reagan und US-Verteidi· 
gungsminister Weinberger davon, daß 
sich die USA nicht militärisch aus dem 
Libanon zuriickzögen, sondern ihre 
Truppen nur 2-3 Meilen weiter westlich 
neu formieren. Doch kann selbst die er­
neute Bombardierung schiitischer, syri. 
scher und drusischer Stellungen durch 
US-Kriegsschiffe nicht über die Sack· 
gasse, in die sich die USA begeben haben. 
hinwegtäuschen. Durch das blinde Um· 
sichgeschieße werden die politischen 
Differenzierungsprozesse im Libanon 
eher vorangetrieben, findet die Forde· 
rung Syriens und der libanesischen Op­
position nach Abzug der multinationa· 
len Truppen sow.ohl im Lande selber wie 
international immer stärkeres Gehör. 

Inzwischen hat Frankreich im Welt­
sicherheitsrat die Ersetzung der west­
lichen Truppenkontingente durch UNO· 
Truppen beantragt - ein offenes Einge­
ständnis des Scheiterns der "Befrie· 
dungsaktion'·. Die libanesische Opposi­
tion, Syrien und die Sowjet union haben 
dem zugestimmt unter der Vorausset­
zung, daß an den UNO.Truppen keint: 
Länder beteiligt sein dürfen, die bisher 
Kontingente der multinationalen Trup· 
pen im Libanon gute]]t haben. 

Korb der Regierung Shamir 

Der Abzug der i\larines aus dem Libanon 
wird auf die gesamte US·Politik im Na­
hen Osten Auswirkungen haben, zumal 
der Reagan.Schützling Gemayel trotz an· 
derslautender Berichte aus Washington 
noch nicht einmal von der Entscheidung 
des Weißen Hauses im voraus informiert 
..... orden war. Das Vorgehen Reagans 
macht auch den anderen US-hörigen 
Monarchen und Präsidenten im arabi­
schen Raum deutlich, was sie im Ernst· 
fall von ihrem amerikanischen Protago­
nisten zu erwarten haben. 
Nicht umsonst sieht zum Beispieljoseph 
Kraft, der Kommentator der Los An· 
geles Times, Gefahren rur die gesamte 
Nahostpolitik der USA nach dem 
Rückzug der Marines: 
"Der unmittelbare Verlierer ..... ird die 
libanesische Regierung unter Amin Ge· 
mayel sein, die wahrscheinlich fallen 
wird. Israel wird einen verheerenden 
moralischen Schlag einstecken mÜSs~n. 
Gemäßigte arabische Regimes wiejorda­
nien, Ägypten und Saudi Arabien wer­
den geschwächt ..... erden. Die unmittel­
baren Ge ..... inner sind die oppositionellen 
Moslems aus zwei Gemeinschaften des 
Libanon, die Drusen und Schiiten. Sie 
werden unterstützt von dem bedeutend· 
sten Exponenten des radikalen arabi· 
schen Nationalismus, des syrischen Präsi· 
denten Hafez AI·Assad." Diese Politik 
sei besonders gefahrlich, so Kraft ..... eiter, 
da ein von den USA unterstüt:zter mode· 
rater, antisyrischer Block aus König Hus· 
sein, den Saudis, Irak und !'LO-Chef Ara· 

fat gerade dabei sei, die Wiederaufnahme 
Ägyptens in die Islamische Konferenz zu 
betreiben. 9 

Tatsächlich haben die Konzeptionslosig­
keit und der überstürzte Rückzug der 
USA aus dem Libanon auch in Israel 
Verunsicherung und Verärgerung her­
vorgerufen. Noch am 23. und 24.januar 
d.]. hatten sich hochrangige israelische 
und US-amerikanische Militärs bei der 
ersten Sitzung des gemeinsamen militä­
risch-politischen Komitees auf gemein. 
same Operationen gegen die "sowjeti· 
sche und syrische Bedrohung im Nahen 
Osten" geeinigt. 
Zwei Wochen später holten sich sowohl 
die Führung der Phalangisten, die eine 
Delegation mit der Bitte um verstärkte 
Waffenlieferungen nach jerusalem ent· 
sandt hatte, wie die Reagan.Administra· 
lion, die - nach Informationen der israe­
lischen Tageszeitung Ma'ariv - die israe· 
lische Regierung aufgefordert hatte, zur 
Rettung Gemayels militärisch im Liba­
non zu intervenieren, eine Abfuhr. 
Premierminister Shamir und Verteidi­
gungsminister Arens, die selber in ihrem 
Land mit einer wachsenden Opposition 
gegen ihr Libanonengagement und zu­
nehmendem Unmut über die sozialen 
Folgekosten des Krieges konfrontiert 
sind, forderten ihrerseits die USA auf, sie 
sonten selber durch verstärkten Beschuß 
der schiitischen und drusischen Steilun­
gen ein Exempel gegen Syrien statuieren. 
Mit der Bemerkung, daß für Israel die 
"Sicherung der Nordgrenze wichtiger sei 
als der Thron Gemayels"lO , hu die zio· 
nistische Führung deutlich gemacht, daß 
sie nicht unbegrenzt bereit ist, ruf 
Washington die Kohlen aus dem Feuer 
zu holen. 

Anmerkungen: 
I) Le Monde (LM), Paris, 16.2.1984 
2) Frankfuncr Allgemeine Zeitung (FAZ), 

2.1.l984 
3) FAZ,31.1.1984 
4) FAZ,6.12.1983 
~) I.M,17.1.1984 
6) I.M,7.2.1984 
7) International Herald Tribune (lHT), 

Zürich/Paris,6.2.1984 
8) Süddeutsche Zeitung, 4.2.1984 
9) Zit. .ach: IHT,6.2.1984 

10) LM,8.2.1984-
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Nora Hassan 

Aufbegehren gegen die Besatzer 
Mildem Libanon-Kriegszug vom Juni bis 
September 1982 schien Israds Regie. 
rung Segin die "Neuordnung" des Lan­
des besiege!! zu haben. Auf israelischen 
Bajonetten wurde das phalangist ische 
Gemayel.Regime inthronisiert. Die USA 
übernahmen den Aufbau seiner Armee, 
seine militärisch-wirtschaftliche Stabili· 
sierung im Raum Beirut. 
Die israelischen Invasoren hatte n nach 
wochenlangem Beschuß Westbeiruts und 
der schließlichen Evakuierung der 
Kämpfer du Paläs tinensischen Befrei­
ungsorganisation (PLO) Mitte Septem. 
ber 1982 Westbeirut gestürmt. Es folgte 
das Massaker in den Palästinenserlagern 
Sabra und ShatiIa, das sie damals im Ver· 
ein mit phalangistischen l\.lilizen insze­
nierten . 
Als die Israelis sich im Herbst 1983 aus 
dem Raum Beirut bis zum Awali·Fluß 
zurückzogen, hatten sie nicht nur an 
GemayeJs Alleinherrschaft mitgezim­
mert. Sie hallen diesem auch im libane­
sisch-israelischen Separatabkommen. 
das im Mai 1983 in Khalde unterzeichnet 
wurde, die Errichtung einer "Sicher· 
heitszone" im Südlibanon abgehandelt. 
d .h . sich die Okkupation des Landes­
südens auf Dauer absegnen lassen. 
So kam es, daß skh der wachsende Uno 
mut und Widerstand der libanesischen 
Bevölkerung gegen die Willkürpraktiken 
der neuen Machthaber gkichermaßenge­
gen die israelischen Besatzer wie gegen 
deren phalangistische Sachwalter richten 
mußte. 
Der Volkswiderstand im Raum Seirut 
nahm ähnliche Züge an wie im Süden, wo 
das israelische Militär bis heute allein 
regiert. Er kehrte sich hier wie dort gegen 
das Abkommen von Khalde, gegen die 
Besatzungsmacht Israel, das mit ihm 

kollaborierende Gemayel· Regime und 
deren gemeinsame Stütze USA. 

Zu Beginn der neuen Ara waren bei Tei­
len der libanesischen Bevölkerung in 
Westbeirut wie im Süden, die mehrhei t · 
lieh aus schiitischen i\ loslcms (rund 
450.000, im Gesamtlibanon rund I Mio) 
besteht, I-Ioffnung und Optimismus auf· 
gekommen, endlich in Ruhe und Frieden 
leben zu können. 

Phalange - Sachwaher Israels 

Die Palästinenser, die man hauptsäch lich 
ftir die i\Iißstände und das Chaos ver· 
antwortlich machte, hatten keine Macht 
mehr im Lande. Doch die zurückgeblie· 
bene palästinensische Bevölkerung ahn· 
te. daß wieder einmal eine Zeit der Ver­
folgung und Unterdrückung beginnen 
würde. Das Massaker \"on Sabra und Sha· 
tila war nur der Anfang. 
Die Annee setzte bewußt viele phalan­
gistisch orientierte Soldaten in Gebieten 
ein, wo der palästinensisch·libanesische 
Widerstand und sein Einfluß stark wa­
ren, was natürlich 'Zu Konfrontationen 
'Zwischen Armee und Bevölkerung füh· 
ren mußte. Für die Soldaten war zu­
nächst einmal jeder Palästinenser ein 
schwachge"'ordener Feind, den es zu deo 
mutigen und peinigen galt. 
Viele der insgesamt 3,3 Mio Libanesen 
waren zu Beginn der neuen Ära gegen· 
über der Regierung Gemayel und ihrer 
Armee sehr loyal eingestellt. Die Unter· 
drückung gegen die moslemischen Liba­
nesen war anfangs nur sehr latent spür­
bar. Erst einmal war alles, was libane­
sisch war, gut. 
Doch es dauerte nicht allzu lange, bis die 
libanesischen Moslems \·on den Macht-

habenden sozusagen über einen Kamm 
geschoren wurden mit den Palästinen· 
sern. Nur wer Geld besaß und Beziehun­
gen zur Armee hatte, war davon weniger 
betroffen. 
Die Bevölkerung war praktisch in Klas­
sen eingeteilt worden. An erster Stelle 
standen die Christen und die den Phalan­
gisten politisch Nahestehenden, an zwei­
ter Stelle die Sunniten, dann die Drusen 
und Schiiten, und ganz zum Schluß die 
Palästinenser und sonstige Ausländer. 
Auch der Unterschied zwischen Ost- und 
Westbeirut (obwohl ganz Beirut und 
Umgebung zu "GroßbeirUl" vereinigt 
war), zwischen Christen und Moslem, 
zwischen Libanesen und Palästinensern 
trat jeden Tag deutlicher hervor. 

Freiwild Palästinenser ... 

Das fing an beim Ausstellen von Auswei· 
sen und endete bei dem Vermerk in pa­
lästinensischen Reisedokumenten "ohne 
Rückkehr". Leute wurden oft wochen· 
oder monatelang hin und her geschickt 
(vom Westen in den Osten). Sie wurden 
zum Kriegsrat der I'halangisten ge· 
Schleppt, geschlagen und verhörähnli· 
ehen Fragen unterworfen, um einen Aus· 
weis zu erhalten. 
Daß man - im sichtlichen Zusammen­
wirken zwischen Regierung und I'halan­
gisten - ähnlich auch mit Libanesen ver­
fuhr, drückte ein betroffener Libanese 
aus Westbeirut folgendermaßen aus: 
"lch bin nicht bereit, dauernd die Füße 
des Chefs der Inneren Sicherheit zu 
küssen, nur weil ich einen Reisepaß brau­
che. " 
Für I'alästinenser gibt es keine Rechts· 
anwälte, die sich um die Gefangenen in 



den libanesischen Militärgeningnissen 
kümmern würden. Denn wer sich fUr die­
se Gefangenen einsetzt, maeht sich selbst 
verdächtig. So wagen sich fast nur die 
weiblichen Angehörigen der Gefangenen 
in die Nähe der Gefangnisse, um nach 
ihren Angehörigen zu fragen. Zahlreiche 
Gefangene starben unter der Folter oder 
wurden verschleppt. 
Die Politik der libanesischen Regierung 
ist auf Unterdrückung und Vertreibung 
der noch anwesenden palästinensischen 
Zivilbevölkerung ausgerichtet. Dazu sind 
fast alle Mittel erlaubt, einschließlich des 
Abreißens ihrer Häuser bzw. UnterkÜnf· 

". 
In den in Westbeirut übriggebliebenen 
palästinensischen Krankenhäusern (Gaz· 
za und Akka), die jetzt nur noch recht 
notdürftig funktionieren, wurden große 
Medikamentenmengen, die Spenden aus 
dem Ausland waren, und hochwertige 
medizinische Apparate konfisziert, um 
den Krankenhausbetrieb lahm·,wlegen. 
Geräte zur Herstellung \"on Prothesen 
wurden beschlagnahmt, mit der Begrün. 
dung: "Es handelt sich um Apparate zur 
Herstellung von Munition.·' 
Viel!.'; Palästinen5!.';r können hier wi!.'; im 
Süden keine Arb!.';it finden, da ihnen die 
dazu notw!.';ndige Arb!.';itserlaubnis vom 
Staat verweigen wird, d.h. sie müssen 
irgendeine Arbeit als Schwarzarbeiter 
od!.';r Tagelöhner annehmen. 

... und arme Moslems 

Auch der libanesischen F!üchtlingsbevöl. 
kerung aus dem Süden, die seit Jahren 
(teils seit der iSTaelischen Invasion vom 
März 1978; d. Red.) in slumähnlichen 
Zuständen am Rand!.'; der Palästinenser· 
lager und in der südlichen Vorstadt Bei· 
ruts lebt, ergeht es nicht viel besser. 
Viele sind - wi!.'; die Palästinenser -
mehrmals geflohen und von ihren Hei· 
matorten vertrieben worden. Die mei· 
sten trauen sich auch nach dem Krieg 
nicht mehr zu ruck in den Süden, weil sie 
die Verfolgung durch di!.'; Israelis oder 

deren Helfermilizen fUrchten und außer· 
dem dort keine wirtschaftliche Basis 
mehr besitzen. 
Di!.';ser Bevölkerungsteil, die armen 
Schiiten aus dem Süden, macht neben 
d!.';n Drusen und Sunniten wohl das 
stärkste Potential der neu erstarkten na· 
tionalen Bewegung aus. 
Im israelisch besetzten Süden des Liba· 
non sieht die Situation für den größten 
Teil der Bevölkerung ähnlich trostlos 
aus. Auch die Schiiten im Süden, die die 
Israelis bei ihrem Einzug im Juni 1982 
willkommen geheißen und si!.'; als die Be· 
freier von den Palästinensern gefeiert 
hatten, ftihlen sie sich heUl!.'; von ihnen 
unterdruckt wi!.'; nie zu\·or. Der Haß ge· 
gen die Besatzung nimmt immer stärkere 
Formen an. 
Die Israelis starteten nämlich im Süden 
syst!.';matische Verhaftungsaktionen, mit 
tatkräftiger Unterstützung der Haddad· 
Miliz (deren Anftihrer, der Separatisten. 
major Saad Haddad ist, im Januar 1984 
v!.';rstorben). 
Eines der Ziek dieser Verhaftungswellen 
bei denen Tausende von Unbeteiligten 
ohne Angabe von Grunden mitgenom. 
men wurden, war es, die Bevölkerung 
gefügig zu machen. Sie sollte den Ein· 
druck vermittelt bekommen, als ob die 
israelische Armee allwissend und all· 
mächtig sei. 
Die B!.';satzer suchten auf diesem Wege 
zugleich, soviel als möglich über die 
Dörfer, deren Infrastruktur und soziale 
Verhältnisse zu erfahren. Dabei scheuten 
sich die israelischen Soldaten auch nicht, 
sich an Kinder heranzumachen, in der 
einen Hand die Schokolade, in der ande· 
ren das Gewehr, um sie scheinheilig zu 
fragen: " B!.';stimmt mögt ihr die Fedayin, 
euer Vater war doch wohl auch einer? " 

Besatzerarm Nationalgarde 

An die Bürgermeister wurden Bögen mit 
gezielten Fragen über die Angelegenhei· 
ten des Dorfes ausgeteilt. Wer sich wei­
gerte, diesen Fragebogen auszufUllen, 
hatte die Folgen zu tragen. Aber trotz· 
dem weigerten sich die meisten. 
Es wurden u.a. folgende Fragen gestellt: 
Wer hat Landbesitz: Fragen üb!.';r sonstige 
Besitzverhältnisse; wer wohnt ab Frem· 
der im Dorf; Größenangaben und Zu­
sammensetzung von Familien, deren An· 
zahl; wievi!.';l!.'; Schulen gibt es; wieviele 
schulpflichtige Kinder, Mädchen, Jun. 
g!.';n, schwanger!.'; Frauen usw. 

Das B!.';mühen d!.';r Israelis, eine schiiti· 
sehe Miliz, die "Nationalgarde", aufzu· 
bauen, fiel jedoch teilweise auf fruchtba· 
ren Boden. 
Sie sollte den Einfluß auf die schiitische 
Bevölkerung erweitern und auch ein Ge· 
gengewicht zur christlichen Haddad· 
Miliz, die in den schiitischen Gebiet!.';n 

nicht Fuß fassen konnte, schaffen. Da 
d!.';r Süden und seine Bevölkerung seit 
langem von der Regierung benaChteiligt 
und vernachlässigt wurden, gaben die 
Milizftihrer diesen Umstand oft als ihr 
r..Iotiv fUrdie Kollaboration mit Israel an. 
Diese Milizen haben keine Eigenständig· 
keit und sind fUrdie Israelis ein wichtiges 
Instrument, die libanesische undpalästi. 
nensische Bevölkerung "in Schach" zu 
halten. 
In den um Saida liegenden Dörfern wie 
Hilalie oder Abra. in denen sich auch 
palästinensische Familien angesiedeh 
hatten, wurden, um die Gegend "von 
Palästinensern zu reinigen", in einer 
Nacht 14 Menschen umgebracht. Am an· 
deren Morgen fand man sie verstümmelt 
am Lagerrand. 
Anderen wurden nachts Zettel an ihre 
Türen geheftet mit der Aufforderung, 
ihre Häuser innerhalb 24 Stunden zu ver· 
lassen, wenn sie einem ähnlichen Schick· 
sal entgehen wollten. 
Das Lager Ain al·Helweh ("Süße Quel. 
le"), das in der Nähe Saidas liegt, wurde 
während des Krieges zu 90% zerstört. 
Ein Großteil des Lagers walzten die 
Israelis mit Bulldozern nieder, um die 
schreckliche Verwüstung und die Anzahl 
der liegengebliebenen Toten zu vertu· 
sehen. 

Männer aus dem Nichts 

Der von Israel gehegte Plan sah vor, im 
Lager wieder Wohnzelte - made in Israel 
- aufzustellen, das Schreckgespenst der 
Flüchtlinge von 1948. Doch er wurde 
von der Bevölkerung tatkräftig verhin· 
dert. 
Nachdem ein alter Mann nachts in einem 
Zell erfroren war und Zelte vom SlUrm­
regen weggeflogen waren, zerstörten die 
Menschen im Lager di!.'; Zelt!.'; mutwillig 
durch Zerschneiden und Verbrennen. 
Damit konnten sie durchsetzen, daß der 
Wiederaufbau d!.';s Lagers letztendlich 
genehmigt wurde. Die zuruckgebliebe· 
nen Frauen und Kinder haben einen 
großen Teil des Wiederaufbaus des La· 
gers selbst geleistet. 
Im Lager Rash!.';diyeh, wdches in der 
Nähe der Stadt Tyr liegt, wurde e in Kin­
dergarten geschlossen und die Kinder· 
gärtnerinnen verhaftet, weil d!.';n Besat­
zern zu Ohren gekommen war, daß in 
diesem Kindergarten "noch immer" pa· 
triotische Li eder von den Kinderngesun. 
gen wurd!.';n. 
In Nabatieh, ein!.';r südlibanesischen 
Kleinstadt, in d!.';r!.';n Nähe das Gefange· 
nenlager Ansar liegt, richteten die Israe· 
lis eigens ein Frauengefangnis ein_ Unter 
den Frauen im Süden kam bald die Re· 
densart auf: "Vielleicht gehe ich bald in 
Urlaub nach Nabatieh." Niemand 
wußte, wann er an der Reihe war, durch 
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die israelische MiJhlc: gedreht zu werden. 
Die Kachricht aus Tyr von der ersten 
Sprengung des israelischen Militärhaupt­
quartiers im Südlibanon am 13. Novem­
ber 1982, bei der es an die 100 Tote gab, 
schlug für alle wic eine Bombe ein. Die 
Phase der Resignation in der Bevölke­
rung schien sich in Aggressivität verwan­
delt zu haben. 
Dieses Ereignis war nur der Anfang des 
nachfolgenden Guerillakrieges, der von 
der Nationalen Widerstandsfront geführt 
wird (siehe AlB 11-12/1983, S. 16·17;d. 
Red.). Wer auch immer dahinterstecken 
mag, man weiß nicht viel darüber, aber 
man SpÜrt umso mehr davon. Es beSIeht 
der Eindruck, daß die Männer des Wider· 
stands, wie sie genannt werden, aus dem 
Nichts kommen und nach vollendeter 
Tat wieder ins Nichts verschwinden. 
Sie greifen die Israelis überall an, zu jeder 

V<>r<km S'" dt-< M,Io"''IOO.omours ,n S .. lo: I,,..oli,,,ho M'· 

li, ... ,"rs<hl.g.cn ,,,no P""",'<lomon'lral;"n 

Zeit und zu jeder günstigen Gelegenheit, 
die sich ihnen ergibt. Von ihren Aktio· 
nen bleiben auch Kollaborateure nicht 
verschont. Obwohl nach jeder militäri­
schen Operation seitens des Besatzungs. 
regimes eine hysterische \'erhaftungs· 
und Durchsuchungsmaschinerie in Gang 
gesetzt wird, ist es dabei meist erfolglos. 
Seit dtm isradischtn TeiJrückzug bis 
zum Awali·Fluß (17 Meilen südlich von 
Beirut) im Stptember 1983 ist die Bevöl­
kerung besonders im Süden wieder neu­
en Schikanen ausgesetzt. Die Awali­
Brückt, einige Kilometer nördlich von 
Saida gelegen, wurde in eine Grenz·Barri· 
kade verwanddt, deren überquerung 
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nur noch unter bestimmten Bedingun­
gen möglich ist. 
Und wthe dem, der einmal aufbegehrt. 
Er "darf" dann stundenlang auf dtr 
Straße knien, oder er wird durch Blut· 
hunde bedroht, oder man schießt über 
die Köpfe der Leute hinweg, um sie zu 
verängstigen und wegzujagen. Auch das 
Durchstechen der Autoreiftn und das 
Einschlagen von Windschutzschtiben 
kommt bei solchen Gelegenheiten vor. 
Reisende, die die Brücke zu Fuß passie. 
ren, müssen sich an schweren Panzern 
\'orbei über einen schmalen l'fadjonglie. 
ren, der auf der Landseite von Stachel· 
drahtrollen begrenzt ist und auf der 
anderen Seite zum ~lcer hin abfallt. Aus· 
weis· und Taschenkontrollen werden bei 
Jedermann durchgeführt, selbst bei An­
gehörigen der libanesischen Armet. 
So ist den I'alästinensern aus dem Süden 
zwar das Verlassen des Südens geStattet, 
aber nicht die Rückkehr dorthin. Wer 
mit dem Auto reist . hat ('ine vorherige 
schriftliche Genehmigung bei den Israe­
lis tinzuholen. Dieser Vorgang ist einem 
Verhör nicht unähnlich, und kostet 
außerdem noch Geld. Das Abfertigen deI 
Autos kann 2·3 Tage dauern. 
Die Sprengung du israelischen Haupt­
quartiers in Tyr am 4. November 1983, 
die von einem schiitischen Selbstmord­
kommando durchgeführt wurde und 61 
Tote forderte. war nur eine der vielen, 
stetig zunthmenden bewaffntten Aktio· 
nen des Widerstands im Süden. 
Von den damals aus dem Internierungs­
lager Ansar freigelasstnen rund 5.000 
Gefangenen scheint sich ein GUlleil dem 
bewaffneten Untergrund angeschlossen 
zu haben. Seither kam es vor, daß an nur 
einem Tag sechs Operationen gegen Mi· 
litäreinrichtungen der Besatzer stattfan­
den. Allein im Januar 1984 berichteten 
israelische Stellen von 60 "terroristi-

schen Zwischen fallen", darunter dem 
Einsatz von Zeitbomben, Landminen 
und Granaten. 
Die Tatsache. daß die Drustn im Gebirge 
und die schiitische Amal-Miliz nach dem 
Krieg vom Sommer 1982 nicht offiziell 
entwaffnet worden waren, Wti! sie die 
Isratlis widerstandslos einmarschitren 
ließen, ist im Nachhinein als buchleuni· 
gender Faktor für den Aufstand der Uno 
terdrückten zu werten. Mit der Zunahme 
des schikanösen Vorgthens der 15.000-
30.000 israelischen Besatzungsoldaten 
hat sich die Untcrstützungsbereitschaft 
im Volk für die Widerstandskämpftr 
sprunghaft erweitert. 
Dazu haben nicht lU]('tzt vtrmehrte Re­
pressalien der Okkupanten gegtn religiö­
se Veranstaltungen und geistliche Wür· 
denträger beigetragen. Beispielsweise 
fuhr in Nabatieh ein israelischer r-.Iilitär­
Konvoi im Oktober 1983 millen in eine 
schiitische Prozession. Bei den so provo· 
zierten Zusammenstößen wurden neun 
Libanesen verwundet. 
Zur Jahreswende 1983/ 84 verhafteten 
israelische Militärs zwei fühunde Geistli· 
ehe in Saida, den schiitischen Scheich 
Abdel Rahman Hijazi und den sunnit i­
sehen Scheich Moharem Arfeh. Eben­
falls in Saida stürmttn israelische Trup­
pen während der Gebetszeit die heiligen 
Räume von Moscheen - eine Respektlo· 
sigkeit, die die Sympathien der Bevölkt­
rung für die Guerilla nur erhöht. 

Zeichen des zivilen Widerstands 

Auch dem Aufruf zum zivilen Wider­
stand, den islamische Geistliche initiitr­
ten, wird immer mehr Folge geltistet. 
Der große Einfluß des Widerstamis zeigt 
sich daran, daß er das öffentliche Lebtn 
ganztr Städte und Dörfer lahmzulegen 
vermag. Aus Protest gegtn die inaeli­
schtn Maßnahmen werden Sitzstreiks in 
r-.loscheen, Versammlungen und Demon· 
strationen abgehalten. 
Die Bevölkerung läßt u sich nicht mehr 
so leicht gefallen, in Schulen und öffent­
lichen Plätzen zusammengetrieben zu 
werden, bis ihre Häuser durchsucht sind, 
oder stundenlang in der glühtnden Son­
ne stehtn zu müssen. Sie nimmt auch das 
tagelange Umzingeln ganzer Dörfer mit 
begleitender totaler Ausgangssperre 
nicht mehr widerspruchsfrei hin, wel­
chts von den Besatzern in Annahme 
durchgeführt wird, sie könnten aufditse 
Weist dit Bevölkerung soweit bringen, 
die eigenen Söhne auszuliefern. 
Dieses Aufbegehren des Volkts im Süden 
wird durch die Rückeroberung West· 
beiruts, Damours usw. seitens des natio­
nalen libanesischen Widerstands neuen 
Auftrieb erfahren. Die israelischen Be­
satZtr gehen noch unruhigeren Zeiten 
entgegen. 



Iran 

Interview mit Ali Ajang 

Geordneter Rückzug der Volksfedayin 
Am ;?O. Januar d.]. forderte der Vorsit­
undc der Revolutionsgerichte der 
Streitkräfte , Reysshari , alle Mitglieder 
der Organisation der Volksfedayin des 
Iran (Mehrheit ) (OVFI(M)) auf, sich den 
Behörden zu stellen. Mit dieser Maßnah· 
me, die einem Verbot g leichkommt, soll 
jetzt die letzte noch intakte: Linksorgani. 
sation zerschlagen werden. 
Bereits am 4. Mai 1983 war die Tudeh· 
Partei des Iran für aufgelöst erklärt wor­
den. Ober 11 .000 ihrer Mitglieder und 
Sympathisanten wurden seither verhaf· 
tet, bislang 13 Tudehis zu m Tode verur· 
teilt. Vorgewarnt dun:h die Repression 
gegen die Tudeh·Partei, konnten sic h die 
Volksfedayin auf den AngriH gegen ihre 
Organisation vorbereiten und vermei­
d4:n, daß ihr4: Führungeing4:kerk4:rt wur­
d4:. Anfang F4:bruar d.]. sprach das AlB 
mit Ali Ajang,Mitgli4:d d4:s Zentralkomi­
tees der Volksfedayin. 

AlB: Können Sie unseren Lesern kurz 
Ihre Organisation vorstellen? 
All AJANG: UnS4:re Organisation wur­
de in den 60er Jahren durch die Vereini-
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gung zweier Guerillagruppen unter 
Führung von Bijan Djasani und Mass'ud 
Ahmadzadeh gegründet. Am 9. F4:bruar 
1971 griffen bewaffnete Einheiten unse­
rer Organisation einen Stützpunkt der 
iranischen Gendarmerie im N"orden des 
Landes bei Siahkal an und traten damit 
zum ersten i\lal an die öffentlichkeit. 
Wir setzten unseren Kampf in den fol­
gend4:n Jahr4:n bis zur Februarrevolution 
im J ahre 1979 als eine Stadtgucrillaorga. 
nisation fort. Wir nahmen an der gesam­
ten revolutionären Bewegung vo n 
1978/79 teil und leisteten in den letzten 
Tagen des bewaffneten Aufstandes einen 
entscheidenden Beitrag. 
Nach der Revolution entwickelten wir 
uns von einer linksradikalen Guerilla­
gruppe zu einer marxistisch·leninisti· 
sehen Organisation. 
Unsere Positionen stimmen heute in 
allen I'unkten mit den Positionen der 
Tudeh-I'arte i des Iran überein. Aus di4:­
sem Grund verabschiedete unser Zentral­
komitee-Plenum im Sommer 1981 eine 
Resolution zur organisatorischen Ver­
einigung mit der Tudeh·Partei. 

AlB : Der Angriff gegen Ihre Organisa­
tion erfolgte dennoch fast ein Jahr nach 
der Verhaftung der Führung der Tudeh­
Panei. Was ist der Grund für diese Ver· 
zögerung? 
All AJANG: Das Abwarten der Behör­
den hatte vor allem taktische Gründe. Sie 
wollten damit noch einen Rest von plu­
ralistischem Anschein wahren, um den 
überraschungsdfekt beim späteren 
überfall auf die Basis der Tudeh-Partei 
zu vergrößern. 

Verzögerter Angriff 

Zum anderen hoffte die Regierung mit 
den Schaugeständnissen der gefolterten 
und gebrochen4:n Aktivisten der Tudeh­
Partei unsere meist sehr jungen Mitglie­
der zu .-eTwirren und in der Politik der 
Vereinheit lichung mit der Tudeh·Panei 
Änderungen hervorzurufen. Wir haben 
wiederholt die Folterungen der Tudehis 
veruneilt und die erpreßten Aussagen, 
das Verbot der Tudeh·Partei und die 
Schauprozesse rur rechtswidrig und un­
gültig erklärt. 
Durch die Verzögerung des Angriffes auf 
unsere Organisation, konnten wir uns je­
doch auf dic R4:pression vorbereiten und 
unsere Führung und Kader schützen. 
Trotz krampfhafter Bemühungen blie­
ben deshalb alle Suchaktionen nach Mit­
gliedern unserer Leitungen erfolglos. 
AlB: Im April d.]. werden Zwischen­
wahlen zum Islamischen Parlament statt­
finden . Wie verhält sich Ihre Organisa. 
tion dazu? 
All AJA NG: Die Wahlen des Islami· 
schen Parlaments sollen alles in allcm die 
Vorherrschaft der Rechtskräfte, auch im 
gesetzgebenden Organ der Islamischen. 
Republik, festigen. In den letzten J ahTen 
hattc es mehrmals Aus4:inandersetzun­
gen zwischen den Abgeordneten des 
Islamischen Parlaments - sie werden 
vom Volk gewählt - und dem Wächter­
rat der Verfassung, dessen Mitglieder von 
Ayatollah Khomeini bestimmt werden, 
gegeben. 
Der Wächterrat hat das verfassungs· 
mäßige Recht, sämtliche Parlaments· 
beschlüsse auf ihre übereinstimmung 
mit dem Islam hin zu überprüfen und 
abzulehnen. Da die Mitglieder des 
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Wächterrats alle erneaktionäre Inlerres· 
sen vertreter der Großgrundbesitzer und 
der Bazaris sind, lehnten sie natürlich alle 
progressiven Parlamentsbeschlüsse mit 
dem Argument ab, sie seien "unisla· 
misch". 
Ayatollah Khomeini, der die meiste Zeit 
über das Parlament unterstützte, wech· 
selte im letzten jahr zum Wächterrat 
über. Er befahl dem Parlament, dem 
Wächterrat zu gehorchen. 
Die Wahlen sollen nun die KräftekonsteI· 
lation im Islamischen Parlament derartig 
verändern, daß keine "Störfälle ., mehr in 
den gegenseitigen Beziehungen der 
Machtorgane vorkommen. 

Parlamen t im Griff des Wäch terrats 

Die Wahlen finden unter Bedingungen 
statt, da sämtliche außerpariamentari· 
sehe oppositionelle Gruppen ausgeschal· 
tet bzw. verboten sind. Die Rechtskräfte 
- das sind die Islamische Republikani. 
sehe Part ei (lRP), die Zentrale der islami· 
schen Gelehrten in Ghom und einige an· 
dere Regierungsorganis<ltionen - bemü· 
hen sich eine gemeins.1.me Liste aufzu· 
stellen. Sie versuchen, mit einem glatten 
Wahlergebnis weiter zur Gleichschaltung 
der Gesellschaft beizutragen. In einerge· 
meinsamen Erklärung mit der Tudeh· 
Partei haben wir der Be\'ölkerung unsere 
ablehnende Position zu den Wahlen dar· 
gelegt. 
AlB: 5 jahrt nach dcm Sieg dtr irani· 
sehen Revolution scheint Ihr Land wie· 
der zu Zuständen wie unter dem Schah· 
Regime zurückzukehren. Wie kann diese 
Entwicklungaufgehalten werden? 
ALl AjANG: Das iranische Volk hat sich 
jahrelang für eine Stärkung der Islami· 
schen Republik eingesetzt. Die iranische 
Führung hat aber während der letzten 
2 J Oihre gezeigt, daß sie dieser Unterstüt· 
zung nicht würdig ist. 
Sie hat den Krieg gegen cltn Irak weittr· 
geführt. Sie hat alle Gesetzt , dit zugun· 
sten der Be\'ölkerung\'erabschiedet wor­
den waren, suspendiert. Sie hat den Weg 
der Annäherung an den Imperialismus 
gewählt. Und sie versucht, jede gegen 
diese J'olitik gerichtete Proteslstimme 
im Keime zu trs ticken. 
Unstrt dringendste Aufgabe ist es des· 
halb. dit politischen und gewerkschaft· 
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liehen Massenorganisationen zu stärken 
und Schritt für Schritt den Kampf des 
Volkes für seine Interessen zu unterstüt· 
zen. 

Solange die Herrschenden die Bereit· 
schaft zeigten, die Re\'olution zu \'ertie· 
fen, setzte sich unsere Massenarbeit zum 
Ziel. eine unabhängige Volksbewegung 
zur Verteidigung der Re\'olution und ih· 
rer Errungtnschaften aufzubauen. Diese 
Arbeit stärkte zugleich die Positionen 
der Kräfte in der Führung. die dit Revo· 
lution unterstützen. 
I-Ieutt besitzen diese Persontn nicht 
mehr die Macht, um diese Revolution 
\'orranzubringen oder ihrtn Rückmarsch 
zu verhindern. j etzt gilt es, von der Basis 
her Druck auf die Regierung auszuüben. 

Hlnnch!unl ~unhscher Volbfeda)'n Im Januar 1979 

Obwohl der organisatorische Kampf 
schwer ist, hat die Rolle der politischen, 
gewerkschaftlichen und sonstigen Orga· 
nisationen zunehmend an Btdeutungge· 
wonnen. 

Arbeiterstreiks gegen Lohnabbau 

AlB: Gibt es unter den Arbeitern An· 
zeichen ruf eine Gegenwehr? 
AU AJA NG:jetzt, da die Herrschenden 
zur Verteidigung der Intertssen der 
Groß kapitalisten übergegangen sind, 
bleibt der Arbeiterklasse keine ander~ 

Alternative, als sich auf die Kraft ihrer 
Organisationen zu verlassen und sich zu 
vereinigen. Um ihren Lebensunterhalt 
bestreiten zu könntn, werden die Arbei· 
ter notgedrungen Lohnerhöhungen for· 
dern. 

Ocr Industrieminist er der Islamischen 
Republik mußte vor kurzem, nach eintm 
Besuch in der Industriestadt Ghaswin, 
selbst zugeben , daß die Arbeiter ver· 
stärkt für höhere Löhne einträten und in 
einigen Fällen ihre Forderungen den 
Unternehmern "aufgezwungen" hätten. 
Während des vergangenen jahres kam es 
zu Dutzenden von Streiks. Beispiele da· 
ftir sind Warnstreiks im Teheraner 
Tabakgroßbetrieb im j anuar 1984. Ar· 
beitsniederlegungen und Bttriebsbeset· 

zung~n im Iran·Raschl·Betrieb (Produ. 
zent \'on elektrisch~n Ilaushahsgerät en 
mit elwa 2.000 Beschäftigten) im 
No\'ember 1983 und Streiks in der Tehe· 
raner Textilfabrik im Herbst 1983. 
Unsere Arbeileraktivisten wissen. daß 
die Rätebewegung in den \'erschiedenen 
Industriezweigen die Fortsetzung der 
traditionellen. über 40 j ahre alten Ge· 
werkschaftsbewegung Irans ist. ..... uch 
nach der Durchselwng der rechten Polio 
tik werden die Arbeiter vor dem Druck 
der Herrschenden nicht zurückweichen. 
Sie werden den gewerkschaftlichen 
Kampf, ganz gleich ob in einem Verband 



namens "Rat" oder "Gewerkschaft" 
oder unter jedweder anderen Bezeich­
nung, fonsetzen. 
AlB: Auch auf dem Lande werden offen­
bar die Reformansätze der Revolution 
rückgängig gemacht. Hat die Bauern­
bewegung gegen die Angriffe der Groß­
grundbesitzer überhaupt eine Chance? 
All AJANG: In den Jahren nach der 
Revolution konnten die Bauern durch 
die Bildung von Dorfräten und Rätever­
bänden, direktes Aufsuchen der Verant­
wortlich('n, Unterschriftensammlungen 
und durch andere Prolestbewegungen ih­
ren Kampf gegen die Großgrundbesitzer 
verstärken. 
Durch selbständiges Handeln an der 
Basis konnten sie Verschwörungen und 
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bewaffnete Provokationen der Feudal· 
herren zerschlagen und den Weg ftir tief· 
greifende Umwälzungen im Leben der 
Dörfer freimachen. 
Die Masse der Bauern hat ihr Äußerstes 
getan, um die DurchfUhrung einer Land­
reform zu erreichen. Wir unterstützten 
und unterstützen die Bauern bei der Bil­
dung ihrer Räte und Genossenschaften 
und bei ihren Aktionen zur Konfiszie· 
rung der Ländereien der Großgrundbe­
sitzer. 
Seit Mitte des Jahres 1982 haben jedoch 
alle flüchtigen Leuteschinder, die Groß­
grundbesitzer und Feudalherren, unter 

dem Schutz der "Revolutions"gerichte 
zum Stunn gegen die Bauern geblasen, 
um ihnen das Land weg-lunehmen. Die 
Bauern wehrten sich dagegen und wur­
den gruppenweise durch Helfershelfer 
der "Khane" (Großgrundbesitzer: d. 
Red.), die sie im juristisch('n Apparat 
haben, in die Gefängnisse guteckt. 

Volksfront mit wem? 

Die Rückgabe der Ländereien und die 
Inhaftierung der Bauern haben inzwi­
schen solche Ausmaße erreicht, daß so­
gar einige Abgeordnete des Islamischen 
Parlaments ihr Schweigen über diese 
Willkür gebrochen haben (vgl. AlB 
2/1984, S. 35ff.). 

AlB: Bereits kurt nach der Revolution 
sprachen Ihre Organisation und die 
Tudeh·Partei von der Notwendigkeit, 
eine Volkseinheitsfront zu bilden. Erhal­
ten Sie diese Orientierung aufrecht? 
ALl AJANG: Aber ja, die Bildung einer 
Volkseinheitsfront ist heute genauso 
dringend wie kurt nach der Revolution. 
Heute hat die Bildung der Volkseinheits­
front zum Ziel, den Widerstand gegen die 
institutionalisierte Konterrevolution in 
der Islamischen Republik zu mobilisie­
ren und dem noch vorhandenen revolu­
tionären Potential eine Orientierung zu 
geben. 
AlB: Welche Kräfte kämen Ihres Erach· 
t('ns heute fur eine solche Volksfront in 
Frage? 
ALl AJANG: Ich meine, daß nach dem 
jetzigen Stand ftir diese Front hauptsäch­
lich drei Strömungen in Frage kommen: 
Die iranischen Kommunisten, das sind 
die Tudeh-Partei und unsere Organisa­
tion, die Organisation der Volksmod­
jahedin und fortschrittliche mosle­
mische Kräfte, die weiterhin innerhalb 
und außerhalb des Staatsapparates exi­
stieren und nicht hinter der reaktionären 
Poütik der iranischen Führung stehen. 
Nachdem sich die Iieruchaft der Rechts­
kräfte in Iran durchgesetzt hat, werden 
unter den Anhängern Ayatollah Kho­
meinis einige Veränderungen stattfin­
den. 
nie Führung der Islamischen Republik 
hat ihre Versprechungen an das Volk 
nicht eingehalten. Die prominentesten 
Persönlichkeiten der Imam·Linie, allen 
voran Ayatollah Khomeini höchstper· 
sönlich, haben ihre eigenen Positionen 
aufgegeben und der Revolution den 
Rücken gekehrt. 
Viele ehrliche Anhänger der Imam·Linie 
werden sich weigern, den Weg ihrer 
Führungzu gehen. 
AlB: Das heißt doch wohl, daß sich 
innerhalb der islamischen Bewegung und 
der sie beherrschenden Geistlichkeit eine 
Strömung, die im Widerspruch zur 
Khomeini-Linie steht, zu formieren be-

ginnt. Was bewegt diese Kräfte dazu? 
All AJANG: Sie hatten sich die Zu­
kunft ihres Landes anders vorgestellt, 
aber heute werden sie aus dem ge~amten 
Staatsapparat gesäubert. Und wenn sie 
sich wehren, ..... erden sie gewaltsam liqui­
diert. 

Die aufrichtigen Anhänger der Imam· 
Linie müssen sich daher zusammen· 
schließen und mit andersdenkenden re­
volutionären Kräften zusammenarbei· 
ten. Si(' müssen sich auf die breite Masse 
der Bevölkerung stutzen und sich gegen 
die herrschende Politik offen erheben. 
Ein großer Teil der wohlhabenden und 
mittelständischen Bauern. Ilandwerker, 
Geschäftsleute und alle, die unter dem 
Druck des Großkapitals leiden, haben 
gute Beziehungen zu einem bestimmten 
Teil der Priester, die im allgemeinen 
selbst aus diesen Klassen und Schichten 
stammen. 

Diese Priester, die teilweise dem Gesamt­
apparat der schiitischen Geistlichkeit an­
gehören, bilden zusammen mit Teilen 
der Aktivisten der Revolutionsorgane 
der Islamischen Republik eine politische 
Kraft mit so:tialrcvolutionärer und anti· 
imperialistischer Zielsetzung. 

Im Pari"" bit; L,nlIOPPo$l!>oneU., A)lIotllh Jallt Ga...,.·i 

AlB: Läßt sich diese oppositionelle 
Strömung innerhalb der Geistlichkeit 
personell f('stmachen? 
ALl AJANG: Zur Zeit finden in allen 
theologischen Schulen im ganzen Iran 
intensive politische Diskussionen statt. 
Ein Teil der Anhänger Khomcinis hat auf 
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der Grundlage der Lehren der Ayatollahs 
Motahari und Sadr eine ablehnende 
Haltung zum Kapitalismus bezogen. 
Diese Positionen werden von den konser­
vativen und reaktionären islamischen 
Gelehrten scharf angegriffen. Die schi­
itische Geistlichkeit wird in Zukunft von 
den Widersprüchen, die sich in der gan­
zen Gesellschaft zuspitzen. beeinflußt 
werden. 
Die Trennungslinie zwischen Volks­
freunden und Volksfeinden wird auch 
durch die Reihen der Geistlichen gehen. 
Dabei werden die Klassenwidersprüche 
gegenüber ihren ideologischen Gemein­
samkeiten und ihren gemeinsamen In­
teressen als Geistliche an sich, Vorrang 
haben. 
AlB: Andere antiimperialistische Krähe, 
wie die Volksmodjahedin und die kur­
dische Nationalbewegung. nahmen 1981 
bzw. bereits 1979 den bewaffneten 
Kampf gegen die Islamische Republik 
auf. Was sind die Ursachen und Resultate 
dieser Politik? Welche Rolle können die­
se Kräfte in den nächsten jahren spie­
len? 

Vorteile der Volksmodjahedin 

ALl AjANG: Man kann durchaus sagen, 
daß die Volksmodjahedin weiterhin als 
eine machtvolle soziale Strömung be­
stehen. 

Die Existenz der Volksmodjahedin ist 
vor allem auf bestimmte gesellschaft­
liche Schictlten mit antiimperialistischen 
und volksverbundenen Tendenzen zu­
rückzuflihren. Heute suchen große Teile 
der Angestellten, der Intellektuellen und 
viele Handwerker ihre politischen und 
gesellschaftlichen Ideale in der Lehre 
Ayatollah Taleghanis und der Organi­
sation der Volksmodjahedin. 
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Etwa 10 jahre lang waren die Volks­
modjahedin unsere nächsten Verbünde­
ten. Was die Volksmodjahedin dann von 
uns trennte, war ihre politische Praxis 
und ihre Einschätzung der Lage des Lan­
des. Die Leitung der Volksmodjahedin 
bezeichnete die Führung der Islamischen 
Republik als volksfeindlich und homo­
gen. Auf der Grundlage dieser Analyse 
und einer maßlosen Selbstübers~hätzung 
nahmen sie den offenen bewaffneten 
Kampf auf, um selbst an die Macht zu 
kommen. 
Die Führung der Volksmodjahedin 
glaubte, die Islamische Republik hätte 
keine Basis unter den Massen mehr, und 
diese würden sich dem Aufstand an­
schließen. Außerdem hielt sie die pro· 
imperialistische Bourgeoisie rur noch zu 
schwach, als daß sie den inneren Kon­
flikt der Volkskräfte ausnutzen könnte. 
um sich durchzusetzen. Die Erfahrung 
der letzten j ahre zeigte aber, daß diese 
Einschätzung völlig falsch war. 
jetzt hat sich aber der Charakter des 
Regimes verändert. Damit wird die prak. 
tische Politik der Volksmodjahedin an· 
dere objektive Auswirkungen haben. 
Die ideologischen Kapazitäten der 
Volksmodjahedin sind wesentlich größer 
a ls die aller anderen zersplitterten und 
potentiell fortschrittlichen moslem i­
sehe n Strömungen, die in unserem Land 
existieren. Kein religiöser Dogmatismus 
verhindert ihr praktisches gesellschaft· 
lisches Ilandein. Darüber hinaus sind die 
Volksmodjahedin organisiert, und das ist 
ein deutl icher Vorteil. 
Wir wollen hoffen, daß ihre ideolo­
gischen und organisatorischen Vorteile 

dazu beitragen, daß sie ihren leeren Platz 
in der antiimperialislischen Front unse· 
res Landes wieder einnehmen. 
AlB: Sehen Sie angesichts der veränder­
ten Ausgangslage auch Chancen, zu einer 
Zusammenarbeit mit der Kurdenbewe­
gung zu gelangen? 
All AJANG: Die nationale Volksbewe­
gung von Kurdistan ist ein fester Be­
standteil der gesamten antiimperialisti­
sehen und antidiktatorischen Bewegung 
unseres Landes. 
l'\ach der Revolution flihrten einige 
schwerwiegende Fehler von seiten der 
kurdischen NationalkTäfte und die Eng­
stirnigkeit der Revolutionsflihrung 
schon im Frühjahr 1979 zu einem Kon­
flikt. Die Konterrevolution war damals 
in den örtlichen Sicherheitsorganen und 
im zentralen Staatsapparat der islami· 
sehen Republik sehr stark vertreten. Sie 
!lutzte die Gelegenheit aus und provo­
zierte einen tragischen Bruderkrieg. 
Im jahre 1980 distanziene sich unsere 
Organisation vom Krieg und beschloß 
trotz aller Schwierigkeiten und Repres­
salien von seiten der Regierung und eini· 
ger unserer Gegner, in Kurdistan nur 
politisch zu arbeiten. Die Arbeit hat bis· 
her mehrere Dut<!:end unserer besten 
Genossen das Lebengekostet. 
Das Programm unserer Organisation for­
dert vollständige kulturelle und admini· 
strative Autonomie ftir Kurdistan. Wir 
erheben diese Forderung rur alle natio­
nalen Minderheiten unseres Landes. Die 
nationale Bewegung in Kurdistan kann 
nur im Zusammenhang mit dem revolu­
tionären Kampf aller iranischen Völker 
siegreich sein. 
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Philippinen 

Rainer Werning Marcos zwischen 
Skylla und Charybdis 

In seiner "Odyssee" hat Horner der 
Skylla und Charybdis, jenen sich gegen­
über stehenden, eine Meerenge bewa­
chenden Ungeheuern, zu zweifelhaftem 
Ruhm verholfen. Schier unmöglich war 
es, sich zwischen beiden ungeschoren 
hindurchzumogeln. Was in der Sage dem 
Odysseus dennoch glückte. wird dem 
wenig sagenumwobenen philippinischen 
Präsidenten Ferdinand E. Marcos allemal 
mißlingen. 
Nirgendwo in Südostasien haben in den 
verflossenen i\lonaten dermaßen brisan­
te sozialpolitische wie wirtschaftliche 
Prozesse eingesetzt wie in diesem fern­
östlichen Inselstaat. Ihnen nachzuspüren 
und sie im Kontext regionaler wie geo­
strategischer überlegungen zu untersu­
chen, ist aus zumindest viererlei Gründen 
vonnöten. 
I. Gleichzeitig mit den Schüssen auf den 
ehemaligen bürgerlichen Oppositions­
politiker Benigno Aquino (im August 
1983; d. Red.) wurde jeglicher Versuch 
einer friedlichen Übergangsregelung 
tödlich getroffen. 
2. Bewaffneter Widerstand, gekoppelt 
mit der Stärke einer andernorts in der 
Dritten Welt ihresgleichen suchenden 
Friedensbewegung mit betont antiim­
perialistischem Zuschnitt, hat sprung­
haft 1:ugenommen. 
3. Die während der Marcos-Ära einge­
schlagene Wirtschaftssttategie export-

orientierten Typs steht vor einem 
Trümmerfeld, eine Kröte, die Regimes 
gleicher Couleur früher oder später noch 
schlucken werden. 
4. Schwerlich werden die USA ihre 
einstige und einzige Kolonie in Asien 
fallenlassen, welcher nach der 1946 ein­
geräumten "Flaggenunabhängigkeit" 
immerhin neokolonialer Model!charak­
tet 1:uerkannt wurde. 

Auszehrungskrieg der NPA 

Diese vier zentralen innen- wie außenpo­
litischen Faktoren durchdringen und be­
dingen sich wechselseitig und bilden 1:U­
sammengenommen einen sinnvollen E.r­
klärungszusammenhang zum Verständ­
nis der Dynamik momentaner Klassen· 
auseinanderset zu ngen. 
Aquino repräsentierte niemals jene prin­
zipielle Alternative zu Marcos. Einst 
selbst StaUgefahrte des Präsidenten -
beide gehörten bis Mitte der 60er Jahre 
der Liberalen Partei an -, wurde er in 
der internationalen Medienberichterstat­
tung vorschnell mil der Gloriole eines 
eingefleischten Widersachers des Re­
gimes präsentiert. 
Zutreffend ist freilich, daß sein achtjäh­
riger "lIaftbonus" ihm dabei wgute 
kam, als Gallionsfigur des bürgerlichen, 
auf eine geordnete Marcos-Nachfolge be-

dachten Oppositionslagers w avancie­
ren. Aus seiner proame{ikanischen HaI· 
tung hatte Aquino indes niemals ein 
Hehl gemacht. Ebensowenig hätte er 
sich, wie er noch vor seiner Rückkehr aus 
den USA des öfteren kundtat, einem 
Arrangement mit Marcos versagt, hätte 
dieser ihm auch nur eine schmale Marge 
an politischem Aktionsradius einge­
räumt. 
Die massiven Proteste nach der kalt­
schnäuzigen Ermordung Aquinos, an 
denen sich weit über I Mio Menschen 
beteiligten, waren vorrangig Ausdruck 
des wachsenden Unbehagens unter den 
in der Metropole Manila lebenden Mittel­
schichten. Zudem boten sie Slumbe­
wohnern. großen Teilen des sozialöko­
nomisch bedrängten bzw. bereiudeklas­
sierten Kleinbürgertums wie noch de 
facw dem Streikverbot unterworfenen 
Arbeitern die Möglichkeit, ihrem Wider­
stand gegen das Regime ein Ventil zu 
öffnen. 
Ohne hier in Spekulationen über Täter 
und Tatmotive zu schwelgen, unterstrich 
der Aquino-Mord auf dramatische Weise 
die These der nunmehr knapp 11 Jahre 
bestehenden Nationaldemokratischen 
Front (NDF),l daß ein friedlicher Ober­
gang inmitten eines Heeres gezückter 
Bajonette unmöglich sei. Einschließlich 
einer Vielzahl paramilitärischer Ver­
bände erfuhr die Stärke des integrierten 
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Polizei- und Militärapparates seit der 
Verhängung des Kriegsrech ts im Septem­
ber 1972 eine Aufstockung auf ca. 
400.000 Mann. 

1983 war nach Einschätzung der NDF 
und bürgerlicher :-'1edien 2 das Jahr, in 
dem die häufigsten und längSten takti­
schen Offensiven gegen Regierungstrup­
pen stattfanden. 
Im Verlaufe von über 300 taktischen Of­
fensiven gelang der Neuen Volksarmee 
(NPA) die Erweiterung ihrer Operations­
basis auf 56 der insgesamt 72l'rovinzen. 
10 Mio Menschen. so wird geschätzt, un­
terstützen die reichlich 10.000 Kämpfer 
der NPA aktiv: sei es in Form der Gewäh­
rung von Unterschlupf und Verpflegung, 
in der übermittlung wichtiger Lokal· 
informationen oder in der Hilfestellung 
beim sicheren Ein· und Abzug aus um­
kämpften Gebieten. Außerdem hat sich 
ihre Kooperation mit der für Selbstbe· 
stimmung eintretenden Moro Nationa­
len Befrdungsfront (MNLF) im Süden 
enger gestaltet. In mindestens 15 Provin­
zen r.lindanaos ist die MNLF verankert. 

über die Vergrößerung ihrer Operations­
basis hinaus sind die NPA und die Kom­
munistische Partei der Philippinen (C PP) 
um die Konsolidi erung bereits von ihnen 
kontrollierter Gebiete und deren Um· 
wandlung in politisch wie administrativ 
funktionsfahige Träger volksdemokrati­
scher Macht bemüht. Bedeutsam ist je­
doch die vielerons praktizierte Umset­
zung einer den Bedürfnissen der Bevölke­
TUng entsprechenden Politik - wie Sen­
kung erdruckender Pachtabgaben, Aus­
schaltung berüchtigter "warlords" 
(Kriegsherren; d. Red.), Stärkung koope­
rativer Arbeitsformen - und die Schaf­
fung neuer Rechtsverhältnisse. 
Gerade letzteres ist durch internationale 

Sh,m in Man,l. 

" 

Menschenrechu- und Juristenkommis­
sionen wie durch namhafte philippini­
sche Bürgerrechtler (z .B. Exsenator J.W. 
Diokno) anerkennend herausgestellt 
worden. Dies und die tagtägliche Rechts­
verhöhnung durch die Militärgerichts­

,barkdt und ein rapides Abbröckeln jeg­
licher Regierungsautorität lassen es als 
nicht verwunderlich erscheinen, daß Re­
gierungstruppen durch eine Vielzahl de­
zentral durchgeführter, wiewohl zentral 
koordinierter Kampfhandlungen in ei­
nen Auszehrungskrieg verwickelt sind. 
Der Inselcharakter kommt in diesem 
Sinne eher der Guerilla denn einer Ar­
mee zugute, die schwerfallig operiert 
und ohne äußere Logistik relativ macht­
los ist. 

Massenboykott der Wahlen 

Marcos' verbissenes Festhahen am AI· 
leinvertretungsanspruch, offen ausge­
brochene Widersprüche im langjährig als 
monolithisch geltenden politischen 
Machtzentrum, spektakuläre Erfolge der 
NDF, eine nunmehr tief in kleinbürgerli­
che bzw. Miltelschichten hinein wirken­
de Akzeptanz militanteren Protests, un­
überhörbare Kritiken selbst aus Kreisen 
der nicht mit dem Marcos·Clan liebäu­
gelnden Geschäftswelt und nicht zuletzt 
die im Hirtenbrief der katholischen 
Bischofskonferenz Ende November 
1983 ausgesprochene Aufforderung an 
die Militärs, Loyalität nicht gegenüber 
einem l\lann, sondern gegenüber dem 
Volk zu demonstrieren - all das sind 
untrügliche Zeichen schroffer gesell­
schaftlicher Polarisierung auf dem Archi­
pel. 
Lliese Entwicklungen beeintr~dl\igen 

zuallererst den Manövrier- und Legitima· 
tionsspielraum einer so buntscheckigen 
bürgerlichen Allianz wie der Vereinigten 
Nationalistischen Demokratischen Orga­
nisation {UN IDOl. die aus einem Dut­
zend unterschi edlicher Parteien und 
stark personalistisch gefübten Regional­
bündnissen zusammengesetzt ist. Um 
den "Zeitgeist" einzufangen, ist das von 
ihrer Führung um Salvador Laurel und 
Expräsident Diosdado Macapgaal über 
länger Zeit erprobte Ränkespiel, mit 
Marcos durch ein "nationales Versöh­
nungsarrangement" ins Geschäft zu 
kommen, nicht mehr durchzuhalten. 
Unter ihren Mitgliedern würde das im 
gegenwärtigen Stadium ein Grund mehr 
sein, gleich ins Lager der NDF abzudrif­
ten, was teilweise bereits eingetreten ist. 
Ob beabsichtigt oder nicht, die UNIDO 
ist in Zugzwang geraten und teils ge­
nötigt, sich über die Ablehnung der Per­
son Marcos' hinaus bedingt antiimperia­
listischer (gegen die im Lande befindli­
chen US-Basen gerichtete) Zungenschlä­
ge zu bedienen. 
Die am 27. Januar dJ. veranstaltete 
Volksabstimmung, durch die nach Dar· 
stellung Manilas oppositionellen Kandi­
daten bessere Wahlkampfchancen (t) bei 
den ftir den 14. Mai 1984 anberaumten 
Wahlen zur Nationalversammlung einge­
räumt werden so ll ten, wurde - trotz der 
Wahlpflicht - massenhaft boykottiert. 3 
Nahezu alle in der UNIDO vereinigten 
Parteien/ Bündnisse neigen gleicher. 
maßen zum Boykott der Mai-Wahlen ­
bis auf Aquilino Pimentel von der Philip. 
pinischen Demokratischen Partei 
(PDP). 4 
Daß gleich zwei, dazu noch in relativ 
rascher Abfolge angesetzte Urnengänge 
dekretiert wurden, offenbart einmal 
mehr die Bredouille, in welcher das Re-



gime steckt. Es versucht sich ihr durch 
kosmetische Korrekturen - auch und 
gerade mit Blick auf die Gewährungwei­
terer Auslandskredite - zu entwinden. 
1983 sah das Entstehen mehrerer fort­
schrittlich -nationalistischer Bündnisse. 
denen sich Abertausende vormals nicht 
engagierter oder unorganisierter Filipi­
nos anschlossen. Zu nennen ist da zu­
nächst dic Anti-Basen-Koalition (A BC ), 
die sich fur die Auflösung der größten 
außerhalb des nordamerikanischen Kon­
tinents installierten Stützpunkte auf den 
Inseln und ftir die AnnulIierung der 
Washington einseitig begünstigenden 
zwischenstaallichen Militär- und "Si­
cherheits "-Verträge einsetzt. 
Nach dem Aquino.Mord bildete sich die 
Bürgerrech tsbewegu ng "Gerech tigkeit 
ftir Aquino, Gerechtigkeit für alle" UA­
JA). Besondere Aufmerksamkeit ver­
dient die im letzten Quartal 1983 ge­
schaffene Nationalistische Allianz ftir 
Gerechtigkeit, Freiheit und Demokratie 
(NAJFD; siehe Kasten), weiche ganz 
explizit die Forderung nach Beseitigung 
der US-Basen mit dem Sturz der Marcos· 
Diktatur verknüpft, 

Vom Musterknaben, .. 

Selbst ftihrende, sich dem UNIDO·Spek­
trum zuordnende Persönlichkeiten wie 
Lorenzo Tanada, Abraham Sarmiento 
und Teofisto Guingona haben sich der 
NAJ FD angeschlossen. Ein von ihr aus­
gerichteter Volkskongreß wurde von 
mehreren tausend Vertretern aus sämtli­
chen gesellschaftlichen Klassen und 
Schichten besucht, 
Durch langwährende imperialistische Be­
herrschung zu einer eigenständigen Kapi­
talakkumulation unfahig und aufgrund 
der hauptsächlich in den USA im Geiste 
des modernen Kapitalismus ausgebilde­
ten Elite (sog. Technokraten), verfolgten 
die philippinischen Kompradoren eine 
den "neuen arbeiuteiligen Verhältnis­
sen" entsprechende Wiruchaftssttategie 
exportorientierten Typs, weiche unter 
sämtlichen Bevölkerungsschichten glei­
chermaßen Wohlstand erzeugen würde. 
Insistiert wurde dabei auf ein zumindest 
zeitweiliges Zurückstellen politischer 
Aktivitäten/Forderungen, welche gegen 
diese Strategie wirken könnten. D.h. po· 
Iitische Parteien/Organisationen wurden 
als sich ihr gegenüber dysfunktional ver­
haltend eingestuft und - im Sinne dieser 
Logik - aufgelöst bzw. verboten. Eine 
entscheidende Komponente zur Durch­
setzung dieser Strategie bildete die 
schrittweise Obertragung politisch-adm i­
nistrativer Aufgaben an die Militärs. 
Außerdem fiel ihnen die Rolle eines 
Oberwachen von Projekten im infra­
strukturellen Bereich zu. s 

Die systematische Öffnung des Landes 

Programm der Nationalistischen Allianz NAJFD 
Am 3. und 4. NO\'ember 1983fandinManila 
die ente National\'usammlung der Nationa­
IiJtischen Allianz rur Gereehtigkeit, Freiheit 
und Demokratie (NAJFD) ,tatt.lhr gehören 
Einzelpersonen und legale Gruppen aus aUen 
geJCluchartlichen Bereichen an. Auf einem 
tap danuf von der NAJI'D inszenierten 
Volbkongreß, an dem 30.000 Personen teil· 
nahmen, wurde der Sturz der "US-MarcoJ­
Diktatur" und die Bildung einer Koalitions­
regierung gdordat. 
Auf ihrer ersten Nationalversammlung be· 
IIChloß die NAJFD ein Programm, da. wir 
auszul(Sweise dokumentieren. 

Wir behaupten, daß die US·Marcos·Diktatur 
hauph'erantwonlich ist für die Krisemitua­
tion im politischen, wirtllChaftlichen und 
sozio-kulturellen Leben unseres Landes. 
Wir halten fest an den Prinzipien der Demo­
kratie, des Nationalismus und des $Ozialen 
Fortschritts. 
Unser ~mcinsames Ziel in der Aufbau einer 
gerechten, unabhängigen, demokratischen 
und ~deihenden philippinischen Gesell­
schaft. Zu diesem Zweck verpflichten wir 
uns, die folgenden dringenden und wesent· 
lichen Aufgaben zu aHiIlen: 

Im politischen Bereich 
• Für den Sturz der US-Marco'·Diktatur zu 
arbeiten und für die Errichtung einer Koali­
tiomregierung zu kämpfen, die auf einem 
wahrhafl demokratischen und repräsenta· 
tiven System beruht. 
• Gegen aUe autokratischen und antidemo­
kratischen Gesetze zu kämpfen. die dal Mar· 
cos-Regime legitimieren und es zu einer all· 
gemeinen Verictzung der demokratischen 
Rechte ermächtigen. 
• Allen Formen der militärischen und poli· 
tischen Intervention der USA gegen das 
Land Widentand zu leisten. 

ftir das AusJandskapital mit all ihren rur 
die Bevölkerung negativen Folgen 
(Streik verbot, billige Arbeitskräfte, Feh­
len einer Sozialversicherung, Peso·Ab· 
wertungen, zügelloser Raubbau an der 
Natur und dergleichen) hat dem Regime 
gerade jene Ruinen beschert, die es 
durch zeitweilige Ansätze einer Anfang 
1960 unter Präsident Garcia betriebenen 
Importsubstitution (Produktion, die Im­
portwaren zu ersetzen sucht; d. Red.) 
beiseite zu schaffen vorgab. 

Erst jetzt ist das Ausmaß verfehlter Mar· 
cos'scher Wirtschaftspolitik erkennbar. 
Die Auslandsverschuldung kleHerte von 
19 72 bis Ende 1983 von 2,2 auf 25 Mrd 
US-Dollar. Einige Bankiers in Manilas 
Finanzzentrum Makati beziffern sie gar 
auf ca. 30 Mrd Dollar. 
Die Höhe dieser Verschuldung ist allein 
noch kein Dilemma. Nur wird ihre Trag. 
weite erkennbar, wenn man sich verge· 
genwärtigt, daß der Löwenanteil dieser 
Gelder ftir gänzlich unproduktive, auf­
wendige Prestigeobjekte verschwendet 
worden ist, vorrangig in Manila, wo mitt­
lerweile weit über 2 Mio Menschen die 

• Die bedingungslose Freilassung aller poli· 
tischen Gefangenen zu IICrlangen. 

Im wiruchaftliehen Be~ich 
• Die Verstaatlichung der Grundstoffindu­
strie, die sich im Besitz von US- und ande~n 
auslli.ndischen Eignern befindet, zu fordern. 
• Auf den Verzicht aller AUllandskredite zu 
drängen, die einer echten wirtschaftlichen 
Entwicklung in ZUJammenarbeit mit ande· 
ren Entwicklungsländern in il\rem St~ben 
nach einer Neuen Weltwirtschaftsordnung 
~u schaden. 
• Die Forderungen der Bauern nach Sen­
kung der Pachtzinsen, Abschaffung deI Wu­
chers, höheren Preisen für ihre landwirt­
schaftlichen Produkte und niedrigeren Prei· 
sen für landwirtschaftliche Produktionsmit· 
tel zu unterstützen; auf ein wirkliches Land· 
rcformprogramm hinzuarbeiten, durch das 
die Bauern ihren Landanteil ohne oder zu 
niedrigsten Kosten erhalten; die Förderung 
der landwinschaftlichen Kooperation und 
andere Maßnahmen zur Verbesserung des 
Lebensstandards der Bauern zu verlangen. 

Im Bereich außenpolitischer Beziehungen 
• Für eine unabhängige Außenpolitik und 
die Entwicklung von AußeRbcziehungen auf 
der Basis der Souveränität. Gleichheit, 
Nichteinmischung, des Respekts und ge~n' 
scitigen Nutzens zu arbeiten; der ausländi· 
sehen Vorherrschaft, Intervention und Ein­
mischung entgegenzuarbeiten. 
• Die US-imperialistische Vorherrschaft 
über die Philippinen zu verurteilen und die 
Unterstützung anderer Länder und Völker 
für den Kampf des philippinischen Volkes zu 
suchen, um sich von dieser Vorhernehaft zu 
befreien. 
• Für eine Politik der Neutralität und Nicht­
paktgebundenheit zu arbeiten. 
(Quelle: Philippinen, Nr. 14, Dezember 
1983, S.IO) 

schäbigsten Slumgebiete Südost asiens 
(z. B. Tondo ) bevölkern. 
Desweiteren reichen die erzielten Ex· 
ponerlöse allein kaum noch zur Beglei­
chung des Schuldendienstes samt Til­
gung aus. Nur vorläufig aufgestellten 
Wirtschaftsanalysen an der Renommier· 
universität des Landes. der University of 
the Philippines, ist zu entnehmen, daß 
ausländisches - vorwiegend amerikani· 
sches - Kapital pro investierten Dollar 
mindestens 3,6 Dollar an Gewinn erzielt. 
Davon werden 2 Dollar gleich außer Lan· 
des geschafft, während der Rest reinve· 
stiert wird. 

... zum Sorgenkind des IMF 

Von Juli bis September 1983 verzeich­
neten die Inseln einen Nettokapitalab­
fluß in Höhe von 800 Mio Dollar. Und 
zwischen dem 31. August und November 
1983 schrumpften die Währungsreserven 
auf ganze 430 Mio Dollar,6 nicht einmal 
genug, um rur einen Monat benötigte 
Importe zu bezahlen. Das angesehene 
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Wirtschaftsblatt Far Eutern Economic 
Review stellte lakonisch fest; "The 
country ist broke." (Das Land ist am 
Ende) 7 
Premier- und finanzminister Cesar Vira­
ta und Zentralbankgouverneur Jaime 
Laya bemühten sich auf einer hastig an­
beraumten Notkonferenz in New York 
um ein Moratorium. Im i\amen der 350 
Gläubigerbanken stimmten schließlich 
die 10 Hauptgläubiger unter Vorsitz der 
Manufacturers lIanover Trust Co. und 
der Bank of Tokyo l\!anilas Gesuch um 
einen zunächst einmal auf 90 Tage be­
fristeten Zahlungsaufschub zu. 8 
Manila wird unter solchen Bedingungen 
nichts anderes übrig bleiben, als sich dem 
Diktat des Internationalen Währungs­
fonds (Il\! F) und dem Gläubigerforum 
der Handelsbanken in Form der "Advi­
sory Group for the Philippines" (Bera­
tergruppe rur die Philippinen) zu beugen. 
Und das wird - wie bereits in der Ver-

[)al1i. 1Sl ~Id da, F~S120 M<'~. ho/l~ MafWlO-Mon"menl 

gangenheit 9 _ auf e ine Auster itätspo\i· 
tik (Sparprogramm; d. Red.) ärgsten Zu· 
schnitts hinauslaufen. 
Massive Einschnitte im Haushahsbudgel, 
dras t ische Künungen im Sozial- und Ge· 
sundheitsbereich, Lohnkünungen und 
Veneuerung der meisten lebensnotwen· 
digen Produkte werden die Folge sein. 
Schon heute beziffert das Regime die 
Arbeitslosigkeit und Unterbeschäftigung 
allein in Manila auf 30% _ eine reichlich 
kühne Untertreibung. 10 
Die von Marcos einst großspurig verkün· 
dete Inangriffnahme des Baus von über 
10 industriellen Großkompkxen, durch 
die das Land endgültig auf die nach inter­
nationalem Maßstab getrimmten "Ent­
wicklungs"gleise gehievt werden sollte, 
ist selbstredend dem Rotstift zum Opfer 
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gefallen. Mittlerweile hat auch der Zen­
tralbankgouverneur J aime Laya seinen 
Hut nehmen müssen. Sein Nachfolger ist 
lose Fernandez, Chef der Far East Bank 
and Trust Company und ehemaliger Har· 
vardschüler. 
Der einzige, der ungeschoren die politi· 
sehen und wirtschaftlichen Stünne ohne 
nennenswerte Blessuren überstand. ist 
zweifellos Cesar Virata. Noch im Früh­
jahr 1983 hatte er sich mit Marcos·Intimi 
und Geschäftsleuten wie Rodolfo 
Cuenca, Roberto Benedicto, Herminio 
Disini, Ricarda Silver io und Eduardo Co­
juangco - allesamt Leute, welche unter 
Marcos' Ägide einen ebenso ruchbaren 
wie kometenhaften Aufstieg nahmen ­
angelegt und deren gesamtwirtschaftli­
che KurzSichtigkeit kritisiert. 
Trotz dieser Kritik an der G~nstJings­
wirtschaft blieb Virata im Amt . Als kom· 
petenter Finanz- und Wirtschafts­
fachmann genießt er in internationalen 
Bankkreisen einen guten Ruf. Und wer 
schlachte t schon gern eine Kuh, welche, 
wenngleich sie selbst keine Milch gibt, 
immerhin Hir deren Beschaffung sorgl. .. 

Neuauflage eines Vietnam? 

Egal wer unmittelbarer Marcos-Nachfol­
ger sein wird, Virata wird voraussichtlich 
eine Schlüsselposition beibehalten. 
Eine Machtübernahme durch das '\Iilitär 
ist wahrscheinlich, obgleich in ihm heute 
unterschwellig nur persönliche Feindse· 
ligkeiten rasch in offene Fraktionskämp­
fe umschlagen könnnen. Die andere, 
wohlverstanden kun- bis mittelfristige 
Variante bestünde im Aufbau eines von 
Washington abgesegneten Politikers aus 
dem UNIDO·Spektrum. Dies scheint 
auch verstärkt ins Kalkül der Ende 1983 
geschaffenen "Special Inter-Agency 
Task Force for the Philippines" - zu· 
sammengesetzt aus Repräsentanten des 
CIA, des State Department (US-Außen· 
ministerium) und dem Schatzamt - ge­
zogen zu werden. 
Beide skizz ierten Alternativen kämen, 
sofern die eine oder die andere realisiert 
würde, den Vorstellungen der USA ent­
gegen. Als sicher gilt indes, daß Marcos 
nicht länger mehr das Pferd ist, auf dem 
sich gut reiten läßt. 
Allein ein sämtlichen diplomatischen 
Gepflogenheiten widersprechendes Ge­
bahren, wie es " lichael Armacost, derzeit 
akkreditierter US-Bol5chafter in Manila, 
wiederholt an den Tag legte, ist ein un­
übersehbarer Wink mit dem Zaunpfahl: 
Mehrmals nämlich schlug er Einladungen 
in den Präsidentenpalast Malacanangaus 
und zog standessen Treffen mit bürgerli. 
ehen Oppositionspolitikern vor. 11 
Eine in amerikanischen Augen "radikale 
Option" würde Washington gegenwärtig 
nicht dulden. DafUr steht zuviel auf dem 

Spiel, vor allem die a ls unvenichtbar ein­
gestuften Flotten- und Luftwaffenstütz­
punkte in Subic bzw. Clark. 
Admiral Robert L.j . Long, Oberbefehls· 
haber der US-Pazifikflotte, ließ sich dar­
über am 16. j uni 1983 in einem 21seiti­
gen Statement wie folgt aus: 
"Der Ausgangspunkt jeglicher Diskus­
sion über die strategische Bedeutung der 
US-M.ilitärantagen in den Philippinen 
muß in der Prüfung der US-Interessen in 
der Region Asien-Pazifik liegen ... Die 
Philippinen liegen quer zu den lebens­
wichtigen See· und Luftwegen des west­
lichen Pazifik und den Toren zum Indi­
schen Ozean ... Die US-Streit.kräfte in 
den Philippinen sind ideal stationiert. 
um den USA höchstmögliche Flexibili­
tät in der Reaktion auf Krisen in diesem 
Teil der Welt zu gewähren ... Für die Ver­
einigten Staaten m acht die qualitativ 
und quantitativ ständig wachsende 
sowjetische Bedrohung eine realistische 
und globale Fähigkeit zur KriegHihrung 
erforderlich ... Für die Vereinigten Staa­
ten bedeutet dies, daß wir starke , aus­
gewogene, vorn-Slationierte Streitkräfte 
brauchen, die über genügend Spielraum 
und Substanz verHigen, unsere Verbün­
deten unseres Engagements zu versi­
chern, Konflikte abzuschrecken und 
schnell zu reagieren."l:! 
Eben ein solcher - zudem noch sehr 
enger - Verbündeter sind die Philippi­
nen . Wie unheilvoll ein solcher Status 
sein kann, haben in der Region Regimes 
wie Nguyen Van Thieus und Park Chung 
Heesam eigenen Leib erfahren .. 
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2) Siehe: The Filipino People's Struggle for 
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Tt:Chl, 19 . November 1983, 12 S. Der Au­
tor ist internationaler Venreter und Spre· 
cherderNDF. 

3) Vgl. International Herald Tribune, Paris! 
Zürich, 25. und 26. 1.1984 sowie Neue 
Zürch~r Zeitung, Zunch, 28.{29.1.I984 

4) Ebenda und Who Mag:u:ine, Manila, 
2. 11.1983, S. 11 und 18 

5) Siehe ausführlich: R. Weming, US·lmpc· 
rial ismus auf den Philippinen: der Minda· 
nao·Konflikt, WURF Verlag, Münster, 
November 1983, 240 s. 

6) Vgl. Far Eastem Eeonomie Review 
(Hrsg.), Asia 1984 Yearbook, Hongkong, 
S.251. 
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9) Siche dazu: Waiden Bello/David Kinley/ 

Elaine Elinson, Dc\'Clopment Debacle: 
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Rober! LJ. Long, USN, Commander in 
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Affairs Subeommittee on Asian and Pa­
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Westsahara 

Lothar A. Heinrich 

Das 
Sahara-Referendum 

Im vergangenen Jahr sind in der Frage 
der seit Ende 1975 lIon marokkanischen 
Truppen besetzen ehemaligen spani­
schen Westsahara, ruf deren Unabhängig­
keit die Freßt<: PÜLISARIO (Front zur 
Befreiung von Saguia el·Hamra und Rio 
cle Oro, gegründet 1973; d. Red.) 
kämpft, mehrere Faktoren eingetreten, 
die Hoffnungen auf eine bevorstehende 
Lösung des Konfliktes, und das heißt 
insbesondere auf eine einsichtigere ma· 
rokkanische Haltung, erzeugt haben. 

Dazu gehört zum einen das überraschen­
de Treffen zwischen Marokkos König 
Hassan 11. und Aigeriens Staatspräsident 
Chadli Senjedid am 26.2.1983. 
Dieses Treffen scheint \Ion algerischer 
Seite her im Rahmen erneuter Bemühun­
gen um die schrittweise Schaffung eines 
vereinigten Maghreb gesehen worden :tU 

sein. Die Lösung alter Grenzprobleme 
zwischen Algerien einerseits und Tune­
sien und Mauretanien andererseits sowie 
die vertragliche Fixierung einer inten­
sivierten wirtschaftlichen und politi· 
sehen Zusammenarbeit zwischen diesen 
drei Ländern des arabischen Maghreb 
sind Bestandteile dieser Politik, die nicht 
zuletzt durch das Abrücken des Chadli­
Regimes vom ostentativen "Antiimpe­
rialismus" Algeriens zur Zeit Boume­
dienes (1965-78) ermöglicht wurde. 

OAU-Ini tiative abgeblockt 

Wie es scheint, wurde der marokkani­
schen Seite bei diesem Treffen die Lö­
sung des Sahara-Problems in einem ge­
samtmaghrebinischen Rahmen angebo­
ten. Die Einbeziehung Marokkos in eine 
entsprechende Wirt schafugemeinschaft 
könnte eine Grundlage für die Lösung 
des einen oder anderen Problems dieses 
wirtschaftlich stark angeschlagenen Lan­
des sein. Die Voraussetzung dafUr wäre 
jedoch eine befriedigende Lösung des 
Sah ara-Konfliktes, d·.h. die Beendigung 
des seit der marokkanischen Invasion 
(1975;d. Red.) andauernden Krieges. 
Die Organisation für Afrikanische Ein­
heit (OAU), deren 51. Mitgliedsstaat die 

Ende Februar 1976 von der Frente 
POL ISARIO ausgerufene Demokrati· 
sehe Arabische Republik Sahara (DARS) 
ist, hatte Anfang juni 1983 auf ihrem 
Gipfeltreffen in Addis Abeba den Weg 
zur Lösung aufgezeigt. 

Sie hatte ein Referendum bis spätestens 
zum 31.12.1983 empfohlen und erst­
mals Marokko und die POLISARIO _ 
und nicht etwa Algerien - als die Kon­
fliktparteien bezeichnet, die dieses Refe­
rentlum über den zukünftigen Status der 
Westsahara durch einen zwischen ihnen 
zuvor auszuhandelnden Waffenstillstand 
ermöglichen müßten. 
Um zu verhindern, daß die DARS ihren 
Sitz in der OAU einnahm, akzeptierte 
auch die marokkanische Delegation die­
se Resolution, obwohl sie bis dahin dar­
auf bestanden hatte, die POLISARIO als 
algerische, libysche oder gegebenenfalls 
auch sowjetische Söldnerbande zu be­
zeichnen. Daß das das marokkanische 
Regime nicht darangehindert hat, schon 
früher - allerdings ergebnislose - Ge­
heim verhandlungen mit der POLISA· 
RIO zu fUhren, steht auf einem anderen 
Blatt. 
Das marokkanische Regime hatte schon 
mehrfach gezeigt, daß es zu allen mögli­
chen Versprechen bereit ist, um Zeit zu 
gewinnen und eine wirkliche Lösung des 
Problems zu verhindern. Es haue ge­
zeigt, daß es diese Versprechen immer 
wieder zu brechen bereit ist - so auch 
die schon zwei jahre zuvor von König 
Hassan 11. selbst der OAU gegenüber ab· 
gegebene Zusage, ein Referendum in der 
Westsahara durchzufUhren. 
Kaum war seine Delegation aus Addis 
Abeba zurückgekehrt, erklärte der König 
am 8. juli 1983, daß nichts Marokko 
zwingen könne, der POLISARIO die 
Westsahara "auf einem goldenen Ta­
blett" zu selVieren, selbst wenn das Refe­
rendum eine Mehrheit für die Unabhän­
gigkeit ergebe. Schließlich weigerte er 
sich sogar, die direkten Verhandlungen 
mit der von ihm wieder als "Söldnerhau­
ren" beschimpften POLlSARlO fonzu­
führen. 
Dennoch ließ die Reihe der marokkani-

sehen Positionsverluste eine schwache 
Hoffnung darauf zu, daß es sich bei die­
sen Tönen des Monarchen um eine tak­
tisch eingesetzte Unnachgiebigkeit han­
deln könne, die eine politische Wende zu 
gegebener Zeit nicht ausschließen würde. 
In der Tat hat die diplomatische isolie­
rung Marokkos weiter zugenommen. 
Schon Ende 1982 hatte sich König Fahd 
von Saudi Arabien, das bis dahin den 
Löwenanteil der marokkanischen 
Kriegskost en getragen hatte, bei seinem 
Besuch in Algerien in einem gemeinsa­
men Kommunique für das Selbstbestim­
mungsrecht des sahraouischen Volkes er­
klärt. Ein Faktor ftir die veränderte 
saudisehe Haltung ist wohl die Tatsache, 
daß sinkende tHeinnahmen 1983 die 
saudisehe Regierung erstmals seit Beginn 
des ölbooms zwangen, einen Defizit­
haushalt vorzulegen. Wie die Internatio­
nal Herald Tribune am 6.7.1983 schrieb, 
gehen US-amerikanische finanzkreise 
und Diplomaten davon aus, "daß die 
saudisehe Finanzhilfe für andere Länder 
abnehmen werde und damit auch der 
regionale Einfluß des Landes". 
Die Annäherung an Algerien bewirkte 
auch bei Tunesien, einem anderen tradi­
tionellen Verbündeten Marokkos, eine 
veränderte Haltung in der Sahara-Frage. 
Zwei weitere afrikanische Länder, Sene­

gal und die Demokratische Republik 
Guinea, die bis dahin die aktivsten Pro· 
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Westsahara-Resolution der 38. UN-Vollversammlung 
Am 17. 11 .1983 nahm die 38. Vollversamm­
lung der Vutintcn Nal io nc:n einSlimm. fol­
lIende RClOhll ion l\um WculoahanwnOikt 
an: 

Die Vollversammlung 
I. nimmt den Bericht des Durchfuhrungs­
komitees der OAU zur Wesuahara zur 
Kenntnis. 
2. fordert die Konflii(tparteicn. das König­
reich Marokko und die Frcntc POLiSARIO, 
auf, direkte Verhandlungen aufzunehmen, 
um zu einem WaffcnuilJn~nd 1:U gelangen, 
dcr dic notwcndigen Bedingun~n rur cin 
friedliches und ~rechtes Referendum im 
Hinblik auf die Sdbstbntimmung du Vol· 
kes der Wenu.hara J.Chafft. O;u Referendum 
soU ohne jegliche militilrische oder admini· 
strative Eini<:hr.ankung unlcr der Schirm­
herrschaft der OAU und der UN"O stanfin­
den. Die Volh'ersammlung bittet das Durch­
fuhrungskomitee. die Einhaltung des Waf­
fenstillnandn zu uberw;achen. 
5. enucht das Ourchrllhrungskomitcc, lich 
so Ichnell wie möglich und in Abltimmung 
mit dcn Konßiktparleien zu treffen. um die 
Modalitäten und andere wichtige Details in 
Hinblik auf die Durchfuhrung des Waffen· 
stillstandes und der OrpniAlion des Refe­
rendums im D<:lember 1985 festzulegen. 
... binet die Vereinten Nationen. Sicher· 
heiukräfte in die Wellsahara zu enu.enden, 
um den Frieden und die Sicherheit während 
der Organiution des Referendums zu garan­
tieren. 
~. beauftragt das DurchWhrungskomilee. in 
Zusammenarbeit mit den Vereinten Natio­
nen alle notwendigen Maßrulhmen zu ergrei­
fen. um die konekte Durchfiihn.mg dieKr 
Rnolution sichenu"ellen. 
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6. bittet das Ourchliihrungskom;tee, der 
20. OAU-Gipfelkonfereru: der Staats- und 
Regierungschefs die Ergebni5Se des Referen· 
dum, mitzuteilen. um der 20. Gipfelkonfe­
renz eine abschließende Entllchcidunl über 
die Westsahara-Frage zu ermöglichen. 
7. beschließt, sich weiterhin mit der West· 
sahara-Fragc 1:U befassen_ 
8. bittet das Durchführungskomitee im 
Rahmen seines Mandats, die Verhandlungs· 
protokolle der 18. und 19. ordent lichen Sit· 
zungen dcr OAU über die Wensahara zu be· 
rücksichtigen und ersucht dcn Generalsekre· 
tär der OAU, dem Komitee alle enuprechen­
den VerhandlungsprotokoUe zur Verrllgung 
zustellen. 
9_ begrüßt die konstruktive Haltung der 
sahrauischen Führung, die durch ihren frei­
willigen und vorübergehenden Rückzug das 
19. Gipfeltreffen ermöglicht hat. 
10. billet den UN.(;encrahekretir, dIe not­
wendigen Maßnahmen zu ergreifen. um eine 
effektive Teilnahme der Vereinten Nationen 
bei der Organisation und der Durchführung 
des Referendums sicherz.ultellen und dar­
über der Vollversammlung und dem Sicher· 
heitsrat Bericht 1:U erst~oIIten, einschließlich 
der Maßnahmen, die eine Enuchcidung dei 
Sicherheitsrates erfordern. 
11_ bittct den UN-Generalsekrctireindring­
lieh, eng mit dem OAU.(;eneraisekretar 'l.U· 
sammenzuarbeiten, um die UmK!Zung der 
entsprechenden Beschlüsse sowohl derOAU 
als auch dieser Rcsolution sicherzustellen. 
12. bittet du Komitee für die Entkolonlali. 
sierung, weiterhin die Situation in der West­
&ahara als vordringliche FI1l~ zu behandeln 
und dcr Vollversammlung .. nläßlich ihrer 
59. Sitzungdarubcr Bericht zu erstatten." 
(Quelle: Sahara-Info, NT. 1/1984. S. '-4) 

pagandisten der marokkanischen Po· 
sition au f dem afri~anischen Kontinent 
waren, begannen ebenfalls, einen neuen 
Kurs ein1:uschlagen_ 
Der Senegal, der unter Präsident Diouf 
ohnehin bereits Abschied von der mili­
tant prowestliChen Außenpolitik seines 
Vorgängers Leopold Senghorgenommen 
hatte. unterstützt nunmehrausdriicklich 
die Saharn.-Resolution der OAU in allen 
Teilen. 
Die zumindest neutralere Haltung Gui­
neas rühr! wesentlich daher, daß dieses 
Land das nächste OAU.Gipfeltrcffen 
ausrichten will und Präsident Sekou 
Toure im "' alle einer allzu offenen Unter· 
stilt:zung rur die fortgeset:zte marokkani­
sche Verlet:zung der OAU-Resolutionen 
diesen Gipfel der Gefahr eines Boykotts 
durch die Mehrheit der Mitgliedernaa­
ten, die die DARS anerkannt haben, aus· 
Set:zen würde. Ihm könnte mit umge· 
keh,rten VOFleichen dasselbe passieren 
wie :ZU\'or Obent Gaddhafi. der durch 
das promarokkanische Lager und einige 
von den USA bestochene Regimes um 
die OAU·Präsidenuchaft gebracht wur· 

d" 
Eine Zeitlang schien es sogar, als ob sich 
die USA, die offiziell noch immer be· 
haupten, die marokkanische Sou\'eräni· 
tät über die Westsahara nicht an:zuerken­
nen. vom marokkanischen Sahara-Aben­
teuer absetzen wollten. Auf der einen 
Seite besuchte am 14.9.1983 US-Vize· 
präsident Bush ab erster Vizepräsident 
der USA Aigerien. lobte die "wirkliche 
Blockfreiheit" des Landes und sprach 
von einer "wachsenden Freundschaft 
zwischen beiden Ländern". 
Anfang juni 1983 hatten die USAande­
rerseits gedroht, alle WirtSchafts- und Mi­
litärhilfe einzustellen, falls Marokko sei­
ne Zinsschulden von über 10 Mio USo 
Dollar nicht bis zum 15.6.1983 beglei. 
che. Die rein taktische Annäherung 
Libyens an Marokko und die damit ver· 
bundene Beendigung der militärischen 
Unterstützung Libyens rur die POUSA­
RIO steUt kaum ein Gegengewicht zu 
diesen marokkanischen Positionsverlu­
sten dar. Inzwischen hat sich jedoch her­
ausgestellt. daß sich vor allem die Posi­
tion der imperialistischen Staaten - der 
USA in erster Linie, aber auch die des 
so:zialimperialistischen Frankreich 
nichl wirklich in diesem Sinn verändert 
hat. 
Schon vor jahresende zeichnete sich ab, 
daß Marokko nichl daran denkt. die 
GAU· Resolution, die im übrigen am 
17.1 L 1983 einstimmig von der UNO­
Vollversammlung unterstülZtwurde (sie­
he Kasten), zu beachten. Das Referen· 
dum fand also auch bis zum 31.12.1983 
nicht statt, und es sollte verwundern. 
wenn Marokko seine Ankündigung wahr­
machen würde, es vor dem nächsten 
OAU-Gipfel in diesem j ahr zu organisie. 



ren. Ohne die Einbeziehung der Frente 
POLISARIO wird es ohnehin keine An­
erkennung finden_ 
Statt sich l.U einer friedlichen Lösung 
durchzuringen. hat das marokkanische 
Regime abermals auf die militärische 
Karte gesetzt. 
Nachdem die POLISARIO zunächst Mit­
te Juli 1983 eine Großoffensive in der 
Region Lemsiyed in Südmarokko durch­
geruhrl und sodann ab Anfang Septem­
ber 1983 eine weitere GroBoffensive ge­
gen den Smara vorgelagerten Abschnitt 
des (mit US·Hilfe erbauten) Befesti· 
gungswalles um das "nützliche Dreieck" 
der Westsahara hatte folgen lassen, be· 

gann die marokkanische Besatzungs· 
armee Ende vergangenen Jahres eine 
ihrer größten Gegenoffensiven in der 
achtjährigen Geschichte des Krieges. 

Neubelebung des Krieges 

Etwa 25.000 Mann verließen die Befesti· 
gungsanlagen. hinter die sie sich seit 
1981 zurückgezogen hallen, in der Nähe 
der Phosphatlagerstälten von Bou Craa. 
Sie marschierten östlich in Richtung 
Amgala in dem schon seit Jahren von der 
Frente POLISARIO befreiten Gebiet der 
DARS. Die verlustreichen Kämpfe in der 

Region dauerten Ende Januar 1984 an. 
Das Ziel des marokkanischen Ausbruchs 
ist offensichtlich die militärische Ab· 
sicherung eines neuen Projektes. Eine 
zweite Befestigungsmauer soll von der 
ersten Mauer in der Höhe von Bou Craa 
aus zur mauretanischen Grenze und von 
dort östlich an Amgala vorbei bis nach 
Zag im südmarrokanischen Djebel 
Ouarkziz hoch gebaut werden. Die 
"Sahrao uische Vo Iksbef reiungsarmee" 
wäre dann gezwungen, über mauretani· 
sches Territorium zu gehen, um vom 
nördlichen in den südlichen Teil der 
DARS und umgekehrt zu gelangen. 
Das politische Ziel des Vorhabens 
scheint eine verstärkte Internationalisie­
rung des Konfliktes und die Schaffung 
eines Vorwandes rur die Beseitigung des 
mauretanischen Regimes zu sein, das die 
Anerkennung der DARS rur dtn Fall an· 
gekündigt hat, daß Marokko bis Ende 
1983 kein Referendum durchfUhrt. 

Diese Politik des wirtschaftlich bankrot­

ten und - wie die blutig unterdrückten 
Unruhen vom Januar 1984 zeigen (siehe 
Kasten) - von der eigenen Bevölkerung 
zunehmend abgelehnten marokkani­
schen Regimes wäre ohne die fortge­
setzte Unterstützung durch die USA und 
Frankreich nicht möglich. 
Die offene militärische Unterstützung 
durch die USA begann vor 3 Jahren. Sie 
betrifft allerdings keineswegs ausschließ­
lich den Westsaharakonflikt, sondern 
dient dazu, Marokko zu einem wichtigen 
Brückenkopf der USA rur ihre militäri· 

"Aufruhr" in Hassans Königreich 
Frisch getünchte Häuserwände verbergen Einschüsse und Brandschäden. Arbeiubrigaden sind 
beschäftigt, die Spuun der Unruhen vomjanuar dJ. in Marokko zu beseitigen. 
Ähnlich wie zuvor das tunesische Staatsoberhaupt Bourguiba (siehe Al B 2/1984, S. 21 ff.) , so 
sah sich auch König Hassan 11. \'on Marokko gezwungen, die Aufstandsaktionen zunächst durch 
Zugeständniue ~u befrieden. 

In einer fIlnfminiltigcn Fernsehansprache am 22. Januar, machte der Monarch zwar eine 
"Verschwörung professioneller Marxisten, Zionisten und Agitatoren Khomeinis" (Time, 
6.2.1984) rur die sozialen Proteste in seinem Land verantwortlich, doch hob er die geplantCß 
Preiserhöhungen auf. 
Auslöser fIlr die Unruhen waren die spürbaren VenchIechterun8en der Lebensbedingungen. 
Nachdem bCTeitt im August 1983 die Preise rur Grundnahrungsmittel und Brennnoffe angestie· 
gen waren, hatte König Hallan Ende Dezember 1983 erneut Preiserhöbungenangckündigt . Die 
Preise rur Zucker waren um 18%, für Spci!ieöl und Butter um 67% und für Mehl um 3~% 
angehoben worden. 
Anfang Januar 1984 hatten in Marrakesch bereits Schülerproteste gegen die ebenfalls geplanten 
Erhöhungen der Schul- und Univcnitätsgcbiihren stattgefunden, denen sich rnch weite Teile 
der Bevölkerung anschlossen. Sratken Widerhall fand der ProtUt bCionden in der ärmCTen 
Nordprovinz um Nador, Tetouan und EI·Hoceima. Die Erhöhungder Grenzgebühren nach den 
spanischen Enklaven Cc:uta und Melilla auf umgerechnet 200 DM verschärfte die dortige Lage, 
da dCT Handel mit den spanischen Städten für die arme Bevölkerung ein Iebenmotwendiges 
Zusatzeinkommen bedeutet. 
Die Unruhen griffen rasch auf das ganze Land über. In Agadir, Meknes, Casablanca zogen die 
Menschen auf die Straßen, um Brot und lebenswÜfdige Bedingungen:tu fordern. 
In der Tat befindet sich ~iarokko in einer finanziellen und wirtschaftlichen Krise. Die Verschul· 
dung des Landes betrug 1983 11 Mrd Dollar, was 90% des Bruttosozialprodukts (BSP) ent· 
spricht. Zum allgemeinen Niedergang der Kaufkraft 1979 und 1991 kam im letzten Jahr noch 
erschwerend der Phosphat·Preisverf,t1l auf dem Weltmarkt hinzu. 
Dies traf Marokko, das zweitwichtigster Phosphatlieferant der Welt ist, besondenempfindlich. 
Gleichzeitig legte die Europäische Gemeinschaft dem nordafrikaniJchen Land Einfuhr­
bes<:hränkungen rur Früchte und Textilien auf. 
Die marokkanische Regierung war gezwungen den Dirham abzuwerten und auf die Forderun· 
gen des Internationalen Währungsfonds (z.B. Streichung der Lebensmittclsubventionen) einzu­
gehen, um neue Anleihen tätigen zu können. Verschärft wird die Wirtschaftskrise durch die Mio 
Dirham verschlingenden Operationen gegen die POUSARIO. 45% des Staatsbudgeu müssen rur 
die Kriegskosten aufgewendet werden, 200.000 Soldaten unterh!i.lt das Königreich zur Zeit in 
diesem Krisengebiet. 
Diese Ausgaben bedeuten neben der Aufrechterhaltungdes luxuriösen königlichen Hofes für 
40% der Marokkaner ein Leben unter der Armutsgrenze, Die Landflucht läBtdic "bidonvilles" 
am Rande der Großstädte und das ohnehin große Arbeitslosenheer anscbwellen. Gehaltser' 
höhungen stagnieren seit 2 Jahren, während sich die Lebenshaltungskosten \·erdreifachten. 
Eine seit" Jahren andauernde Trockenperiode wirkt sich verheerend auf die Landwirtscbaft 
aut. 
Das Blutbad bei der Niederschlagung der Unruhen dürfte weitaus größer sein, als die bislang 
bekanntgewordenen Zahlen besagen. Da die marokkanische Regierung sofort eine Nachrichten­
sperre verhängte und ausländische Journalisten des Landes verwies, stammen Angaben zumeist 
aus den spanischen Enklaven und den dorthin flüchtenden nordmarokkanischen Bewohnern. 
Zeugen berichten, daß die an den Brennpunkten :tusammenge:zogenen marokkanischen 
Anneeinheiten Demonstranten von Hubschraubern aus beschossen. Offizielle Quellen sprechen 
von 29 Todesopfern, während Beobachter mindestens 400 Tote und mehrere hundert Verlet:tte 
als Bilanz der Auseinanderset:tungen sehen. 
Die spontan aosbrechende Volkserhebung konnte bishCT weder yon den oppositionellen Par· 
teien noch von den drei großen Gewerkschaften mreine tiefergreifend~ Mobilisierung gegen das 
Hassan·Regime genutzt werden. Marokkos politische Gegensätze verebben in der Westsahara· 
Frage. 
Der Verhaftungswelle fielen neben zahlreichen Gewerkschaftern auch hohe Persönlichkeiten 
der vonnab stärksten Oppositionspartei Sozialistischen Union der Volkskräfte (USFP) zum 
Opfer. Die So:zialisten, die seit November 1983 mit zwei Ministerposten in der Regierung 
vertreten sind, nahmen die Verhaftung ihrer Mitglieder erst einmal kommentarlos hin. (Le 
Monde.27.1.1984) 
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5che Strd tc:gie in der Gesamlregion <!:u 
mad~en. 

Diese ünterstützung findet ihren Aus­
druck in der Unterzeichnung eines stra· 
tegischen Abkommens, in der Schaffung 
einer gemischten amerikanisch-mdrok­
kanischen Militärkommission, in der 
übernahme von Aufklärungsaufgaben 
durch US.Spionagesatelliten, in der Aus· 
bildung der königlichen marokkanischen 
Streitkräfte (FAR ) durch US-Experten 
oder in der Lieferung hochentwickelter 
Waffen von Splitterbomben über Radar­
anlagen, Raketen, Kampfnugzeugen bis 
zu I'anzern. 
Hinzu kommt die Durchftihrung \'on ge· 
meinsamen Land- und Seemanövern zwi· 
sehen Marokko, den USA, Frankreich, 
Großbritannien und Spanien. Marokko 
hat den USA daftir mehrere :\ Iilitärbasen 
überlassen, die einerseitS als Zwischen­
station rur die Schnelle Eingreif truppe 
der USA dienen und andererseits wie die 
von Ktllitra und Sidi Vahya du Gharb 
weitreichende elektronische lIorchanla­
gen beherbergen. 
Die US-Regierung hat dariiber hinaus 
den Westinghouse-Konzern 1977 autori· 
siert, ein das gesamte mdfokkanische 
Territorium, die Westsahara und den 

westlichen Teil Algeriens abdeckendes 
Radarnetz im Land zu installieren. Le 
Monde Diplomatique vom Januar 1984 
zufolge ist das marokkanische Regime 
der überzeugung, daß die USA eine mili­
tärische Niederlage Marokkos schon we· 
gen des hier stationierten ultramodernen 
militärischen Mat erials nicht zulassen 
würden. 

Mit den USA teilt sich frankreich die 
Verteidigung dieses Vorpostens der 
westlichen Demokratie. Entgegen den 
Positionen, die die "sozialistische" Par­
tei wahrend ihrer Oppositionszeit einge­
nommen hatte, fUhrt die von ihr gebil. 
dete Regierung die Politik ihrer rechten 
Vergängerin fOT!. Frankreich rüstet vor 
allem das marokkanische Heer aus und 
stellt 230 Ausbilder. 
Wie das Politbüro der Frente POLiSA· 
R IO am 7.1.1984 feststellte, hat Frdnk· 
reich im Rahmen der Arbeitsteilung von 
den USA die Aufgabe zugewiesen be­
kommen, logistische lI ilfe zu geben und 
die marokkanischen ßodentruppen zu 
unterstützen, sogar unmittelbar im 
Kampf und auf dem Territorium der 
DARS. 
Nach überzeugung der POLISARIO ist 
auch das neue Bcfestigungsprojekt nach 

AlB-Sonderheit 2/1984 

den diplomatischen und militärischen 
l\"ied~rlagen des \'ergang~nen Jahres 
während des langen Aufenthaltes des 
marokkanischen Königs in den USA und 
in Europa, spe:tiell in Frankreich, im 
September und Oktober 1983 von die­
s~n Parteien gemeinsam ausgearbeitet 
worden. 
Wenn die imperialistischen Interessen an 
einer unbestrittenen Herrschaft über die 
Region auch offensichtlich sind, bleibt 
doch die t-rage nach den Interessen des 
marokkanischen Regimes an der t'ort­
führung eines Krieges, der das Land wirt­
schaftlich ruiniert, und der es, wie die 
Unruhen vom Januar d.J. gezeigt haben, 
viel an Popularität gekostet hat. 
Neben den langfristigen wirtschaftlichen 
Interessen sind es wohl in erster Linie 
innenpolitische Gründe, die König lias­
san 11. zur t'o rtftihrung des Sahara-Aben­
teuers zu bewegen scheinen. Denn es ist 
gerade diese Frage, die die traditionellen 
Oppositionsparteien, von der Sozialisti­
schen Union der Volkskräfte (US "-P) 
über die kommunistische Partei bis hin 
zur bürgerlichen Jstiqlal-Partei (Partei 
der Unabhängigkeit), seit Jahren zu ei· 
nem Burgfrieden mit dem Regi me be­
wegt. 

"AIR LAND BATTLE" 
und die Rolle der Bundesrepublik 

Achtuni AIR·AbonIKntcn T Lediglicb dcr 
I><>kumententeil (16 S.) wird im r~gula«,n 
AI8 4/1984 .. ",beinen. 
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"Air Land Battk". oder kur~ I\LB, iSi seit 1982 die verbindliche Kampfdoktrin der 
US·Streitkrafie. I m letzten Jahr sind ihre wesentlichen Best;lndteile an die öffent· 
lichkeit gelang!. Die ALlI-Konzcpuon lautet auf praventi"en Angriffskrieg. Sie 
sieht den friih<!:eitigen [in ..... tz von chemischen und atomaren Waffen \'or. Schau· 
platz fur die Anwendung "on ALB iSl sowohl Europa ~Is auch die Dritte Weh. 
Für die Friedens· und Solidaritd.ubewegung ist ALB "on buonderer Bedeutung, 
weil ~uf bundesdeulSchem Boden die Erst schlagswaffe ll I'ershillg II ulld Cruise 
.\Iissiles stationiert werden, die der Dreh. und Angclilunkt der neuen Duktrin sind. 
weil Bonn als einziger :"i .. \'lO·Verbi.mdeter der USA das Perspcktivkonzept ALB 
2000 mitunteneichne[ hat. 
weil die BRD die Dreh5Chcibe fur die Umse[~.ung von A t U i'n Nahen und Minieren 
Osten i5\. 
Das ,\IB·Sundcrhch 2/[984 analrsier[ und dokumentiert er'lmals umfdssend das 
ALB·Konzept sowie seine Bedeutung fur die Bundesrepublik und die DriliC Weh. 
Da5 Heft erscheint Anfang ,\pril d.J. 
Inhalt: 
• Einschätzung des A!.II-Konzeptes und seiner Auswirkungen rur die Drine Weh 

(aktualisierte Fassung der .\rtike1serie "on W. l!rönner in All! 11·12/1983, 
! / 1984 und 4/ [984) 

• Standort der BRD im :"iATO·Konzept gegenüber der Drinen Welt (R. hlk) 
l)okumentation 
• Originalfassungen ,-on ALiI 1986 und ALII 2000 (in deutscher Sprache) 
• Beiträge zum IIRD·l::ngagement im Nahen und :\Iin!eren Osten. besonders im 

Libanon und Saudi .\rabien, "on J. Reenu (Grüne), 11. lloffmann (51'0 ), II.J. 
Wischnewsky [SPD) und A. "lenes (CDU). 

• Wortlaut des Wartime·lloS\·:"iation·Support-Abkommens. das die bundesdeu[· 
sehe Hilfendlung fur die US·Streitkräfte im Kriegsfall regelt 

Umfang ca. 48 SeLlen. PreiS <{ DU "'lIo 1Ub." bei Besldlungen ab 10 f.~emplaren. Bille 
BCSlcllkarte inder Ilcftmitte Mnunen. 
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bitten wir darum, uns diese Karte wellstlndlg ausgefüllt zurück· 
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Produkllon. Vert.g. Vertrteb. GmbH 

Bestelliste 
S11k~ 

X 

Arti~ .. fJ .... 1· ~" ••• .... 
Kaffee aus Nlc.ragua 
1 Pfund 12.00 
PI.k. tm.ppe Nicaragua 
Sonderpreis 12,00 
Gr.phlkm.we. Ralael Cabrera. 

(ab 10 Ex . 8,00 DM) 10.00 
Sch.Upf.tle .. POl' la Pazu der 
S.'v.donanischen Gruppe 
Band. Tepevanl 16,50 
BrOSChÜre .. Eme neue mteramerl ' 
kalllsche POlitik furdie80er Jahre", 
Gehelmdokumen l des Komitees 
von Sanla Fe fur den jetzigen 
US·Prasidenlen Reagan, DIN AS, 
48 Seilen 3 ,00 
(.b 10 Exemplare 2,70 DM) 
T· Shirt, weiß mil Aufdruck 
"FMLN·EI Sa' vador omncera" und 
emem FMlN-Kampfer 
Größen 4, 5 und 6 15,00 
Anhinger ASK-T.ube aus Silber 14 .00 
Anhi nger ASK·Mm,taube aus 
Silber 9,00 
Slibertlettchen. dazu passend 7,00 
OhrhInger ASK-Taube.aus Silber, 
an KeUchen m Stecker, Paar 27,50 
OhrSlecker ASK·Taube aus Silber, 
Paar 19,60 
OhrhInger ASK-T.ube .u. Silber. 
an SIlberbugei, Paa r 23,00 
An.lecker ASK-Taube aus Silber 19,00 
Anhinger ASK-Taube aus Ton. 
braun oder blau 5.00 

1 
Pfund 
12~-DM 
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Plahlmlppe .,Nlcaragua Llbrel" 
mit 15 Plakaten aus dem freien 
Nicaragua. DIN A3. alle Plakate 
mehrlarblg. Sonderpreis 12,- DM 

Gr.phlkmappe des salvadoriani· 
sehen Kunsllers Ralael Cabrera. 
5 Blaner. dazu je ein BlaU mit Ge· 
dichten von Neruda, Cardena!. 
Vcga, DIN A4 Uberformat. s/w, 
Stuck 10 DM 

2. 

'. 

Anhingef A5K·Taube, gOld, 
78,00 DM. 

Anhinger ASK-Taube aus Silber, 
Stuck 14,- DM 

Postkarten mappe 6 Postkar­
ten mit Mot iven des palasti 
nensischen Kunstlers Burhan 
Karku tli. s/w, 

3." DM 



, Südafrika 

Das 
die 

über den Stand des Befreiungskampfes 
im Apartheidstaat Südafrika sp rach 
Jürgcn Ostrowsky mit dem Führungsmit­
glied des Afrikanischen Nationalkon­
gTesses SüdaCrikas (ANC), JOt Jele. J. 
J ch: ist Mitglied des Nationalen Exeku­
tivkomitc:es und des Politisch-M ilitäri­
schen Komitees des ANC. 
AlB: Der Bombenanschlag des ANC auf 
das Hauptquartier der Siidafrikanischen 
Luftwaffe im Mai letzten Jahres wurde 
weltweit als eine Eskalation des Guerilla­
kampfes angesehen. Sehen Sie das auch 
so? 
J. JELE : In der Tat wurde dies interna­
tional als eine Eskalation der mililäri­
schen Operationen des ANe angesehen, 
da zum ersten Mal nicht allein ein wich­
tiges strategisches Ohjekt angegriffen 
wurde. sondern diesem Angriff auch eine 
Anzahl1\lenschen zum Opfer fielen - in 
erster Linie i\lilitärangehörige. Es han· 
delte sich um ein sog. militärisches Ziel, 
und der Angriff war erfolgreich. 
Von vorherigen Angriffen unterschied er 
sich insoweit, als sog. weiche Ziele ge· 
troffen wurden, d.h. das Personal des 
Gegners. Es war kein AngriffaufMilitär· 
einrichtungen oder strategische Anlagen 
wie etwa auf die Öltanks der SASOL, auf 
Ilammansk raal und ähnliche. 
Es trifft zu, daß dies nicht nur eine Eska· 
lation als solche demonstrierte, sondern 
auch einen Wechsel in der Strategie des 
Afrikanischen Nationalkongresses. Und 
zwar insofern, als in der Vergangenheit 
alle Angriffe vom Wesen her bewaffnete 
Propaganda waren. Diese bewaffnete 
Propaganda zielte auf die Bewußtwer· 
dung des Volkes, darauf, das Niveau sei· 
nes politischen Bewußtseins zu erhöhen, 
und vor allem darauf, ihm die Notwen· 
digkeit des bewaffneten Kampfe~ be· 
wußt zu machen. Sie beruhte auf der 
Tatsache, daß dieses Regime nur durch 
die Macht der Waffen beseitigt werden 
kann - um so die psychischen Voraus· 
setzungen dafLir zu schaffen, daß das 
Volk sich selbst am bewaffneten Kan,pf 
beteiligt. 

Die Bombenexplosion von Pretoria war 

Interview mit Joe Jele 

also e ine Abkehr von dieser vorherigen 
Strategie. 
Sie war dazu bestimmt zu zeigen, daß der 
Al\"C nunmehr zu dem übergeht. was -
in "klassischer" Bezeichnung - Volks· 
krieg genannt werden kann: Indem eine 
Infrastruktur des bewaffneten Kampfes 
geschaffen wird. welche die Beteiligung 
des Volkes selbst einschließt und welche 
diese Teilnahme des Volkes an einer 
Kriegftihrung gemäß der Guerillakriegs. 
taktik mit jener Art von Angriffen ver· 
bindet. wie sie in Pretoria ausgeftihn 
wurden. 
Anders ausgedrückt, es wird sich um eine 
Verbindung der klassischen Gueri!1a· 
kriegführung - unter Einsatz kiciner 
Einheiten. die den Gegner angreifen und 
in direkte ,·\useinandersetzungen ver· 
wickeln mit einer StadtguerilJakrieg· 
ftihrung handeln, die Sabotage sowie An· 
griffe auf strategische Einrichtungen ein· 
schließt. 
Der ANC ist also nunmehr dazu überge. 

durch 
besiegen 

gangen, eine Strategie mit drei Stoßrich· 
tungen zu verfolgen, Allerdings kann die· 
se Strategie ohne Mobilisierung der i\1.l.S. 
sen, welche die Basis des bewaffneten 
Kampfes und seines Fortschritts bilden, 
nicht erfolgreich seill. 

AlB; Hatte die Eskalation des Guerilla· 
kampfes maßgebliche Auswirkungen auf 
die Formierung der ,Vereinigt en Demo· 
kratischen Front (UDF) wenige ~Ionate 
darauf? 
J . JELE: Ich denke schon. Die Gründung 
der UDF (im August 1983, Griindungs· 
plattform siehe in: AlB IO fI983, S, 23; 
d. Red. ) kam zustande aus der Einsicht 
des Volkes heraus, daß sich der Umfang, 
die Zahl der möglichen Handlungsper· 
spektiven des Feindes \'erringern, Weiter· 
hin wurde sie vorangetrieben und ermu· 
ligt durch die Angriffe auf Positionen 
des Feindes. ohne daß dem Vergeltung 
folgte, 
Und das Volk kam zu der Auffassung 
und handelte dementsprechend - , daß 
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es notwendig war, alle Kräfte zusammen­
zuschließen, unabhängig von den politi­
schen und ideologischen Bindungen der 
einzelnen Gruppierungen, gegen den ge­
meinsamen feind, da es - wie auch Dr. 
Boesak (UDF-Ehrenpräsident und Präsi­
dent des Weltbundes Reformierter Kir­
chen; d. Red.) in seiner Ansprache zur 
Gründung der UDY ausdruckte - der 
Uberzeugung ist, daß jetzt die Zeit da ist, 
sich selbst zu befrei en. 
AlB: Welche Rolle spielen die afrikani­
schen Gewerkschaften in der UDF? 
Sieht der ANC ihre Teilnahme als aus­
reichend an? 

Die Einheitsfront UDF enger 
mit Gewerkschaften verbinden 

j . jELE: Ich muß einräumen, daß wir ­
jedenfalls zur Zeit - ihre Beteiligung 
noch nicht als ausreichend ansehen. An­
dererseits sind acht Gewerkschaftsver· 
bände Mitglieder der UD F. 
Wir sind der Ansicht, daß die Gewerk­
schaften in der UDF eine Schlüsselrolle 
spielen können und sollen, denn die Ar­
beiter sind die am stärksten ausgebeutete 
und unterdriickte Gruppe der Bevölke· 
rung. Und sit" stelkn die bewußteste, die 
beständigste und kämpferischstt" Grup· 

p'. 
Unglücklicherweise zeigen einige der Ge· 
werkschaften noch große Abneigung, 
der UDf beiwtreten. Doch das wichtig. 
Ste auch bei diesen ist, daß sie - obwohl 
mit dieser Abneigung - bereit sind, die 
UDF in ihren Aktionen zu unterstützen 
und mit ihr in einer Reihe anderer Gebie­
te zusammem:uarbeiten. 
Das wiederum ist ein sehr erfreuliches 
Anzeichen. das wir begrüß t" n. Dennoch 
hätten wir gt"rn noch m ehr von ihnen, 
und vor allem di t" großen Verbände wie 
FOSATU (Bund Südafrikanischer Gt"· 
werkschaften) in der UD .. · . 
Denn der Kampf in Südafrika ist nicht 
auf die Fabrikhallen beschränkt, er geht 
liber die Grenzen von Firmen und fabri· 
ken hinaus - etwa auf das Gebiet der 
Erziehung oder der Gesundheitsversor· 
gung. oder auf die Wohngebiete und 
Wohnungen der Arbeiter, deren ~Iicun 
ständig steigen, und wo die ~knschen 
erbittert gegen diese ~ [ ietsteigerungen 

kämpfen; oder er erstreckt sich auf die 
Busfahrpreise - die Leutt" boykottieren 
die Busse, weil die Fahrpreise laufend 
erhöht werden. 
Im täglichen Leben also werden die 
schwarzen Südafrikaner mit wachsender 
Unterdrückung und Besdllleidungen 
ihrer Rechte konfrontiert. Deshalb soll· 
ten die gewerkschaftlichen Kämpfe der 
Arbeiter mit dem Kampf an der politi­
schen Front verbunden sein. Beide er· 
gänzen einander. 
AlB: Wit" verhielt sich der Regierungs. 

chef des Bantustan KwaZulu und J-'ührer 
der Zulu·Stammesorganisation Inkatha, 
Häuptling Gatsha Butht"lezi, zur Grün· 
dung der UDn 
j . j ELE: Anfänglich zeigte er eine inten­
sive Bereitschaft, der UDF bt"izutreten. 
Und er war enttäuscht und verbittert. als 
die UDF sein Angebot beizutreten, zu· 
rückwies ... 
Al B: Warum dies? 
j . jELE: Weil die UDr der ~'Ieinungwar, 

daß t"r eine Stimme ist, die innerhalb dt"s 
Systems. als Führer eines ßantustan, 
spricht, während in der UDF allt" die 
Kräht" akzeptiert werden, die in Gegner. 
schaft zum System stehen, die nicht nur 
so tun, als seien sie dagegen, sondern 
tatsächlich gegen das System sind. 
Daher war Buthelezi nicht nur ent · 
täuscht, sondern er hat. vor allem in 
jüngster Zeit, eine erheblich t" "·eindselig. 
keit gegenüber der UDF an den Tag ge­
legt. 
Aber diese Angriffe sind auch ein Zei­
chen von Verzweiflung seinerseits. Denn 

sdbst dort. wo er sich einer Basis unter 
der Zulu gebrüstet hat, ist diese im Ab­
bröckdn. 
Immer mehr Angehörige des Zulu·Vol· 
kt"s. die ihn unterstützt haben, beginnen, 
ihre Illusionen aufzugeben - zumaJ 
jüngst, nachdem Buthelezi mit Gewalt 
gegen dk Studenten der Ngwere-(Zulu-) 
Universität vorgehen ließ, nachdem diese 
Feierlichkeiten boykottiert hatten, die 
von Inkatha organisiert worden waren. 
Das hat auch einen großen Teil der I'reue 
in Ablehnung versetzt und Buthlezi wei· 
ter isoliert, ihm eine Menge fdndschaft 
eingebracht. Denn die Leute waren ent· 
seilt darüber. daß Buthdt" zi, der sich 
derart einer Politik der Gewaltlosigkeit 
dem System und den Feinden des Volkes 

von Südafrika gegenüber verschrieben 
hatte, mit Vt"rgnügen Gewalt gegen die 
Unterdrücktt"n sdbt"f einzusetzen bereit 
ist. Von daher ist er in ihren Augen fest 
im Lager des Feindes verankert, und die· 
ser Gewalteinsatz in Ngwere, wo seine 
Leute fUnf Studenten töte ten. wird ange­
sehen als ein Spiegelbild seines Wun· 
sches. die Politik der Apartheid durchzu­
fUhren, die Politik dt"r Gewalt gegen das 
Volk Südafrikas. 
AlB: Welcht"n Stellenwert nimmt die 
Verfassungsänderung (zum Verfassungs­
referendum vom 2.11.1983 sieht": AlB 
1/ 1984, S. 44-45; d. Red.) in der Ge· 
samtstrategie zur Verteidigung der 
Apartheid ein ? 
j. jELE: Einfach gesagt, wurde die Vt" r­
fassung konzipiert als bestgeeignCle Stra· 
tegie, um die Apartheid in Südafrika uno 
ur Bedingungen zu zementieren. unter 
denen das Rassistenregime eint"n großen 
Teil seiner Masst"nbasis verloren hat, da 
diese drastisch geschrumpft ist. 
Mit dem Aufschwung des Massenwider· 

stands gegen das Regime - einschließlich 
der Kirchen, der jugend, Frauen, der 
Streiks der Arbeiter in allen Landesteilen 
und auf dem Land - wurde es dem Rt" · 
gime klar, daß es nicht länger auf die 
bisherige Weise herrschen konnte. Es 
mußte also neut" Methoden entwickeln, 
um das Land zu beherrschen. 
Und die neue Methode, die sich das Re· 
gime einfallen ließ, war die, den Ein· 
druck zu en\'ecken, die Apartheid habe 
sich geändert. Bezt"ichnt"nderweise ist ihr 
bedeutendster Aspekt dt"r. einen be­
stimmten Teil der unterdrückten Bevöl· 
kerung _ Inder und Farbigt" - in das 
System einzubezieht"n. ihn zum Partei· 
gängt"r des Systems zu machen und so 
den Eindruck zu erwecken, die Apart· 



heid sei abgeschafft indem man die 
Unterdrückten :tu Instrumenten ihrer 
eigenen Unlerdnickung macht. 
Es ist dies zudem ein System, in dem 
sogar das Kabinett \'om Militar be· 
h('rrscht wird. Es ist ein Manöver, denen 
Zweck es ist. die militarische Ausrich­
tung der Apartheid :w verstärken -
worin gegenwartig der gefahrlichste 
Aspekt des Apartheidsystems zu sehen 
ist. 
Das Apartheid.Kabinett wird jeut \'om 
.\Iilitar und dem Geheimdienst be­
herrscht, wahrend gleichzeitig der Ein­
druck erweckt wird, daß mehr Schwarze 
in die Regierungsverantwortung einbe­
zogen würden. Und diejenigen, die einbe­
zogen werden. stellen wiederum nur 
jenen Teil der Farbigen und Inder dar, 
der Bereitschaft bekundet hilt. vom 
System zu profitieren kleinbürgerliche 
Elemente. 
Das Entscheidende aber ist. daß sich die 
große Mehrheit der Inder, die überwalti· 
gende .\1ehrhtit der Unterdruckten dem 

widersetzt, was da Verfassungsänderung 
genannt wird. 
AlB; Was hat die Machtverschiebung zu­
gunsten der Position des Präsidenten, die 
im Rahmen dieser Verfassungsänderung 
erfolgte, zu bedeuten? 
J. JELE; Dies druckt aus, daß das der­
zeitige Regime sich die Aufgabe gestellt 
hat, alle Regierungsgewalt in eincr einzi­
gen Person zu konzentrieren. 
Denn keinerlei Entscheidung kann z.B. 
von den sog. Kammern getroffen wer­
den, die nicht die Zustimmungdes I'räsi­
denten findet. Das Regime entwickelt 
sich mehr und mehr zu einer Ein-Mann· 
Diktatur. 
Es geht darum sicherzustellen, daß Ent­
scheidungen politischer und militäri-

scher Art keiner irgendwie gearteten Er­
örterung unterworfen sind. Da dies be· 
deutet, daß der Präsident Jederzeit alles 
entscheiden kann, und dies darauf hin· 
ausläuft. das Parlament zu unterlaufen 
und seine .\lacht zu beseitigen, stellt die 
Opposition nur mehr ein Täuschungs­
manöver dar. Das war zwar schon von 
jeh('r so, aber nun stellt sie nur noch ein 
nominelles Gebilde dar, 
Es geschieht gerade wegen des Auf­
schwungs der Opposition gegen das Re· 
gime an allen Fronten, daß es sich dieser 
Art \'on Opposition erst recht entledigen 
muß, so daß der Pr'.i.sident jederzeit die 
Vollmacht besitzt einen Not5land auszu· 
rufen und mit der Situation umzugehen. 
wie er es rur angebracht hält - ohne 
Verantwortlichkeit irgendeinem Staats· 
organ gegenüber. Das ist die Lage, die 
geschaffen wurde, um nicht zu einem 
Militärputschgreifen zu müssen. 
Süd afrika hatte ein Stadium erreicht , in 
dem das Militär geneigt war um den 
\'ormarsch des Befreiungskampfes und 
die Opposition gegen das System auf:tu­
halten - und schon einige Zeit erwogen 
hatte. die Macht zu übernehmen , umjeg­
liehe Opposition auszuschalten und eine 
Juntaherrschaft mit Dekreten in Süd· 
afrika zu errichten. 

Weiße Opposition ausgebootet 

Um dies zu vermeiden - imm('rhin hatte 
man schon den vormaligen Verteidi­
gungsminister als Premier, einen Militär, 
der Politiker geworden war - war es das 
Beste, eine Art unblutigen Coup durch­
zuruhren, eine ruhige, geschickte Macht­
übernahme des Militärs und eine Ein· 
~lann·Diktatur herbeizuführen, die zu· 
mindest das Äußere einer "zivilisierten" 
bzw. "demokratischen" Regierung be· 
sitzt. da man keine Opposition per Ge· 
setz mundtot gemacht hat, d.h. die 
weißcOpposition. 
In Wahrheit indes gibt es keine Opposi­
tion mehr. Selbst die nominelle Oppo. 
sition der Weißen existiert mit dem ge­
genwärtigen Zustand nicht mehr. Diese 
sog. Opposition, dazu die Inder und Far· 
bigen, die man einbezogen hat, sie alle 
werden benutzt, um Sildafrika das Äuße· 
re einer Demokratie nach westlichen 
Vorstellungen zu geben, zumindest inso­
fern, als die ;,~1inderheiten" berücksich· 
tigt sind. Aber all das existiert eigen11ich 
nicht mehr, da der Prasident in seiner 
Hand ilber alle diktatorischen Vollmach­
ten vermgt. 
Es handelt sich also in Wahrheit um ei­
nen faschistischen Militärputsch - um 
eine Junta anderer Art als sie beispiels­
weise in Chile besteht. Eine Junta süd­
afrikanischen Typs mit südafrikani· 
schen Wesenszügen, in einer spezifischcn 
südafrikanischen Situation. 

I ISRAEL und SÜDAFRIKA 
(I •• OoI<'.HIII~. we, z.u .... ."t .. , 

ed,l,on südliches aHa 16 I 
ISRAEL UNO SÜDAFRIKA 
Eine Dokumentation ih rer 
BeZiehungen 
Hrsg9. von Alrun Hurter 
Bonn 1983,72 Seiten, DM 5,00 
ISBN 3-921614-13·9 

Sudafrika. der rassistische Staat par 
excellence, und Israel, das vielen 
rassisch Verfolgten noch immer als 
Zufluchtsstatte gilt - eine Allianz, 
die unvorstellbar erscheint . Detail· 
hert wird die Entwicklung ihrer Zu· 
sammenarbeit auf wirtschaftlichem, 
polit ischem und militarischem Ge­
biet wie in der nuklearen'Forschung 
in zwei Dokumentationen der Ver· 
einten Nationen und in erganzen· 
den Informationen verfolgt. Vertre· 
ter der sudafrikanischen und pala· 
stinensischen Befreiungsbewegun· 
gen, ANC und PlO, gehen in ihren 
Beitragen auf den ideologischen 
und Interessenskonsens der beiden 
Staaten ein. Diese Kollaboration 
dient nicht nur der Herrschaftssi­
cherung. wegen ihres Zugangs zu 
strategischen Rohstoffen besetzen 
beide lander SchliJsselpositionen in 
den politischen. wirtSChaftlichen 
und militarischen Doktrinen des 
Westens_ 

issa 
mformatlonutelle ~dliches afrika e.Y. 
information centre on soulhern africa 
5300 bonn 1, blucherstr. 14 
telefon: 0228/21 3288 

Adressenänderungen 
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EI Salvador 

Gespräch mit der Bonner Vertretung der FMLN/FDR 

Unser Plan setzt sich durch 
Seit der Jahreswende steht EI Salvador 
im Zeichen der Offensive der Nationa­
len Bdreiungsfront Farabundo Marti 
(F~ILN) und der Vorbereitung der Wah-

• len :turn 25. März 1984 durch die staats­
tragenden Parteien. Das AlB sp rach mit 
der Bonner Vertretung der FMLN/FDR 
(Demokratisch-Revolutionäre Front) 
über die aktuelle Lage. 

AlB: 1m Januar d.]. stimmten die Staa­
ten Mittelamerikas einem neuen Fric­
densvorschlag, dem 21-Punkte-Plan der 
Coruadol1l-Gruppe (Mexiko, Venezuela, 
Kolumbien, Panama) :tu. Wie bewerten 
Sie diese Initiativen zur En!Schärfung 
der Mittelamerikakrise? 
FMLN/FDR: Diese Vereinbarungen sind 
ein diplomatischer Sieg für alle Kräfte, 
die wie wir für einen politischen Weg bei 
der Lösung der Probleme in /\Iittelameri­
ka sind. 
Die Reagan-Administration hat wieder­
holt versucht, die Contadora-Initiative 
zu schwächen und scheitern zu lassen. 
Sie wollte dem die Organisalion Ameri­
kanischer Staaten (OAS), das "Forum 
rur Frieden und Demokratie" und kürz­
lich auch die angebliche Beweglichkeit 
und Effektivität der "Blitzdiplomatie" 
von Richard Stone und Henry Kissinger 
entgegenstellen. 

Reagans Spott fur die Contadora 

Trotzdem ist es der Contadora gelungen. 
ihre Reihen zu konsolidieren, die wich­
tigsten Probleme zu konkretisieren und 
fur jedes vernünftige Alternativen zu ent­
wickeln. Damit verliert die militärische 
Intervention ihren politischen Deckman­
tel. 
So wird es rur die USA schwieriger, mit 
einer Rechtfertigung zu rechnen, die die 
Aggression unterstützt. 
AlB: Geben Sie der Contadora-I nitia tive 
eine echte Challee, die Invasionsvorbe­
reitungen der USA aufzuhalten? Die 
von der Kissinger-Kommission (siehe im 
ei nzelnen: AlB 2 / 1984, S.5) und der Re­
gieru ng Reagan gekommenen Reaktio· 
nen klangen doch wohl nicht sehr ermu· 
tigend ... 
FMLN /FDR: In der Tat wird der Weg zu 
einer politischen Lösung weiterhin ver­
sperrt durch den neuerlichen Entschluß 
der USA, eine Illilit ~ rische Intervention 
von:ubereiten und durchzuruhren. 
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Hinzugetugt werden muß der freche 
Spott, mit dem der Imperialismus auf die 
im Contadora· Friedensvorschlag ange­
ftihrten Punkte antwortet, so zum Bei­
spiel: 
a) auf den Punkt des Rückzugs der MiIi· 
tärberater aus dieser Zone hat er mit 
einer dritten Phase der schon andauernd 
stattfindenden Militärmanöver in Ahuas 
Tara geantwortet, wobei sie tausende 
Männer nur wen ige Kilometer von der 
salvadorianisch -hond uran ischen Grenze 
entfernt konzentrieren; 
b) bezüglich der Truppenreduzierung 
hat die Kissinger-Kommission 400 Mio 
Dollar als Militärhilfe fiir das salvadoria­
nische Regime während der Jahre 1984 
und 1985 geforden; 
c) dieselbe Kissinger-Kommission for­
dert die Weiterftihrung der heimlichen 
Unterstützung des CIA ftir somozistische 
Gruppen. 
Diese äußerst aggressive Politik trägt nur 
dazu bei, das Mißtrauen und die zuneh­
mende Isolierung zu verstärken, in die 
die USA sich auf internationaler Ebene 
immer mehr begeben. Und das bringt uns 
ftir unsere Sache größte Unterstützung 
und Sympathien. 
AlB : Die FMLN/FDR hat aus der Grena· 
da· lnvasion vom Oktober 1983 die 
Schlußfolgerung gezogen. daß sich damit 
die Gefahr ftir eine Entsendung von US­
Kampf truppen nach EI Salvador oder 
Nikaragua erhöhe. Welches Moment hal­
ten Sie für das ausschlaggebende für ein 
mögliches J a der Verantwortlichen in 
Washington zu einer Invasion in EI Sal­
vador? 

FMLN/FDR: Grenada stellte einen bru­
talen und unnötigen Versuch dar, mit 
dem Reagan seine Politik in dieser Re­
gion auf die Probe stellen wollle. 

Der am meisten beunruhigende Aspekt 
ist dabei die Reaktion eines beträchtli­
chen Teils der öffent lichen Meinung in 
den USA. die durch den primitiven Na­
tionalismus und falschen Stolz auf die 
Slärke einer Großmacht geschickt mani­
puliert wurde. Es ist auch nicht zu recht­
fertigen, wie schnell und einfach der Teil 
bestimmter nordamerikanischer oppo­
sitioneller Politiker zum Schweigen ge­
brach t werden konnte, der gegenüber 
den Schwankungen der öffentlichen 
Meinung sensibler ist als gegenüber seiner 
Verpflichtung, sie zu informieren und zu 
erziehen. 

Counter-Insurgency grei ft nicht 

Aber in bezug auf die reale Bedrohung 
hat der "glorreiche Sieg" in Grenada sehr 
wenig Benand (ftir Kuba, fur Nikaragua 
und auch rur die FM LN). Grenada war 
ein Musterbeispiel für die Ausnutzung 
zeitweiliger Schwächen zu einer imperia­
list ischen Aggression. Diese Schwächen 
waren das Resultat des Verrats innerhalb 
der New-Jewel-Partei , die unter den Re­
volutionären Venvirrung geschaffen hat 
und diese von den Massen trennte. 
Unsere Situation gleicht mehr dem Fall 
der Dominikanischen Republik, in der 
(im J ahr 1965; d. Red.) einmarschiert 
wurde. a ls der Volksaufstand kurz vor 



dem Sieg stand und die Regierungstrup­
pen in den Hafenvierteln von Santa 
Domingo eingekreist waren. In diesem 
Moment griff der Imperialismus zu die­
ser blutigen Aggression. 

Für EI Salvador kann man den Schluß 
ziehen, daß die imperialistische Aggres­
sion paradoxerweise immer wahrschein­
licher wird, je näher wir der Erringung 
des Friedens sind. 
In dem Maße. in dem die Stellung des 
Regimes schwächer wird, wächst die Be­
deutung der Überlebenshilfe der USA rur 
das Regime auf allen Gebieten. Dieser 
kritische Punkt kann während der 
nächsten Offensiven unserer Front kom­
men, die dem Marioneuenregime über­
zeugende Schläge versetzen werden. 
Die Größe der salvadorianischen Massen· 
bewegung, die Erfahrung der revolutio­
nären Organisationen in vielen J ahren 
des Kampfes im Verborgenen, die ge­
festigte Einheit der revolutionären und 
demokratischen Kräfte der FDR, die 
Existenz eines wirklichen Revolutions­
heeres, das in unzähligen Kämpfen ge­
stählt wurde, das verschiedene Formen 
des bewaffneu:n Kampfes beherrscht 
und das bereit ist, das Vaterland zu ver­
teidigen, dies alles läßt uns versichern: 
Reagan soll sich nicht auf seiner Land­
karte täuschen: EI Salvador ist Vietnam 
näher als Grenada! 
AlB: Wie bewerten Sie die Aussagen 
führender US·Militär- und Regierungs­
vertreter, daß es angesichts der derzeiti­
gen Demoralisierung der salvadoriani­
schen Armee unumgänglich werden 
könnte, das I Regime durch ein Eingrei­
fen von US·Kampftruppen zu reiten? 
Rechnet die FMLN/FDR zur Zeit über­
haupt mit der Möglichkeit eines solchen 
Kollapses? 
FMLN/FDR: Die Vereinigten Staaten 
müssen akzeptieren, daß das oligar· 
chisch-militärische Regime eine über­
lebte Formel und historisch überholt ist. 
Für die nordamerikanischen Interessen 
müßten die Beziehungen zu einem wirk· 
lieh demokratischem Regime, das die 
Menschenrechte respektiert, die wirt­
schaftliche und soziale Entwicklung un­
seres Landes wirklich voranbringt, an­
nehmbar sein. 
Diese neuartigen Beziehungen mit La­
teinamerika zu entwickeln, wird umso 
schwieriger sein, je mehr die USA sich 
mit der Aggression und der Unterstüt­
zung überholter und in Auflösung be­
findlicher Diktaturen bloßstellt. 
Im Fall EI Salvadors hätte sich dieser 
Kollaps ohne die Unterstützung der USA 
längst vollzogen. Die Hoffnungslosigkeit 
der Mannschaft Reagans besteht darin, 
daß sich dieser Kollaps immer mehr 
nähert, trotz der Zunahme.der Hilfe und 
der direkten nordamerikanischen Einmi­
schung. 
Es ist nicht möglich, Voraussagen zu 

treffen hinsichtlich des Zeitpunktes oder 
der Art dieses Kollapses. Aber die Macht 
der Schläge, mit der unsere Truppen be­
wiesen haben, daß sie fahig sind das Re­
gime zu gefahrden, der Grad der Demo­
ralisierung der Truppen, die immer häu· 
figer im Kampf flüchten und in Massen 
davonlaufen, die zugespitzten Wider­
sprüche zwischen den poütischen Kräf­
ten des Regimes, die sich erneut gespal­
ten haben. beweisen, daß die Diktatur 
~chon sehr brüchig ist. 

MB: Die FM LN hat im Dezember 
1983/Januar 1984 spektakuläre Ak­
tionen unternommen. Sind diese rur Sie 
e in Beweis fUreine Kräfteverschiebung? 
Oder ist es noch verfrüht, davon zu spre­
chen? 
FMLN/FDR: Seit Dezember 1982 ist es 
der FM LN gelungen, das militärstrategi­
sche Gleichgewicht aufzubrechen. eine 
Kräfteverschiebung zu ihren Gunsten zu 
erreichen. Sie wird damit befahigt, die 
Initiative zu behalten und von daher eine 
neue Etappe der strategischen Offensive 
der revolutionären Kräfte einzuleiten. 

In diesem Zeitraum ist es uns gelungen. 
viele Beschränkungen der vorhergehen­
den Etappe des strategischen Gleichge­
wichts zu überwinden: Wir haben unse­
ren Aktionen Kontinuität gegeben, ohne 
einen Zeitraum zw ischen einer Offensive 
und der nächsten verstreichen zu lassen. 
Es ist uns gelungen, Aktionen an mehre­
ren Kriegsschauplätzen gleichzeitig zu 
entwickeln und wir haben einen sehr 
hohen Koordinationsgrad und eine hohe 

Fähigkeit der Konzentration und der 
Verteilung von Heeresteilen erreicht . 
Das hat es uns erlaubt, den Regierungs­
kräften dauernd Schläge zu versetzen, 
ihre Operationspläne zu zerschmettern 
(sie haben keinen einzigen vollenden 
können) und sie auf eine Defensivposi­
Lion zu beschränken. 
Angesichts dieser Situation hat das Ober­
kommando, unterstützt von nordameri­
kanischen Experten rur Counter-Insur­
gency (Anti-Gueriliakampf; d_ Red.), 
versucht, Mitte 1983 einen neuen strate­
gischen Plan durchzusetzen: Die Regie­
rungstruppen sollten sich aus der ganzen 
nördlichen Zone des Landes zurückzie­
hen und einen doppelten Eindämmungs­
gürtel bilden, die Mehrheit der kleinen 
Abteilungen zurückziehen und ihre 
Mannschaften in den großen Garnisonen 
konzentrieren. 
Dabei überlassen sie die Kontrolle der. 
Dörfer paramilitärischen Einheiten der 
"Zivilverteidigung" mit minderwertiger 
Bewaffnung und Ausbildung_ 
Desweiteren besteht die Strategie darin, 
die großen Aktionen zu kombinieren, 
gleichzeitig an verschiedenen Kriegs­
schauplätzen durchzufUhren und kleine 
Counter-lnsurgency-Einheiten dauernd 
patrouillieren zu lassen, Flächenbombar­
dements in den Zonen unterrevolutionä­
rer Kontrolle und auf die vermuteten 
logistischen Versorgungswege der FMLN 
durchzuftihren. 

Die FMLN wurde mobiler 

Die Ziele dieses Planes: Man will uns in 
den Norden treiben und definitiv aus den 
Gebieten im Zentrum und im Süden des 
Landes verjagen (die die größte wirt­
schaftliche Bedeutung haben). Wären 
unsere Truppen einmal im Norden einge­
pfercht, so möchten sie es ihnen durch 
die Kombination der Eindämmungsli. 
nien und der ständigen Patrouillen klei­
ner "Cazadores"-Einheiten unmöglich 
machen, zurückzukehren. 
Das paßt zusammen mit dem Plan CO­
NA RA, der die Schaffung von strategi. 
sehen Dörfern vorsieht, um die politi­
sche Kontrolle der südlichen und zentra­
len Gebiete zu sichern. 
AlB: Welches Gegenrezept hat die 
FM LN entwickelt? Hatte dies einschnei­
dende taktische Veränderungen in Ihrer 
KampffUhrung zur Folge? 
FMLN /FDR: Gewiß. Ab Juli und Au­
gust 1983 hat sich die FMLN darauf 
vorbereitet, diesen Plan zu durchkreu­
zen. 
Wir wollen unsere Position in den kon­
trollierten Gebieten stärken und die 
Strukturen der Poder Popular (Volks­
macht) ausbauen (Gesundheit, Erzie­
hung, Justiz, Verteidigung, Produktion, 
Verwaltung usw.), um uns in den zentra-
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Plattform der FMLN/FDR 
für eine Übergangsregierung 

Am 3 1. J anuar d.J. , knapp z,,'d Monate \'or den salvadorianisehen PriüidentJchafuwahlen 
MI die Nationale Bdn:iungsfront Farabundo M;arti{Dcmokrali ,ch·Rc\·olulionän: Front 
(FMLN/FOR) ein Programm ruTein.: Ubcrgangsrcgierung vorgdcgt . 
Es "nthält Aussagen zur aktuellen Ausgangsjage. cln 20-Punklc·Programm ru r eine provisori­
sche Regierung, Vorschliiige für wirtschaftlich-soziale Refo rmen und zur Zusammensetzung 
bl.w. Vorg.: hcnswcisc einer wichen Regierung. An den Verhandlungen rollen nach Aufras­
sung der FMLN fF OR ihre eigenen Repr'.iJ<':ntantcn, Vutreu~r der ~3h'adorianischcn Regie­
rung und der Regierung der USA teilnehmen, außerdem Vermitller. die von bcidcn Seiten 
aktc" I'c.! werden und internationale Zeugen. Die Verhandlungen sollen ohne jegliche 
Vorbedingungen aufgenommen werden. Wenn die Verhandlungen ein benimmtn Niveau 
erreicht haben, ist die FML'i'/}'DR bereit, übereinen Waffe nstillsta nd zu ,-c.rhandeln. 
Wir bringen jene Passagen du Dokument , im Wortlaut, die sich mit dem Programm rur eine 
Obcrgangsregierung und den wir lSC haftlic h 'so~ i ;Ucn Reform "orschlägc n ber;uliCn. 

Die provi$o rische Regierung mit b re ite r 
Be teiligu ng 

Der Vorschlag eine provisorische Regierung 
mit breiter Beteiligung zu bilden, ist das Re· 
suhat dtr Entwicklung der demokratisch· 
revolutionären Kräfte des salvadorianischtn 
Volkts auf politischer und militärischer 
Ebene. 
Dit provisorische Regierung mit breitcr Be­
teiligung wird eine Regierung sein, in der 
keine Kraft al1dne vorherrs<::hen wird. Sie 
wird Ausdruck der breiten Beteiligung der 
politischen und sozialen Kräfte sein, die be­
reit sind, das oligarchische Regime zu elimi· 
nieren und die Souveräntität und nationale 
Unabhängigkeit wiederzuerlangen. Sie wird 
eine Voraussetzung dafür bieten, damit die 
Existenz des Privatbesitzes und ~usländi­
schn Imestitionen nicht im Widerspruch zu 
den lozialen Interesstn stehen wird. 
E~ handelt sich um eine prOI'isorische Regie· 
rung mit brtiter Bettiligung, deren Amtszeit 
dUT(.h die Erfüllung ihur grundlegenden Zie­
le btstimmt stin wird, in Obeuinnimmung 
mit dem was zwischen den Partnern ,·erein· 
bart wurde und davon ausgehend, daß ,ie 
keine Regierung von längerer Dauer sein sol!. 
Die grundlcgtnden Zide der provisorischen 
Regierung mit breiter Beteiligungsind: 
l. Die Unabhängigkeit und dit nationale 
Sou"eriinität wiedtrzugewinntn. 
2. Den Reprenionsappamt zu zentören und 
die Grundlagen für eine wirkliche Demokra­
tie zu schaffen, in der die Menschemtchte 
beachtet und die politischen Freiheittn VQIl 
gewährt werden, und in der sich die breite 
Beteiligung des Volkes konkretisieren wird. 
um endgültig den Frieden zu erlangen. 
3. Den dringendsten und unmittelbarsten 
Bedürfnissen der Mehrheit deI Volkes nach· 
zukommen und wirtschaftliche und sozial .. 
M3ßnahmen zu ergTIMen, um diese Struk­
turen zu ,·er',mdern. 
4. Die praktischen VOT1lusStlzungen dafür 
zu schaffen, daß der gegenwärtig.:: Kriegs­
zustand beendtt wird. 
S. Allgtmtine Wahlen "orzubereiten und 
durchzumhren. ( ... ) 

Regieru ngspla t t r orm 
( ... ) Sofonmaßnahmcn: 
I) Abschaffung dtr politis~hen Verfassung 
von 1983 und ihre Erstt:l.ung durch ein Ver· 
fassungs~tatul, das dit Handlungen der pro· 
visorischen Regierung mit breiter Beteili­
gung rtgelt. 
2) Aufhtbung des Ausnahmtzustands und 
aller Dekrete, die seit 1980 erlassen wurden 
und die die individuellen und sozialen Frei­
heiten einschränken. 
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:SI Freihdt tur alle politischen Gefangenen 
und Ven<:hwundenen, sowie die Annullie· 
rung aller Urteile, die auf Grundlage der re· 
pressiven und Ausnahmegesetze gesprochen 
wurden. 
" ) Volle Garantie der Ausübung der indivi· 
duellen und kollekti"en demokratischen 
Rechte und Freihtiten. Ein Übergangsstatut 
wird trlasstn werden, du das Recht auf ge­
werkschaftliche Organisierung für dit Arbei­
ter auf Landgütern und in staatlichen Bttrie­
ben regelt ... Die Organisationen der VolkS' 
macht, die während des Krieges in verschie· 
denen Zonen des Landes entuanden sind, 
werdtn anerkannt. 
5) Auflösung der Sicherheitsorgane, Todes­
schwadronen und ihres politischen Arms, 
dtr ARENA·Partti. ( ... ) 
6) Abzug der nordamerikani5chen Militär· 
btrattr, Beendigung ihrer Intervention 
durch Militärhilfe, wie auch die aus anderen 
Ländern, und Einstellung jeglicher Waffen· 
lieferungen. 
7) Säuberung der Strtitkr'.ifte der Regie­
rung, und wenn das geschchtn ist. Eingliede· 
rung ihrer Vtrtreter in die Strukturen der 
provisorischen Regierung mit breiter Beteili­
gung. 
8) Oberprüfung und Verurteilung der Zivili­
sten und Militärs die rur Völkermord, poli· 
tische Verbrechtn, Folter, Verschwindenlas· 
sen von Menschen und illegale Beraubung 
der individuellen Freiheit "erantwortlich 
sind. 
Der Tod ,'on Kämpfern der FMlJI,' sowit von 
Soldattn und Offizitrtn, die im Kampf gefal· 
len sind, stellt kein Verbrechen dar. 
9) Der Oberste Gerichtshof wird sofort mit 
der Untersuchung und der AbuTieilung der 
Verbrc.::hen gegen die Menschenrechtt be­
ginnen und gleichzeitig tine Säuberung und 
Rcorganisierung der Justiz durchrühren. Er 
ersu~ht die nichmaatlichen Menschen­
rcchuorganisalionen, die das Volk während 
der Diktatur "erteidigten, um Zusammen­
arbeit bei dieliCn Aufgabtn. 
10) Rückkehr der Exilitflen und Flüchtlin­
gt und Durchführung eines Notprogramms, 
um die Flüchtlinge, die zuriiCkkehren, die 
Entwurzelten und Kriegsvtrlet:tten, dit ehe­
maligen Angehörigen der Strtilkriifte und 
die Familien oder Individuen, die in Folge 
des Krieges auf der einen oder andtren Seitt 
schuttlos gebliebtn ~ind, wieder einzuglie· 
dern und ihre dringendsten Bedürfnisst zu 
befriedigen. ( ... ) 
11) Durchführung eines Notprogramms für 
den Wiederaufbau der Infrastruktur, Wirt· 
schaft, dts Erziehungs- und Gesundheits· 
wesens, die im Krieg zerstört oder beschädigt 
wurden. 

i 2) Dekret zur Stundung du Schulden der 
kleinen und mittleren Unternehmer. Durch­
filhrung einti Finanzierungsprogramms, das 
diestn Sektoren angemessen ist und sowohl 
auf den industriellen Sektor als auch auf die 
Landwirtschaft angewendet wird, um die 
Wirl5chaft zu reaktivieren. 
13) Festsetzung und Kontrolle der Prtise 
der zur Befriedigung der Grundbedürfnisse 
notwendigen Produkte, um so zu vtrsuchen, 
die Reallöhne zu verbtssern. Neuordnung 
und Kontrolle des Handds und der Vertei­
lung dtr Produkte zur Befriedigung der 
Grundbedürfnisse. 
14) Ntuverhandlung der Auslandsschulden 
auf Basili der Anerkennung der finanziellen 
Verpflichtungen, dit die vorhergehenden 
Regierungen eingegangen waren. 
15) Wiederhtrstellung der Autonomie de r 
Universität von EI Salvador und Gewährung 
der zu ihrer Neuorganisierung und ihrem 
Funktionieren notwtndigtn Minel. ( ... ) 
16) Durt:hführung einer umfangreichen 
Alphabetisierungskampagne und tints deo 
mokratischen Programms der Erwachsenen· 
bildung auf den Gebiettn der Gesundheit, 
Eniehung, landwirl5chaftliehen Produktion 
und kommunalen Organisationen. 
17) . Entwicklung eines mallsiven Arbeitsbt­
schaffungsprogramms, basieund aufstaatli· 
ehen und privaten Investitiontn in arbeits· 
intensiven Bereichen. Durchführung eines 
Notprogramms rur den Erwerb von Rohstof­
fen und untnlbehrlichen Produktionsmit· 
teln für die wirtschaftliche Wiederbele· 
bung ... 
18) Initiierung und Entwieklung eines Pro· 
gramms zur Org:misierung des Volkts durch 
Ausweitung und Festigung der Gemeinden 
und der lokaltn Gemeins~haften und Orga· 
nisationen. Teilnahme dieser Organe an der 
Planung, Durchrührung und Bewertung de! 
Projekte zum Nutzen der Gemeinden. 
19) Entwicklung eines Programms zum 
Ausbau der Kommunikationsmittel, das die 
Schaffung ,·on Kommunikationsmitteln dts 
Volkes von lokalem Inttresse vorsicht. 
20) Konstituierung eines Wahlgremiums, 
das in Übereinstimmung mit alltn Parteitn, 
die Durchführung freier Wahlen vorbereitet. 
Es wird ein vertrauenswürdiges Wahlrtgister 
trsttllt. 

Wirudtaftliehe und sozial .. Rdormen 
I . Schaffung der Grundlagen für die Durch· 
führung einer vollständigen Agrarreform, 
Absicherung der freien Beteiligung der Land· 
arbeiter bei ihrer Umsetzung. Emwicklung 
tine! Programms zur Organisitrung von 
Kooperativen Hir die kleinen Landeigen· 
tümer. 
2. Schaffung der Grundlagen für die voll­
ständige Realisierung dtr Nationalisierung 
des Banken· und Finanzsystems, mit dem 
Ziel, die Finanz· und Kuditnruktur im ln­
tereue der Mehrheit des Volkes zu genalten. 
3. Schaffung der Grundlagen fiir dic voll­
ständige Realisierung einer Außenhandelsrc­
fonn, die die Kontrolle über die wichtigsten 
EKportprodukte sichert: Kaffee, Baumwol· 
le, Zuckerrohr, Metresprodukte und Fleisch. 
Außerdem soll die Einfuhr von Rohstofftn, 
Produktiorumineln, Ersatzttiltn und 
Technologie, die Hit dit nationak Produk­
tion benötigt werden, kontro!liert werden. 
4. Schaffung der Grundlagtn für tint ange· 
messene Lösung des Wohnungsproblems der 
untt ren Einkommensgruppen als auch der 
schrittweisen Ausweitung des Systems der 
sozialtn Sicherheit und Umorientierung der 
Auslandsinvenitionen damit sie wirklich 
dazu btitragen die sozialen Bedürfnillse zu 
bdriedigen. ( ... ) 



len Gebieten und im Süden festzusetzen 
und uns nicht vertreiben zu lassen. 
Wir sind bestrebt, den Counter-] nsurgen­
cy-Patrouille·Einheiten der "Cazadores" 
dauernd Gefechte zu liefern, sie zu zer­
mürben. Wir versuchen, viele Angriffe, 
die den Gegner provozieren sollen, mit 
großen Angriffen auf in Bewegung be· 
findliche Einheiten zu verbinden. Wir 
sind darauf aus, zu Angriffen auf die 
großen Garnisonen überzugehen. die 
diese vernichten. 
Wir sind bemüht, unsere r-.lobilität zu 
erhöhen, unsere fähigkeit, eine große 
r-.lenge von Menschen rur die entschei· 
denden Kämpfe zu konzentrieren, und 
dazu überzugehen, Artillerie in großem 
Maße anzuwenden. 
Die Offensiven der FMLN im September 
und im Oktober/November ]983 und 
die, die zur Zeit läuft - die mit den 
spektakulären Erfolgen in EI Paraiso und 
bei der Brücke Cuscutlan begann - las­
sen die Behauptung zu, daß unser strate· 
gischer Plan sich durchsetzt. 
Der Feind hai sich gezwungen gesehen, 
seine Pläne zu verschieben und nicht hin· 

ter unserer Initiative zurückzustehen: 
die entscheidenden Kämpfe finden statt, 
wo und wann die FI\ILN es will. Die 
Gebiete, die unter Kontrolle des Volkes 
sind, haben sich beträchtlich ausgewei­
tet, und es haben sich uns neue Kampf­
schauplätze eröffnet: in den Departe­
ments von San Vicente, Usulutan und 
San Migue!, den Zonen, aus denen uns 
das Regime entfernen wollte. 

AlB: Welchen Stellenwert messen Sie 
dabei den neuformierten mobilen 
FM LN-Einheiten zu ? 
FMLN/FDR: In dieser neuen Etappe un­
serer strategischen Offensive wird die 
Rolle unserer mobilen Einheiten, die wir 
operativ-strategische Einheiten nennen, 
ganz entscheidend. 
Während der Rest unserer Einheiten die 
Kontrolle und Verteidigung der Zone 

ausübt und auch offensiv, aber in gerin­
gerem Ausmaß, kämpft, sind unsere ope­
rativ-strategischen Einheiten diejenigen, 
die überall im Lande auftauchen, um die 
Eliteeinheiten des Feindes zu schlagen. 
Diese Eliteeinheiten sind die tatsächli· 
ehen Stützen des Regimes. 
Die Zermürbung und Vernichtung dieser 
Kräfte (ungefähr 20% der Gesamtstreit· 
kräfte des Regimes) würde für das Re­
gime zur Folge haben, daß es se inen 
Counter-lnsurgency·Krieg nicht mehr 
weiter entfalten kann und mit der 
FMLN/ FDR über eine politische Lösung 
des KonOikts verhandeln muß. 

Die Wahlen bringen nich ts 

Die Regierung Reagan versucht , diesen 
Moment hinauszuzögern, indem sie mit 
einer US-Invasion einen solchen Kollaps 
verhindert. Sowohl das Pentagon als 
auch die Reagan-Mannschaft sind sich 
darin einig, daß nur eine solche [nterven­
tion den beschleunigten Kurs hin auf 

eine militärische Kräfteverschiebung zu­
gunsten der tOM LN ändern kann. 
AlB : Die Regierung hat rur den 25. März 
d.J. Wahlen angesetzt. Was ist die Posi­
tion der FMLN / FDR dazu? Ist Ihres 
Erachtens zu erwarten, daß die Regie. 
rungskoalition über die Wahlen hinaus 
Bestand hat? 
FM LN/F DR : [n der gegenwärtigen Si­
tuation sind Wahlen, die von der Regie­
rung durchgefUhrt und kontrolliert wer­
den, als politisches Instrument völlig uno 
brauchbar. Nur die Drohung und Erpres­
sung der Bevölkenmg können überhaupt 
jemanden an die Urne bringen. 
Die letzten Wahlen waren ein schlagen­
der Beweis dafür: Anstalt den Dialog 
und Frieden zu bringen, der dem salva­
dorianischen Volk versprochen wurde, 
haben sie nur ein rechtes Regime eta-

bliert, das durch innere Kämpfe unter· 
graben wird und den bekannten Rädels­
ruhrer der Todesschwadronen, D'Au­
buisson, zum Präsidenten der Verfas­
sunggebenden Versa mmlung gemacht. 
Man kann nicht von Wahlen sprechen. 
ohne zuerst das Problem des staatlichen 
Terrors zu lösen, der die mmimalsten 
Rechte und demokratischen Freiheiten 
unterdrückt. 
Das Problem best eht darin, die Sicher­
heit der Kandidaten, der Masse der Pro­
pagandisten und Aktivisten der demo­
kratischen und revolutionären Kräfte zu 
gewährleisten, die in e inem Klima der 
Freiheit und der bürgerlichen Sicherheit 
offen die Alternative FM Li\' unterstüt­
zen würde. 
Das Problem ist die Respektierung sol­
cher Wahlen und offensichtlich auch die 
Unvernilschtheit des Wahlvorgangs (in 
unserem Land gab es in den letzt en 10 
Jahren nurgefälschte Wahlen). 
Das Problem ist es, unsere Reform der 
sozialökonomischen Strukturen und dit 
Entwicklungspläne für alte Gebiete wirk­
lich durchzusetzen. Daskann ohne die 
Verletzung der Interessen der traditio­
nellen Oligarchie nicht geschehen. 
Die Wahlen in EI Salvador dürfen nicht 
der Deckmantel sein, um eine Interven­
tion zu rechtfertigen. Im Gegent eil. sie 
müssen ein politisches Instrument sein, 
das den Konnikt löst und ihm an die 
Wurzel geht. 

Der einzig vernünftige Vorschlag ist der 
der FMLN/ FDR über die Bildung einer 
provisorischen Regierung (siehe Kasten; 
d. Red. ) mit breiter Beteiligung, in dem 
alle Kräfte des politischen Spektrums 
vertreten sind, das die politischen Bedin­
gungen und die notwendige Sicherheit 
schafft und danach Wahlen ausschreibt: 
Dies wären erste demokratische Wahlen 
in der Geschichte EI Salvadors. 

Adressenänderungen 
bitte rechtzeitig 
bekanntgeben! 



Grenada 

Kenrick Radix 

Widerstand, wie ihn das Volk will 
Am 2~ . 29. Januard.J. fand in Hamburg 
die 7\\', ite bundesweite: Grenada-Solida­
ritiit_k" nfcrc:nz statt. An ihr nahmen ca. 
150 I reunde Grenadas und Mitglieder 
von So lidaritätsgruppc:n aus Wcsteuropa 
Itil. l)eT Verlauf de r vom Karibik Infor-
1ll.l tionszc: ntrurn organisierten Konfe­
rt' I\7 w urde vor a llem durch die Anwe­
~ "nhc:it des e hem aligen jUSli:uniniste rs 
dcl' Rc \'olutionärcn Volksrc:gierung 
(l'RG ), Kendrick Radix, bestimmt. Wir 
yc: röffent lichen Aunüge aus seinen Aus­
führungen zum Scheitern der Revolu­
tion , über die Zei t nach der US·ln vasio n 
und zu den Perspektiven der revolutionä· 
ren Bewegung im okkupie rten Grenada. 
Die Teiln ehmer d er Konfere nz einigte n 
sich daraur. die " Mauder: ßishop und die 
~lärtyre r vom 19 , Oktober 1983 Ge­
dächtnisstiftu ng" materiell l U unte rstüt­
len (s iehe Kasten). 

Zur Verschwörung innerhalb de r New­
Jewel-Bewegung 
Als der Genosse Hishop die RevolUlion 
ruhne . war es überhaupt keine Frage. 
daß die Interessen des Volkes unsercs 
Landes im Vordergrund standen und daß 
die ~ Ienschen selbst die Säulen und das 
Fundament der revolutionären Verände­
rungen waren. 

J edoch gab es innerhalb der Partei seit 
einiger Zeit eine J.weite Gruppe von Leu­
ten, die aus einer Studiengruppe unter 
Führung von Bernard Coard entstanden 
war und die Bezeichnung Organisation 
rur Revol utionäre Erzichung und Befrei­
ung (OR EL) trug. Dies waren junge 
Schüler, die um 1975 herum unter Ber­
nard Coard den :\1J rxismus- Leninismus 
studierten und denen der Fortgang der 
Entwicklungen und der rc\olutionären 
" eränderungen des Landes immer zu 
langsam war. 
Sie versuchten uns dazu zu bewegen,die 
New-J ewcl- Bewegung in eine marxi­
st isch-leninist ische Partei umzuwandeln. 
Dies taten wir nicht und dem stimmten 
wir aufgru nd der objektiven Bedingun­
gen, die in ullserem Lande existieren. 
nicht zu. 
Mit dem Sieg der Re,:,olution wurden 
viele Leute dl.'T ORE L. meiner Meinung 
nach von außerhalb, in Positionen mit 
potentieller Mach t und Au tOrität im 
Staat und der Partei gebracht. 
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Die Verschwörung entwickelte sich über 
einige J ahre hinweg, aber sie war e in 
kontrollierbares Phänomen. Durch ein e 
Reih e von i\lanövern gelang es ihnen, die 
Herrschaft, die KOllIrolle und die Stim­
menmehrheit innerhalb des Zentralko­
mitees zu er langen. 

Zur Absetzung und Ermordung Maurice 
Bishops 
Als Maurice ßishop abwesend war (er 
besuchte Ende September/Anfang Okto­
ber 1983 mehrere sozialistische Länder: 
d_ Red. ) beschlossen sie auf ihren Sitzun­
gen in Fort Rupert ihn zu entmachten, 
und daß das Lentral komitee, d .h . Ber­
nard Coard . der ein J ahr vorher die Partei 
verlassen hatte, die führung der Revolu­
! ion übernehmen sollte. Dabei mißachte­
ten sie zu jeder Leit, die demokratischen 
Strukturen . die aufgebaut worden wa­
ren. wie z.B. die Gebietsräte (parish 
councils), die h auenorganisationen. die 
J ugendorganisationen. die Arbeiterver­
sammlungen usw. 
Als sie danach ihren Beschluß den Arbei­
tern vorlegten. die schließlich diejenigen 
waren_ die durch unsere Revolution an 
der :\ Iachl waren, sagten diese Arbeiter 
ihnen: "I laut ab_" Sie lehnten die ~'bset~ 
:tung Maurice Bishops ab. Dies machte 
sie zornig, denn sie erkannten, daß sie 
isoliert \\'aren. 
Als ~ I aurice Bishop unter lIausarrest ge-

stellt wurde leiteten die Streitkräfte -
ich sollte vielleicht sagen das O ffiziers­
korps - das ein, was eine militärische 
Lösung genannt wurde_ Kün]ich gelang­
te ein Dokument in unsere Hände, in 
dem eine Lösung nach der Art Afghani­
stans erwähnt wird (im Iierbst 1979 wur­
de der Präsident Afghanistans Nur i\lo­
hammed Taraki durch die Gruppe um 
Hafizullah Amin abgesetzt und ermor­
det;d. Red.) . 

Sie waren so neunma.lklug, daß sie Mau­
riee Bishop umbrachten, und den Anlaß 
rur die Imasion der USA lieferten. J edes 
Kind in unserem Lande h;üte ihnen das 
sagen können. 
Aus diesem Grunde haben einige von 
Euch große Schwierigkeiten zu ver­
stehen, warum sovielc Leute die US­
Amerikanerwillkommen hießen_ Es liegt 
daran, daß sie das wichtigste Gesetz der 
Revolution. daß die Gewehre der Revo­
lution gegen den Feind und nicht gegen 
das Volk benutzt werden sollen, bra­
chen. 
Fidel (Castro) hat gesagt: "Kein Verbre­
chen kann im ~amen der Revolution 
begangen werden'-, und ich unterstütze 
und pllichte dieser Aussage von Fidel 
bei. 

Zum Vorgehen der BesatzeT 
Unser Land ist heute durch die Streit­
kräfte der USA besetzt, obwohl sie sa­
gen, daß die Streitkräfte das Land verlas­
sen haben. Dies stimmt jedoch nicht. 
Einige Soldaten haben nur ihre Kleidung 



gewechselt und sagen, daß sie jetzt Mili­
tärpolizisten sind. Aber sie gehören noch 
immer der 82. Luftlandedivision (Teil 
der US-Invasionstruppen und der 
Schnellen Lingreiftruppe;d. Red.) an. 
Viele Sozialprogramme der Revolution 
wurden abgebrochen. Das Zentrum für 
Volksbildung wurde z.B. geschlossen, 
die Frauenprogramme, di~ die weiter~ 
Emanzipation der Frauen fördern solh~, 
wurden g~Stoppt. Di~ Arbeit unter den 
Jugendlichen wurde ebenfalls offiziell 
eingestellt. Es gibt keine wirtschaftli· 
ehen Programme, die verwirklicht wer­
den. Die Arbeit am internationalen Flug­
hafen wurde ebenfalls eingestellt. 
Als Resultat dieser Ereignisse sind jetzt 
mehr als 3.000 Menschen arbeitslos. Es 
wurde ein beratender Obergangsrat ge­
bildet, der bis jetzt nichts getan hat. um 
die bestehenden wirtschaftlichen Proble­
me zu lösen. 
Es findet in Grenada ebenfalls eine 
Hexenjagd statt, durch die eh~malige 
Gairy-Elemente (Eric Gairy regierte Gre­
nada bis zur Revolution imjahr 1979 als 
Diktator und kehrte 1984 auf die [nsel 
zurück; d. Red.) in verantwortliche Posi· 
tionen gebracht werden, und die arbei­
tenden Menschen mit Verachtung und 
Feindschaft behandeln. 

Zur politischen Repression 

~-Iehr als 3.000 Menschen wurden zu 
irgendeinem ZeitplLnkt von den USo 
Streitkräften inhaftiert. 
Heute halten sie ungefähr 35 Personen in 
Richmond Hili in Haft. Bei der Gefan­
gennahme, der lIaft und den Verhand­
lungen gaben sie ihnen besondere In· 
struktionen: Beteiligt euch an keiner Art 

politischer Tätigkeit, beteiligt euch nicht 
an irgendeiner lIandlung gegen die Re­
gierung. 
Als auch ich in US-llaft war, sagten sie 
mir dasselbe. Und ich sollte mich an kei· 
nen kriminellen Aktiviüiten beteiligen, 
sonst würde ich wieder verhaftet werden. 
Öffentliche Versammlungen sind noch 
immer verboten. 
Der CIA ist aktiv im Lande. Alles, was sie 
mit einigem Nutzen in ihren L~hrbü­
ehern gelesen haben, wird jetzt in die Tat 
umgesetzt. Unsere Telephone werden 
abgehört. 

Zum Widerstand der Arbeiter 
Die Morde an den Genossen Vineent 
Noel und Fituoy Bain und die v~rräteri· 
sehe Rolle, die einige Gewerkschaftsfüh­
rer spielten, haben in einem gewissen 
Maße zur Diskreditierung und zum Zu· 
sammenbruch einiger starker Gewerk­
schaften geführt. Die US·Amerikaner ar­
beiten mit einigen diskreditierten Ge­
werkschaftsführern zusammen. 
In diesem Zusammenhang möchte ich 
auf die Seeleute· und Ilafenarbeiterge­
werkschaft verweisen. die kürLlieh dalpit 
beauftragt wurde. in ganz Grenada alle 
Losungen zu übermalen. 
Es gab auch den Versuch. durch ein reak­
tionäres Mitglied der Gewerkschaft der 
Handels- und Industriearbeiter die Kon­
trolle über diese Gewerkschaft zu erlan­
gen. Dieser Versuch schlug jedoch kläg­
lich fehl. Und ich denke, daß die US­
Amerikaner sehr von der Militanz dieser 
Gewerkschaft überrascht waren. 

Ich glaube, daß sich die Widersprüche 
noch weiter zuspiuen werden. Dadurch, 
daß die Arbeiter den Druck der Preis­
erhöhungen spüren, und daß die Versu­
che, die Gewerkschaften zu kontrollie­
ren, andauern, wird es mehr und mehr zu 
Unruhen unter den Arbeitern kommen. 
Ich d~nke, daß die Arbeiter unter der 
R ~volution viele Rechte und Vorteile 
durch die Arbeit der Gewerkschaftsbe· 
wegung erlangten. Diese Beispiele wer­
den nicht vergessen werden. Und die Ar­
beitersolidarität wird sich in der näch­
sten Zeit verstärken. Sie werden letzt­
endlich eine wichtige Rolle spielen, 
wenn sie sich reorganisieren und sich im 
politischen und wirtschaftlichen Leben 
Gr~nadas behaupten. 
Außerdem ist es eine Tatsache. daß das 
AlfLD (Amerikanisches Institul ruf die 
Emwicklung fr~i~r Gewerkschaftl"n; d. 
Red.) jetzt Schulungssem inare abhält für 
die Gewerkschaftsbewegung. Bekannt­
lich ist das AI FLD ein Arm des CIA. 

Zu den I'erspe kt iven der An hänger Mau­
r iee Bishops 
Was werden wir tun? Was muß getan 
werden, besonders in Anbetracht der 
Tatsache, daß Eric Gairy, ehemaliger 
Diktator während 28 j ahren, zunickge­
kehrt ist, und versucht, sich wieder an 
der Entwicklung zu beteiligen. 
Was bisher getan wurde, ist die Gründung 
des Gedächtniszentrums (am 21. januar 
cl.j., \"gl. Kasten; d. Red.), um das Geden­
ken an unsere revolutionären Kämpfer 
zu "erewigen und um glcidneitig den 

Maurice Bishop Stiftung 

Am 21. Januar dJ., dem 10. Jahrutag der 
Ermordung Rupert Bishops, des Vaters von 
Mauriee Bishop. grundeten Anhänger d~r 
grenadischen Revolution, darunter Kendrick 
Radill (ehemaliger Justizminister), Gcorge 
Louison (ehemaliger Landwirt Khaftsmini­
ster) und Lyden Ramdhammy (~hemaliger 
Tourismusmininer) in SI. George's die 

"Maurie~ Bishop und die ~Iärtyrer"om 19. 
Oktober 1983 Gedächtnissliftung". 
Die wichtigsten Ziele der Stiftung sind: 
• Verhreitung der Schriften und Reden M. 
Bishops und der anderen ermordeten Revo· 
lutionäre. 
• Verbreitung von Informatiooen über die 
Ziele und Errungemchaften der Revolution. 
• Errichtung eines Denkmals rur M. 
Bishops. 
• Gründung eines In~tiluU für wirt~ehaftli­
che und soziale ForKhungen. 
• Fürsorge rur die Hint~rbli~benen der Er­
mordeten vom 19. Oktob~r 1983. 
• Vergabe von Stipendien und Fortfiihrung 
einiger Projekte der Revolution. 
• Herstellung internationaler Kontakte zur 
Förderung dieser Ziele. 
Auf der zweiten bundesweiten Grenada·Soli· 
daritätskonferenz rief K. Radill dazu auf, 
dieses Projekt durch Sach· und Geldspenden 
zu unterstützen. 
Spenden können auf folgende Konten ein· 
gezahlt werden (Stichwort "Mauriee 
Bishop Gedächtnimiftung"): Karibik In· 
formationszentrum, Th. Poesc, Konto Nr. 
224090-201, PschA lIamburg (B LZ 
20010020) 
Solidaritätskomitee Grenada e.V., N. Nois· 
ser, Konto NT. 2607581600, Bank ror 
Gemeinwirtschaft, Frankfurt/M. (BLZ 
500 101 11) 
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Geist des obersten Führers unseres revo­
lutionären Prozesses lebendig zu halten_ 
Die Hoffnungen und die Sehnsüchte der 
Menschen waren so erschüttert, daß viele 
sich nicht mehr an POlitischen Tätigkei­
ten beteiligten. Viele Menschen, die die 
Linie der Partei gegenüber den Massen 
vertraten, waren dadurch so diskredi­
tiert. daß es zu einem wahren Zusam­
menbruch der politischen Aktivitäten 
kam. Die Lage war in der Tat sehrruhig. 
weil auch Gcorge Louison, Lyden Ramd­
hammy und ich (überlebende Anhänger 
M. Bishops in der NJM-Führung; d. Red .) 
unter ständigem Druck standen. 
Aber wir analysierten, daß, um das Eis zu 
brechen, die Gedächtnisstiftung das 
erste Mittel ftir das Wiedererstehen revo­
lutionärer Interessen und Ausdruckmög­
lichkeiten im Land sein wii~de. Diese 
Gründung ist politisch. weil sie versucht 
die Werte und das Leben der Märtyrer 
du 19. Oktober (1983; d. Red.) zu ver­
ewigen. 
Dadurch werden die Menschen Mut und 
Stärke schöpfen. um weiterzumachen. 
Bei den kommenden Wahlen, die - wie 
die Besatzer sagen - gegen Ende dieses 
J ahres stattfinden sollen, werden die 
Menschen eine politische I'artei fordern. 
die die Werte oder Revolutionäre aus· 
drückt. 
Einige Aktivitäun finden bereits statt. 
Es ist noch zu früh. um eine endgültige 
Aussage.tu machen. Aber ich bin sicher, 
daß unter den Parteien, die an den Wah­
len teilnehmen werden. eine Partei sein 
wird, die die Ansichten und Werte der 
revolutionären Ära vertritt. 
In einer merkwürdigen Art war die 
RückkehrGairys ein Funken ftir die Wek· 
kung des Interesses unseres Volkes an 
dem, was getan werden muß, um seinen 
Versuch, wieder an die Macht zu gelan­
gen, zu verhindern. 
Es stimmt, daß die US·Amerikaner ge· 
sagt haben. daß keine Partei. die die An· 
schauungen l\laurice Bishops und die An­
schauungen der revolutionären Bewe­
gung vertritt. entstehen darf. Zur giei. 
ehen Zeit jedoch iSI der Ubergangsrat 
nicht fähig. das Land zu ftihren. Deshalb 
wird sich der Druck ftir Wahlen verstär­
ken. 
Wenn die US-Amerikaner das Wiederer· 
stehen einer Regierung wie der unter 
I\laurice Bishop nicht wollen, müssen sie 
die Leute. die dieses Ziel verfolgen. tÖ· 
ten. Es ist möglich, daß die Leute nur auf 
diese Art davon abgehalten werden 
können. 
In der Geschichte unserer PartJ:i.war es 
nicht so, daß es ihr erlaubt worden wäre, 
bestimmte Sachen zu tun, sondern daß 
Dinge getan wurden. und man versucht 
hat. dies :GU verhindern. Aber wenn das, 
was man tut. das ist, was das Volk will. 
dann kann das Volk letztlich daran nkht 
gehindert werden. 
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Chile 

Dorothea Schielke/Katja Maurer 

Chile 1984 -
das Jahr der Streiks? 

L,"kS; 0., Yg.' .Raul Sol .. H.nI'lQU"2~ Recbl.l.; Am 29.12.1983 1><, Ikr V.ranSlJ,llu"" "Fr:o.ucn Hi, da. 

Ubrn" ,n """''''a<> 
Ist das hier Chile? In der Avenida "i\"o 
pierdas la esperanza" (Verlier nicht die 
Hoffnung) wehen vor den zusammen­
genagelten Hütten, vor den Zelten chile­
nische Fahnen. 
Mit Stolz führt uns die Leiterin des La­
gers "Raul Silva Henriquez" \'orbei an 
der \'on den Obdachlosen errichteten 
Waschstelle mit 10 Duschen, an der Apo­
theke (die ~ledikamente wurden von be­
freundeten Arzten gespendet), ins Orga­
nisationszdt. in dem die gewählte Lei· 
tung des Lagers ihren Sitz hat, in die 
Schule. wo nur ein paar Tische und 
Stühle \'orhanden sind, es aber an Papier 
fehlt. Die Kinder schreiben deshalb auf 
Zetteln, die sie zum Teil auf der Straße 
aunesen. 

Lager "Silva Hcnriquez" 

So wie das Lager "Raul Silvas lIenri· 
que:G" existieren im Sanliagoer Stadtteil 
" La Granja" zwei weitere Landbesetzun· 
gen ("tomas"). 40.000 Obdachlose le­
ben dort - die größte toma in den 10 
Jahren faschistischer Diktatur. Mille 
Dezember 1983 halte die Koordination 
der Obdachlosen in der Hauptstadt mit 
800 Leuten angefangen. In den ersten 
Tagen wuchs die Zahl auf 10.000 an, 
jetzt sind es 40.000. 

Zuerst versuchte das Regime die "to­
mas" mit Gewalt zu beseitigen. doch es 
waren zu viele pobladores (Obdachlose). 
Und: sie sind zu gut organisiert. Injedem 
Straßenzug gibt es eine Verteidigungs­
gruppe, die 1'<tg und ~acht das Lager 
bewacht. Alle Lager unterliegen den 
Selbstverwahungsorganen, zusammen· 
gesetzt aus gewählten Vertretern der ein· 
zeinen Sektoren und führern der Ob­
dachlosenkomitees, die mit der "metro" 
gemeinsam die Aktionen initiiert hatten. 
Die Beteiligung aller Obdachlosen an der 
Selbstverwaltung und Organisation des 
Lagers ist lIauptaufgabe und macht die 
Stärke dieser Bewegung aus. Fast jeder 
arbeitet irgendwo mit: im Komitee für 
Gesundheit, rur Verteidigung, rur öf­
fentlichkeit, rur I'ublikation (je nach 
Finanzsituation erscheint eine Lagenei­
tung), ftir Solidarität. Versorgung oder in 
der Baubrigade. 
Die pobladores haben selbst die Regeln 
des Zusammenlebens aufgestellt. Dazu 
gehört neben der Selbstverwaltung, dem 
solidarischen Verhalten auch das Verbot 
von Alkoholkonsum; Schulungskurse 
werden durchgeruhrt. Auf dem Pro­
gramm stehen politische Bildung, Alpha· 
betisierungskurse rur Erwachsene oder 
Erste-Hilfe-Kurse. An manchen Aben­
den kommen Künstler ins Lager. An den 
Wochenenden werden Veranstaltungen 



und Feste durchgeführt. 
Mit den tomas machten die pobladores 
nicht allein auf eines der gravierendsten 
sozialen Probleme im heutigen Chile auf­
merksam - mehr als I Mio Menschen 
haben keine eigene Wohnung. Sie ver­
deutlichen damit auch, daß mit der Dik­
tatur keine Lösung ihrer Probleme exi­
stiert, und griffen zur Selbsthilfe. 
"iie dient aber nicht zur Vertuschungder 
Probleme und ihrer Verursacher. Im Ge­
genteil, diese Aktionen führen zu einer 
weiteren Politisierung und Steigerung 
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des Bewußtseins unter den am stärksten 
von der Diktatur Betroffenen. 80% der 
Leute in den tomas, so erklärte uns die 
Leiterin von "Raul Silva I1enriquez", 
hätten ihre Angst vor der Diktatur verlo· 
ren und beteiligten sich jetzt an den Ak­
tionen der Opposition. 

.,Frauen für das Leben" 

Nur hieraus läßt sich eine zweite wichti­
ge Widerstandsaktion erklären. Weitest­
gehend von den Bewohnern der Lager 
initiiert, haben große Teile der im Mi­
nimalbeschäfligungsprogramm Ange­
stellten Ende des vergangenenJahres in 
Santiago rur eine gerechte Bezahlung 
und Arbeitsverträge gestreikt. 
Gestreikt haben die, die mit ihrem kärgli­
chen Lohn (2.000 Pesos, 60 DM im PEM 
und 120 DM im POjH, dem Programm 
Hir f.·amilienoberhäupter) ihre Familien 
nicht ernähren können. Wenn sie aber 
ihre Arbeit verlieren, dann liefern sie sich 
dem Hunger aus. 
Sie haben die Arbeit verloren: Die Regie· 
rung verkündete die Auflösung der Pro· 
gramme und setlte damit in Santiago 
mehr als 60.000 Menschen an die Luft. 
Trotzdem verbucht der Streik einen 
wichtigen Erfolg. In Vorbereitung und 
während der Durchführung haben sich in 

Santiago erstmals Komitees der PEM 
und POJH-Beschäftigten sowie der Ar­
beitslosen gebildet. Diese Komitees sind 
eine wichtige Grundlage zur Beteiligung 
der Arbeitslosen am angestrebten natio­
nalen Streik. 
Es sind weniger die großen Aktionen, die 
derzeit die Szenerie in Chile prägen, son­
dern eher solche Protestformen: Aktio­
nen von 90 Priestern und Konnen gegen 
die Aktivitäten des Geheimdienstes CNI 
vor dem Regierungsgebäude i das 
Töpfeklappern der Frauen während der 
Rede Pinochets zum Jahreswechsel; cli.e 
Durchftihrung von Bürgerversammlun­
ge.n (eine Art lokaler Demonstrationen 
gegen die Diktatur), zu denen die Demo· 
kratische Allianz (AD, christdemokra­
tisch geführtes Oppositionshündnis; d. 
Red.) aufgerufen hatte und die von der 
Volksdemokratischen Bewegung (MDP) 
unterstützt werden. 

Volk in der Offensive 

Einer der Höhepunkte in der Kelte die­
ser Aktivitäten war die Veranstaltung 
"Frauen rur das Leben", mit der Frauen 
aus den wichtigsten politischen Gruppie. 
rungen für die Einheit der Oppositions­
bewegung eintraten. 
10.000 Frauen waren dem Aufruf zum 
29. Dezember 1983 gefolgt. t'ür die Or­
ganisatorinnen eine Überraschung, wa­
ren sie, die Christ?emokratinnen, Kom­
munistinnen, Sozialistinnen und Sozial­
demokratinnen bei den großen politi­
schen Oppositionsgruppierungen nicht 
auf unvoreingenommene Unterstützung 
angesichts weiter bestehender Differen­
zen gestoßen. Dem Bedürfnis und 
Drängen breiter Volksschichten auf Ein­
heit entspricht aber das Echo, das die 
Veranstaltung im Theater Caupolican 
trotz der zögerlichen Haltung vor allem 
seitens der Demokratischen Allianz er­
hielt. 
;"/icht nur, wenn der Name Pinochet fiel, 
verliehen die Frauen durch Losungen 
und Mißfallensäußerungen ihrer Ableh­
nung Ausdruck. Als ein Dia mit der chile­
nischen Fahne, umgeben von den Fah­
nen aller Oppositionsparteien, gezeigt 
wurde, ging eine Welle der Zustimmung 
durch die Reihen, erhoben sich zehntau­
send Frauen von den Plätzen und riefen: 
"EI pueblo unido jamas sera vencido" 
(Das vereinte Volk wird niemals besiegt 
werden). 
Das Volk sei zur "Offensive übergegan­
gen"} und lasse sich nicht aufhalten, bis 
die Demokratie erkämpft sei, schätzt die 
Volksdemokratische Bewegung (MOP) 
zum Jahreswechsel ein (in der MDP sind 
die Sozialisten, die Kommunisten, die 
Revolutionäre Bewegung der Linken -
MIR, Teile der Radikalen Partei und der 
Christlichen Linken vertreten). 

Ilier liegen die Ursachen dafür, daß ge­
wisse Freiräume auch fürdje Opposition 
erkämpft worden sind. Die Diktatur ist 
so isoliert, daß sie nicht einmal die erste 
öffentliche Veranstaltung ihrer ärgsten 
Feinde verhindern konnte. t.lit mehreren 
tausend Teilnehmern beging die Kom­
munistische Partei Chiles, neben den 
Christdemokralen die stärkste Opposi­
tionskraft, im Theater Caupolican ihren 
62. jahrestag. Sie schätzte dort ein, daß 
das jahr 1983 "in unsere Geschichte als 
das jahr eingehen wird, in dem das Volk, 
die Unterdriickten auf der nationalen 
Szene mit Macht in Erscheinung treten 
utd sich in den entscheidenden Faktor 
des demokratischen Fortschritts verwan­
deln. Mehr noch, dieses Erscheinen des 
Volkes und der Massen hat alle Prozesse 
in Gang gebracht, die die Möglichkeit 
eröffneten und eröffnen, die Einheit 
ohne Ausschluß zu realisieren." 
Daß die Kommunisten entscheidenden 
Anteil an dieser ~-lassenmobilisierung ha­
ben, beweisen nicht zuletzt die Landbe· 
setzungen in Santiago, die in erster Linie 
von ihnen initiiert wurden. 
Die von den Kommunisten und den an· 
deren ~litgliedsorganisationen der 
Volksdemokratischen Bewegung vertre· 
(ene Auffassung, daß Pinochet nur durch 
die Einheit und "eine ständige Mobilisie· 
rung,,2, wie sie derzeit in Chile zu beob· 
achten ist, gestürzt werden kann, ge­
winnt - wenn auch langsam - in ande­
ren Teilen der Opposition an Einfluß. 

Vlnr. J. !,,'·.ndern (Chri"demokratJ. J. ln'un"" (KP und Vi. 

•• prlj,ident der MDP). R. NuM. (Politi5des Komitee der So· 

,iali,ti""hen Einheitl und M. Almeyda (Prä,idont der MDP 

"nd der SP) $inll"n bei der Feier de. 62 . Jahrestages der 
chileni""hen KP die Internationale 
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Der christdemokratische Ex-Senator 
jorge Lavandero, der an der KP-Veran­
staltung teilnahm, steht offensichtlich 
nicht mehr allein mit seiner Position, daß 
nicht vom Kommunismus, sondern vom 
nordamerikanischen Imperialismus und 
dem internationalen Kapital die Gefahr 
für Latcinamcrika ausgeht..3 
Zumindest Modifikationen hinsichtlich 
ihrer Haltung den Kommunisten gegen· 
über. der eigentliche Knackpunkt in der 
Auseinandersetzung um eine Zusam· 
menarbeit mit der ~IDP, drücken sich 
auch in der Erklärung der Demokrati· 
sehen Allianz (A D) aus, in der sie ihre 
"J:..hrfurcht vor dem großen Leid der 
Kommunisten" ausdrück\,4 Pluspunkte 
konnte die KP auch durch einen auf Ini­
tiative des damaligen AD-Vorsitzenden, 
Ricardo Lagos, gerührten öffentlichen 
Briefwechsel verbuchen. Ihre Antwort 
auf die Frage des Sozialisten. welchen 
Weg denn nun die Kommunisten als Aus· 
weg riir Chile anstreben, den argentini­
schen oder den nikaraguanischen, ant­
worteten diese schlicht: den chileni· 
schen. 5 

Verschiedene Grunde zwingen große Tei· 
le der Demokratischen Allianz. zumin­
dest größere Vorsicht in ihrer Haltung 
der chilenischen Linken gegenüber an 
den Tag zu legen. Zum einen hat sich ihre 
Iloffnung auf einen Ausweg per Ver· 
handlungen mit der Diktatur als Irrweg 
erwiesen und sie gezwungen, auf Massen· 
aktionen das Schwergewicht zu legen. 
Das wiederum ist ohne die Linke gar 
nicht durchriihrbar (viele schreiben den 
Erfolg der Großdemonstration im No­
vember \'crgangcnenj ahres vor allem der 
,\'Iobilisicrung durch die MDP zu). Zum 
anderen droht ihr die Isolierung vun der 
Arbeiter· und jugendbewegung, soHte 
sie sich nicht bereit finden, die von dort 
ausgehenden Aktionen zu unterstützen. 
Der rechte Flügel in der AD ist mit einer 
solchen, ,Iuf M .. ssenaktionen orientier­
ten Linie nicht einverstanden und gib! 
seiner r.Iißbilligung auch öffentlich Aus· 
druck. 
Ober das \'on der Diktatur verabschiede· 
te Kupfergesetz, das dem Aufkauf der 
nationalen Reichtümer durch das ~lllSI:i ll ­

disehe Kapital Tür und Tor öffnet, kam 
es zu heftigen l\leinungsverschiedenhei· 
ten innerhalb der AD. Während der ehe­
malige christdemokratische I'rasident· 
schafts kandidat. Tomie, und die ~IDP 
eine breite Kampagne gegen das Gesetz 
entfacht haben, zögern die Rechten in 
der AU. Sie befürchlen, daß durch die 
Ablehnung dieses Gesetzes ihre eigenen 
I'rofilmöglichkeiten eingeschr'.inkt wer­
den könnten. 
Diese Kräfte sind auch gewillt, das von 
Pinochet vorgeschlagene Part eiengesetz 
für abzuhaltende Wahlen, das die Aner­
kennung der faschistischen Verfassung 
und den Ausschluß der Linksparteien 

vorsieht, als positiven Schrill anzuerken­
nen. 
Wesentlich beeinflußt ist die Haltung 
dieser Kräfte durch die US-amerikani­
sehe. Botschaft in Santiago, zu der sie 
engste Kontakte besitzen. Die US- Bot­
schaft aber mischt sich so offen \ViI' 
schon lange nicht meh r in die chileni· 
sehen Belange ein. 
Die Regierung Reagan setZ! in erster 
Linie weiter auf Pinochet, dessen Stel­
lung im l\lilitär noch relativ unangefoch. 
ten ist. Eine Alternative sieht sie vorerst 
noch nicht in der Demokratischen Al· 
lianz, mh deren auf die chilenischen ~lil­
teJschichten und Bourgeoisie begrenzten 
Einfluß. 
Die US·Regierung versucht, ihre Varian­
te des Auswegs durehzuselzen: Eine 
scheinbar zivile Regierung, aber mit ei­
nem starken Militär im Hintergrund, 
ganz nach dem Muster der Pinochet·Ver· 
fassung. So findet zwar offiziell ein "Dia· 
log" mehr zwischen der AD und dem 
Regime nicht stall, per Vermittlung 
durch die USo Botschaft aber laufen noch 
immer heiße Kanäle zwischen dem Re­
gime und der AD. 

Vor großen Arbeiterstreiks? 

Aus der Sicht der Mitte.Rechts.Opposi­
tion in Chile ist dies durchaus verständ­
lich. Denn was sind die Alternativen zu 
ihrem jetzigen Handeln? Die Unterstüt­
zung der von großen Teilen derGewerk· 
schaftsbewegung und der l\IDP ange­
strebten "totalen Paralysierung" des 
Landes durch einen nationalen Streik, 
der "durch ei nen breiten l'rozeß ver­
schiedenster konkreter K;tmpfe, Demon­
strationen und Massenaktionen verschie­
densten T yps, durch kleine Aktivitäten 
auf lokaler und regionaler Ebene mög­
lich gemacht wird"? 6 

Die Nationale Gewerkschafukoordina­
tion (CNS) hatte bereits Ende vergange· 
nen jahres "einen Streik aller Aktivitä­
ten, um Veränderung in der politischen 
und wirtschaftlichen Führung durchzu· 
setzen " als I-Iauptaufgabe für 1984 be· 
zeichnet. Die dazu notwendige Einheit 
der Arbeiterklasse ist durch den Kongreß 
der wichtigsten Gewerkschaft, der Kup. 
ferföde ration,gefestigt worden. 
Trotz massiver Versllche seitens der Re· 
gierung eine erneute Kandidatur des al· 
ten Vorstandes mit rechtlkhen und poli­
tischen l\ litteln zu verhindern, wurden 
Seguel als Vorsitzender sowie das alte 
Exekutivkomitee, in dem auch Kommu· 
nisten und Sozialisten sitzen, einhellig 
wiedergewiih!t. 
Gestärkt wurde auch das Nationale 
Kommando der Arbeiter (Cr\T) als 
Dachverband fast aller chilenischer Ge· 
werkschaften. 
Die neuen Vorstände in der Gewerk· 

schaft der Bankangestellten und der Erd­
ölarbeiter vertreten eine kämpferische 
Linie gegen die Pinochet-Diktatur. Ver­
schiedene Gewerkschaftsfunrer, darun­
ter auch der Chrindemokrat Bustos, be­
tonen in· ihren Äußerungen die Non",'en­
digkeit der Einheit aller oppositionellen 
Kräfte und sehen in Massenaktionen die 
Grundlagen für den Stur.-: Pinochets. 7 

Diese Einheitsbestrebungen sind die Ur­
sache dafür, warum die Arbeiterbewe­
gung heute wieder an der Spitze des 
Kampfes gegen die Diktatur steht. 
Auf einer von der CKT einberufenen 
Konferenz von mehr als 300 Gewerk­
schaftsriihrern Anfang Februar d.j. lVur· 
den weilere Aktionen beschlossen, und 
für den 27. März 1984 ein Nationaler 
Protesttag ausgerufen. Er soll ein Mark­
stein auf dem Weg zu einem nationalen 
Streik werden, dessen Termin die Ge­
werkschafter im April cl.j. festlegen wol­
len. 
In Zielrichtung auf einen nationalen 
Streik läufl auch die Schaffung von Ar· 
beiterkoordinierungen, die in Santiago 
und zwei weiteren chilenischen Städten 
bereits gebildet wurden. Diese Basisko· 
mitees haben sich die Vorbereitung des 
Streiks unter Einbeziehung aller sozialen 
Organisationen und Basisgewerkschaf­
ten, die in keiner überregionalen Organi. 
sation vertreten sind, zur Aufgabe ge· 
stellt. 
Ausgehend von den l:.rfahrungen des 
letzten Streiks im juni vergangenen j ah­
res. und um zögernde Kräfte in der 
Christdemokralie unter Druck zu setzen, 
führen diese Arbeiterkoordinierungen 
eine intensive Arbeit an der Basis durch. 
Die Bedingungen riir einen nationalen 
Streik und weitergehender Aktionen 
sind nach Meinung der chilenischen Lin· 
ken vorhanden. Hier liegt der Schlüssel 
rur die Antwort auf die Frage einer chile­
nischen OppositionszeitschrifI: ,,1984: 
Se va 0 no se va? ,. (Geht Pinochet 1984 
oder geht er nichl? ) 

Anmerk.ungen: 
I) Erktärung der Volk.$demokrati~chen Bewe-

gung (MDP), Santiago, Dezember 1983 
2) Ebenda 
3) Analisis, Santiago, Nr. 69{Dezember 1983 
4) Ebenda 
5) Ebenda,Nr. 70/Januar 1984 
6) Erklärung der MDP, a.a.O. 
7) Dazu der Chrindemokrat Roberto Carva· 

jal, Gewerkschafnftihrer der Kupferberg· 
leute: 
,,\\Iir, die Arbeiter, können nicht aufhören 
zu protenieren, und wir begreifen die 
Kundgebung als eine Fonn des Protests. 
Wir glauben, daß die Arbeiter in einer De· 
mokratie Vorkämpfer sein müssen, und 
weil wir lIauptakleure sein wollen, fordern 
wir eine aktive Beteiligung bei allen Ent· 
scheidungen. Wir glauben, daß die Arbeiter 
nicht weiter im Hinterhof der Poliliker sit­
zen bleiben können. De!iwegen auch, und 
um unsere Einheit zu bewahren, begeben 
wir uns in eine Haltung der Unabhängigkeit 
\'on den politischen Blöcken." 
Analisis, Nr. 67/25.10.-8.11.1983 



Für's AlB werben lohnt sich! 
Warum Bücher kaufen, wenn sie als Geschenk ins Haus kommen? 
Für AIB·Abonnenten halten wir jeweils aktuelle Buchtitel als Geschenk 
bereit. Bücher, die für Dritte·Welt·lnteressierte unentbehrlich sind. 
Unser Angebot wird alle zwei bis drei Monate aktualisiert. 
Jeder AIB·Leser kann in den Genuß unseres Buchgeschenks kommen, 
wenn er 
• das AlB bereits selbst abonniert hat, 
• einen neuen Abonnenten für unsere Zeitschrift wirbt, und 
• der neue Abonnent das Jahresabo bezahlt bzw. uns auf der 

Bestellkarte (siehe Heftmitte) eine Abbuchungsvollmacht erteilt 
hat. 

Rius 
HALLO NICARAGUA 
Sach-Comic 
1435 , Weltkreis 1983 

Weitere 8ue1lprlln1en I6nc1 aus unserem 6esaIntferzetc:llnts ZU 
entnelNMn. Gesamtverzetcllnls anfordern !tel: 
AlB, Uebigstra8e 48, 3550 MarIMtrg 1 

R. Ohunjibhoy/K. L Hübener (Hg.) 
Unterwanderung 

Destabilisierungsstrategie der USA 
von Angola bis Nicaragua 

190 S. Peter Hammer 1983 

Ac ...... : 
aesteUbrte 111 der 

Hettntt. bItIMz .. , 

Unser aktuelles Buchgeschenk 
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Waffenexportzentrum 
Naher und Mittlerer Osten 
- ein Fallbeispiel der Militarisierung 

Im letzten Jahrzehnt ist der Nahe und 
Mittlere Osten zu einem Mittdpunkt der 
AufruslUng in der -Welt geworden. Jedes 
jahr wächst das Waffenarsenal der Re­
gion weiter, da die Vereinigten Staaten, 
die Sowjetunion. Frankreich, Großbri­
tannien und andere Waffen im Werte von 
Mrd Dollar in die Länder dort schicken. 

Während sich in den 70er Jahren der 
Waffcnhandel in der Weh verdoppelte. 
stiegen die Waffeneinfuhren im l"ahen 
und Mittleren Osten auf das Vierfache 
(in Dollar zu konstanten Preisen gereeh­
nl."l).l Heute erhält diese Region über die 
Hälfte aller Waffenlieferungen in die 
Dritte Welt und mehr als 1/4 aller War· 
f(nlieferungen in der Welt. 

Weltspitze in der ~Ii litarisierung 

1\lit der Zunahme der Waffeneinfuhrer 
im Nahen und Mittleren Osten geht ein 
rascher Anstieg der Mililärausgaben ein­
her. In weniger als 20 jahren haben diese 
sich im Wert verzehnfacht - von 4,7 1\lrd 
Dollar 1962 auf 46.7 "hd 1980. fast 
neUllma! soviel wie im Weltdurchschnitt. 
Wenn man die Staaten der Welt nach den 
l\iililärausgaben pro Kopf ordnet. dann 
liegen sechs der sieben ersten im Nahen 
und "littieren Osten. 2 Ende der 70er 
jahre gab diese Region zwischen 13 und 
15% ihres Bruttosozialprodukts für das 
Militär aus, verglichen mit den 8.3% der 
Länder des Warschauer Paktes, den 
nächsten in der Reihenfolge. 
Die besten Indikat oren rur die 1\lilitari· 
sierung der Region sind die Zeitreihen· 
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Schätzungen von Ausgaben. Ausrüstung 
und Personal (T abelle I). ( . .. ) 
Das dargestellte Verhältnis und die 
Trends sind unmißverständlich und alar­
mierend. Das l\lilitärpersonaJ nahm von 
1972-82 um 64% zu und stieg von 2,1 
Mio auf 3,5 "Iio. Wenn man Israels ein­
satzbereite Reserven von etwa 300.000 
Mann berücksichtigt, hat der Nahe und 
Mittlere Osten heute beinahe ein doppelt 
so großes militärisches Cesamtpersonal 
wie die USA und nährrt sich der Gesamt­
zahl von 4,7 1\lio fiir die USA und alle 
NATO· Länder (ohne die Türkei) zusam· 
mengenommen. 
Im gleichen Zeitraum stieg die Zahl der 
Kampfflugzeuge in der Region um mehr 
als 50%, von 2.900 auf 4.400 und über­
bietet die Größe der vereinigten europäi­
schen NATO-Luftstreitkräfte. In bezug 
auf mittlere Panzer. die Hauptwaffenga t. 
tung, wuchs das regionale Arsenal um 
140%, von 11.250 auf 27.000, beträeht· 
lieh rnehr als alle Panzer mittlerer Größe 
der USA und der NATO zusammenge· 
nommen. 

Konflikte zwischen den Staaten der Re· 
gion sind die Hauptursache rur den regio­
nalen Rüstungswettlauf gewesen. Der 
Kriegszustand zwischen Israel und den 
angrenzenden arabischen Ländern ist 
nur der sichtbarste unter diesen Konflik· 
ten. Der Iran begann unter dem Schah 
(vor 1979: d. Red. ) die größte militäri· 
sche Aufrüstung der Region. 

Der Griff des Iran nach der Rolle des 
regionalen Gendarmen und das Sen· 
dungsbewußuein der Islamischen Repu­
blik nach 1979 sind Schlüssel faktoren 

des Wettrüstens am Golf gewesen . Hier 
hat die US-PoJitik die Hauptrolle ge· 
spielt: die Lieferung von F·4-Phantom· 
Kampfbombern an den Iran haI z.B. die 
Lieferung von AWACS (fliegende Über· 
wachungsstationen: d. Red. ) und F·15 
Kampfflugzeugen an Saudi Arabien ei· 
nige jahre später erforderlich ge­
macht. ( ... ) 
Der poli tische Einfluß des Militärs in den 
Staaten der Region hat ebenfalls die ~Hli­
tarisierung gefördert. Einige Regimes 
sind direkt im Militär verankert, darun­
ter Syrien. Libyen, Ägypten und der 
Sudan. 
Im Fall des Irak stützt sich die von Zivi· 
listen geführte (regierende Baath- ; d. 
Red.) Partei auf ihre militärischen Mit· 
glieder. um den Staatsapparat zu kon­
trollieren. Bei den Monarchien wie j or. 
danien, Marokko und dem Iran unter 
den Pahle\,is machte die enge Überein­
stimmung zwischen dem Thron und den 
hohen Militärs die Streitkräfte zur 
hauptsächlichen institutionellen Säule 
des Regim es . 
Die Monarchien von Saudi Arabien und 
am Golf sind wieder in einer anderen 
Lage. Hier ist das militärische Establish­
ment noch relativ neu und auf allen 
Ebenen stark abhängig von Söldnerkräf· 
ten. Diese Länder, ebenso wie Libyen, 
sind rur einige der größten Mililärausga­
ben verantwortlich in dem Bemühen. 
ihre Streitkräfte von einem sehr niedri· 
gen Ausgangsniveau aus auszubauen. 
Während Saudi Arabien und die Stadt­
Staaten am Golf ihre Streitkräfte fast 
ausschließlich aus dem Ausland impor-



tieren, haben andere Staaten der Region 
ihre eigenen Militärindustrien enl · 
wickelt. Israel und Ägypten sind die 

,wichtigsten Fälle, wobei Israel bereits 
ein führender Waffenexporteur ist. Der 
Iran traf unter dem Schah größere Ver· 
einbarungen mit Northrop, Bell und 
Vickers. um Kriegsflugzeuge. Hub· 
schrauber, Kanonenboote und P .mzer zu 
montieren. Aber diese und andere noch 
ehrgei'tigere Projekte zCTfic:len mit der 
Pahlevi.Dynanie. 
Die Türkei. das Land mit der größten 
industriellen Basis in der Region und mit 
dem zweitgrößten stehenden Heer in der 
NATO. produzien seit laugern leichte 
Waffen und Munition. Ein Abkommen 
mit Westdeutschland im jahre 1979 er· 
möglichte den Ausbau von Fabriken für 
Gewehre. Maschinengewehre und Rake· 
ten sowie von Schiffswerften. Abkom· 
men über den Lizenzbau von U·Booten 
und Patrouillenbooten wurden 1980 uno 
terzeichnet. 
Gegenwärtige Verhandlungen uber den 
Kauf "on 160 modemen Kampfflugzeu' 
gen }-'·16 oder F-18 A beinhalten auch 
Vereinbarungen über Koproduktionen 
in der zweiten Phase. um die Kriegsnug· 
zeuge in der Türkei zu montieren und 
eventuell einen Großteil der Teile dort 
herzustellen. 3 

Waffen als Prestigeobjekt... 

Die Explosion der Oleinnahmen in der 
Region beschleunigte die militärische 
Aufrüstung des Nahen und Mittleren 
Ostens. Viele Staaten hatten ungeheure 
finanzielle Millel zur Verfügung und nur 
wenig Pläne, um sie zu investieren oder 
auszugeben. 
Durch Ausgaben für das Militär kaufte 
man Prestige und augenfallige Macht, 
was von wesentlich geringerer sozialer 
Sprengkraft in der heimischen Gesell· 

schaft war als wirtschaftliche Entwick, 
lungsprogramme. ( ... ) 
Die westlichen Regierungen uhen die 
Waffenverkäufe a ls eine Möglichkeit an, 
den Oldollar·L'berschuß abzubauen, 
"der die kurzfristigen Kapitalmärkte der 
Welt durcheinanderbringt·'.4 Konkreter 
erklärte jacques Ganslcr, damals Unter· 
staatssek retär im Verteidigungsministc· 
rium rur Materialbeschaffung zUSländig, 
vor dem US.Kongreß Ende 1976, daß 
Waffenverkäufe "uns halfen, die Lebens­
rahigkeit der schwilldenden (militärisch. 
industriellen) Basis zu CThalten. Sie redu· 
zierten Bes.c:haffungskosten und verbes· 
senen unsere internationale Zahlungsbi. 
lanz"_5 Die Einkünfte aus Waffenliefe­
rungen (Konstruktion . Training und 
Wartung nicht eingeschlossen) beliefen 
sich auf 4,5-7% der gesamten US.ExpoTl­
ein nahmen seit Ende der 60er jahre. 6 

Für bestimmte Unternehmen war die Be­
deutung der Exporte noch viel größer. 
Die rasche Zunahme der Waffenvcrkäufe 
begann in einCT Zeit. als die Beschaffung 
des Pentagon abnahm - von 42 Mrd 
Dollarimjahrc 1968auf 18.7 Mrd 1976, 
1976 betrug der Allteil der Auslanru\'er­
käufe an den Gesamteinnahmen 59%bei 
Northrop, 42% bei Bell Il dicop ter und 
26% bei Grumman. 7 1m selben jahr wa· 
ren 70% der Käufe des US Army Missile 
Command rur den Export gedacht, und 
"die Produktion von US.Kriegsnugzeu. 
gen rur Auslandsverkdufe war höher als 
die flir den eigenen militärischen Be­
darf".8( ... ) 

... und Bereicherungsquelle 

Der wirtschaftliche Gewinn rur einzelne 
Firmen ist ebenfalls ein Faktor bei der 
Korruption. welche die Waffenverkäufe 
begleitet. 
Während die USA und die alliierten Re· 
gierungen dazu neigen. Waffenverkäufe 

als diplomatische Bestechungsmaßnah­
men zu nutzen. machten die Flugzeug­
hersteller Gebrauch von Bargdd-"Pro\'i­
sionen", um die Auftragsflut bei den 
Großprojekten wie modeme Kampf­
und Bombenflugzeuge zu fördern. 
Dies ist kein Phimomen, dassich auf den 
Nahen und Mittleren Osten beschränkt, 
wie die Fälle von Hollands Prinz Bcrn · 
hud undjapans PremierministerTanaka 
zeigen. 1m Nahen und Mittleren Osten 
jedoch haben die hohen Preise der mor­
demen Waffensysteme, die hohen Ver­
kaufszahlen und die umfangreichen War· 
tungS\'erträge, die mit den meisten "er· 
käufen verbunden sind, zu einer Größen· 
ordnung der Bestechung geruhre die 
mehr ab 1 Mrd Dollar im Jahr ausma, 
chen dürfte, 
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Diese Bereicherung von Prinzen, kom· 
merziellen ~littclsmännern. Politikern 
und Offizieren des Militärs hat eine 
mächtige "Waffenbourgeoisie" hervor­
gebracht, die an den unkontroJlierten 
Import westlicher Waffen gebunden 
ist.' 
Für die waffenexportierenden Länder ist 
das Interesse. hochentwickelte Waffen 
ins Ausland zu verkaufen, in erster Linie 
politisch. Militärhilfe und Waffenverkau· 
fe werden als ein wichtiges politisches 
Instrument betrachtet. Angesichu der 
Schwäche der zivilen politischen Kräfte 
in der Region bedeuten die Waffenver­
käufe einen Ansatzpunkt der EinnuB· 
nahme auf die nationale Politik der 
Empr:ingernaaten. 
In den USA ist die "staatstragende" 
Kraft des Mililärs ein Dauerthema in der 
Literatur über die Theorie der "Moderni· 
sicruns", Beamte des I'entagon haben 
argumentiert. daß "die Modernisierung 
der Ausrüstung der ägyptischen Streit· 
mfte und die lienteIlung enger Be'tie-
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hungen zwischen dem US- und dem 
ägyptischen Militär" wesentlich seien ftir 
eine "tiefgreifende Veränderung in der 
Orientierung Agyptens". 

Waffenverkäufe schließen Ratgeber und 
Techniker, oft zu Tausenden. ein. 
Eine Studie des Kongresses imj ahr 1977 
eTfaßte mehr als 2.000 Angehörige des 
US-amerikanischen Militärpersonals im 
Bereich des Persischen Golfes. In Saudi 
Arabien allein arbeiteten 1978 etwa 
10.000 US·Amerikaner für private 
Rüstungsunternehmen. Seit damals sind 
Tausende von US-Amerikanern aus dem 
Iran abgezogen worden, während andere 
nach Ägypten gegangen sind. ( ... ) 
Weder die Einflußnahme noch die Moti­
ve sind oft subtil. In der hitzigen politi­
schen Debatte über die AWACS-Liefe­
rungen an Saudi Arabien, argumentierte 
der Berater des Nationalen Sicherheits­
rats, Richard Allen, daß die Lieferung 
"die Präsenz der USA bei den zukünfti­
gen Sicherheitsmaßnahmen Saudi Ara­
biens sicherstelle". 10 Auf der Grundlage 
ausführlicher Interviews und der Ein­
sicht in interne Dokumente des Penta­
gon schloß Scott Armslrong hieraus, daß 
das Geschäft als Absicherung gedacht 
war bei .. einem ehrgeizigen ]']an Ersatz­
basen in Saudi Arabien zu errichten. die 
ausgerüstet würden und ftir die Benut­
zung durch die amerikanischen Streit­
kräfte bereitstünden". 11 
Oman, die Türkei. Marokko und Somalia 
sind weltere Fälk. wo der Zugang zu 
einer Basis rur die USA ein Hauptfaktor 
ist, der die Waffenvtrkäufe begriindet. 
Waffenverkäufe stehen auch im Zusam­
menhang mit der Fähigkeit eines Landes, 
Söldneraufgaben ftir die belieferte !\lacht 
zu erftillen. Trotz allen Geredes in Wa­
shington über "sowjetische Stell\,ertre-

AiD FOR 
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ter" haben die USA diesen Aspekt mili­
tärischer Beziehungen mit besonderem 
Erfolg entwickelt. 
Der Schah intervenierte in Oman, um die 
revolutionäre Bewegung in Dhofar im 
jahre 1975 zu zerschlagen. Man ver­
wandte dazu US·amerikanisches Mate· 
rial, US-amerikanische Ausbildung und 
iranische Truppen, und setzte so die 
Nixon-Doktrin (Abbau des direkten 
MilitärengagementS der USA zugunsten 
der Aufrüstung von Stellvertretermäch­
ten - eine Schlußfolgerung aus dem 
Vietnam krieg im Jahr 1970;d. Red.) in 
die Tal um. 
In weniger sichtbarer, aber anhaltende­
rer Weise versorgt Pakistan mit Offizie· 
ren und Truppen die meisten Staaten der 
arabischen Halbinsel: drei der fünf oma· 
nischen Infantriebataillone in der Pro­
vinz Dhofar bestehen aus pakislanischen 
Belutschen. ( ... ) 
jordanien spielt als arabischer Staat eine 
noch wichtigere Rolle am Golf. indem es 
Offiziere (sogar den Oberbefehlshaber 
der Armee der Vereinigten Arabischen 
Emirate) und militärisches Geheim­
dienstpersonal stellt, die Infrastruktur 
und Ausbildungslager auf der ganzen 
Halbinsel aufuaut. ( ... ) 
Weder Ausgaben noch Zuwachs an Per­
sonal und Ausrüstung sind verläßliche 
IndikalOren der Kampfkraft eines Lan· 
des. 

Das Land mit den meisten Ausgaben -
Saudi Arabien - ist vermutlich militä· 
risch am schwächsten, sicherlich in be­
zug auf einheimisches Militärpersonal. 
jegliche Tauglichkeit des ~lilitärs der 
Golf-Staaten ist stark abhängig von einer 
großen Gruppe ausländischer Berater. 
Dies trifft zu, obwohl zwischen 10 und 
30% der männlichen Arbeitskräfte im 

Militärbereich eingesetzt sind (vergli­
chen mit 3% in den USA).12( ... ) 
An der Hauptkampflinie im Nahen und 
Mittleren Osten, zwischen Israel und 
Syrien, besteht eine ähnliche Diskre­
panz. Diese beruht hauptsächlich auf 
Israels. eigenen technologischen und 
wirtschaftlichen Grundlagen. 
Wie Anthony Cordesman es ausdrückt, 
"braucht Israel nur militärische Techno­
logie zu kaufen und keinen Rat oder 
Unterstützung", was sich ausdrückt in 
"einem mehr als 2:1-Vorteil bei den ge­
samten Militärausgaben, verglichen mit 
allen arabischen Nachbarländern, und ei­
nem nahezu 4:I-Vorteil gegenüber Jor­
danien und Syrien".l) 

Äg)p,,~h. r allsch"m"",., Jih,hck. ManÖ\<rmi! der 

liS.ElnllJt,itrupflt 

Israel gibt etwa 60% seiner Verteidi­
gungsaufwendungen rur Ausbildung aus 
- 27.000 bis 36.000 Dollar pro Mann 
und Jahr seit 1973. Die Vergleichszahlen 
rur Syrien sind nach Cordesmans 
Schätzungen 4.000 bis 7.000 Dollar. 
Selbst wenn man Israels Reservearmee 
mitzählt, ist die israelische Zahl noch 
mehr als doppelt so hoch wie die syri­
sche. 
Syrien hat einige schlagkräftige Kampf­
einheiten aufgestellt, aber im ganzen 
Verteidigungssystem stellen sie eine Min­
derheit dar. Kein arabischer Staat hat 
annähernd die Integration von Logistik, 
taktischen Verbänden, Kommando- und 
Kontrollsystemen erreicht wie Israel. 
donsquelle. ( ... ) 
Ein Bericht des Congressional Research 
Service (CRS) stellt auf der Grundlage 
derselben Daten fest, daß die höchstent­
wickelten Geräte im US·lm·entar norma· 
lerweise auf die NATO-Verbündeten und 
andere Verbündete unter den großen In· 
dustrienationen entfallen. "Nur sieben 
Dritte-Welt-Länder erhalten offenbar 
Die Angaben über die Politik der Waffen­
lieferanten sind unvollständig und unbe­
friedigend. Die US-Regierung ist \'ermut­
lich die einzige und wichtigste Informa-



Tabelle 2 
Waffenliderungen in den Nahen und Mittleren Osten (1972-8 1) 

in % aller Liefe- nur Naher und Aus den Aus West· Aus der Aus Ost· 
rungen in die S,Welt Mittlerer Osten USA(%) europa (%) UdSSR (%) europa (%j 

(Stückzahl) 

Kampfpanzer und 
Selbstfahrlafetlen 69,8 22.240 22,3 8,8 44,S 19,4 
Leichte Panzer· 
fahrzeuge 71,3 26.975 38,9 13,1 40,0 3,1 
Artillerie 49,0 26.775 6,7 0,1 35,7 13,6 
KampfflUgZeuge 69,5 4.610 19 ,5 9,' 62,6 
Hubschrauber 47,4 2.600 II ,5 50,0 34,6 2,1 
Luftabwehrraketen 84,4 30.180 24,2 66,6 1,0 

(Quelle: US-Departement of State, Conventional Arms Transfers in the Third World, 1972·81. Special Report, Nr. 102/Augu$l 1982) 

US-Waffen von ähnlichem Entwiek­
lungsstand. Diese sind, grob gesehen in 
der Reihenfolge nach dem Entwiek­
lungutand: Israel, Saudi Arabien, 
Ägypten, Südkorea, Pakistan, Venezuela 
und Marokko_" 14 

Eine "zweite Ebene" von 13 Ländern, 
welche Waffen wie Sidewinder-Luft­
Luft- und Mallerick-Luft-Boden-Rake­
ten, F-5E-Kampfflug"leuge und M-60A­
Panzer erhalten. schließt acht nah- und 
mittelöstliche Länder ein: Bahrain, j or­
danien, Kuwait, Oman, Katar. Vereinig­
te Arabische Emirate (VAE), den Sudan 
und Tunesien. 
Eine Berechnung, die das unabhängige 
Stockholmer Internationale Friedens­
forschungsinstitut (S I PRI) über die Waf­
fenimporte im Nahen und Mittleren 
Osten und in Nordafrika im Hinblick auf 
die Lieferanten angestellt hat (wobei 
eine geringfUgig andere Zeitspanne ange­
setZ! wurde und die südasiatischen 
Länder nicht berücksichtigt wurden), lie­
fert abweichende Ergebnisse über die re­
latille Verantwortlichkeit rurdie Bewaff­
nungder Region. 
Die Daten lIon SIPR I kennzeichnen die 
sowjetischen Lieferungen an Libyen seit 
1975 als lIauptanteil ihrer Gesamtliefe­
rungen in diese Region. Dies, in Zusam­
menhang mit der Aufkündigung von 
Waffenlieferungen der USA an den Iran 
nach der dortigen Rellolution im Werte 
von mehr als 6 ~Ird Dollar. veranschau­
licht und erklärt. warum der CRS-Be­
richt die Waffenlieferungen der USA und 
der Sowjetunion an die Dritte Welt in 
den letzten 5 Jahren als im großen und 
ganzen gleichwertig betrachtet. 

Informationen iiber Waffenlieferungen 
weiterer Länder beruhen auf dem, was 
unabhängige Quellen wie SII'RI aus öf­
fentlichen Verlautbarungen entnehmen 
können und aus dem, was die US-Regie. 
rung an Geheimdienstinformationen zu 
veröffentlichen beschließt. Die Angaben 
der US-Regierung über Waffenverkäufe 
der USA selbst sind von j ahr zu J ahr oft 
widersprüchlich. 
Ein neuer Bericht des US General Ac· 

counting Office über "US Security and 
i\ li litary Assistance: Programs and Rela­
ted Activities" gibt das gegenwärtig 
beste Bild über die amerikanischen Prio­
ritäten in dieser Region gemessen in 001-
larbeträgen der Militärprogramme. Diese 
Daten sind in Tabelle 3 zusammenge­
faßt. 
Bei weitem der größte Anteil der US­
Waffenlieferungen nillt in das t'oreign 
Milita ry Sales (FM S) Cash Program _ 
Dieses sind Vereinbarungen ausländi­
scher Regierungen über den Kauf von 
militärischen Waren und Serviceleistun­
gen 110m US-Verteidigungsministerium. 
nach denen der Käufer alle mit dem Han­
del verbundenen Kosten übern immt . Das 
Verteidigungsministerium kann die Be­
stellungen direkt aus seinen eigenen Be­
ständen liefern. 

Militärhilfeprogramme staatlich .. . 

Häufiger aber schließt das Pentagon Un­
terverträge mit industriellen Zulieferern 
in bezug auf die Ware oder die Servicelei· 
slung. 15 In diesem FaUe sind die Kosten 
rur den Käufer iiblicherweise höher, a ls 
wenn er sieh direkt an das Unternehmen 
gewandt hätte. 
Der Kongreß hatte eine Obergrenze vo n 
25 Mio Dollar für Geschäfte. die kom­
merziell abgewickelt werden durften, 
festgelegt. Sie wurde aber 198 1 abge. 
schafft_ Viele Regierungen im Nahen 
und Mittleren Osten ziehen den Weg über 
das FMS vor, weil damit eine vertragliche 
Verbindlichkeit für die US-Regierungge­
geben ist. 
Das FMS Financing Program ist das 
größte I'rogramm der "Sicherheitsunter­
stützung". Es besteht hauptsächlich aus 
Kreditgarantien: Darlehen des Pentagon 
werden lIon der Federal Financing Bank 
gewährt_ Die übliche Rückzahlungsfrist 
beträgt 12 j ahre . 
Ägypten, Israel. der Sudan, Griechen­
land, die Tiirkei und Somalia haben be­
sondere 3D-j ahres- Pläne. Ein geringerer 
Anteil der FMS-Finanzierung erfolgt 
durch direkte Kredite des Pentagon, wel-

ehe im Fiskaljahr 1982 n ur Israel und 
Ägypten zur Verftigung standen_ 
Im Zeitraum lIon 1974-83 wurden Israel 
5,9 Mrd Dollar seiner direkten Kredite 
"erlassen"_ Ägypten und dem Sudan 
wurden 600 ~I io bzw. 50 Mio Dollar 
"erlassen".16 
Eine dritte Kategorie wichtiger m il itäri­
scher Unterstützung der USA im Nahen 
und Mittleren Osten ist der Economic 
Support Funds (ESr ). Dieses Programm 
von Darlehen und Beihilfen wird lIon der 
Agent ur für Internationale Entwicklung 
(AlD) als Wirtschaflshilfe gefUhrt. doch 
ist sein Zweck die "Förderung wirt­
schaftl icher oder politischer Stabilität in 
Gebieten, in denen die USA besondere 
Sicherheitsinteressen haben".1 7 

So erklärte die Kongreßvorlage des AID 
rur das Fiskaljahr 1982 das ESF-Pro­
gramm rur Ägypten ftir notwendig, um 
der "anwachsenden Unzufriedenheit mit 
der Wirtschaftslage" zu begegnen. Die 
ESF-Un terstützung für Israel " fördert 
Stabili tät und bescheidenes Wirtschafts­
wachstum angesichts der gewaltigen La· 
sten, die Israel durch die Notwendig keit 
auferlegt werden, einen großen Teil sei­
ner Wirtschaftskraft in die Verteidigung 
zu in\'est ieren" _ 18 
Der Nahe und Mittlere Osten erhält 87% 
des ES F-Programms, und das meiste da­
lIon geht an Ägypten und Israel. 

.. . bis kommerziell 

Komm erzielle Abschlüsse (Tabelle 3) 
umfassen Käufe lIon militärischen Ge­
.'lenständen und Dienstleist ungen, die 
direkt zwische n ausländischen Regierun­
gen und privaten Herstellern getätigt 
wurden. 
Israel hat über drei j ahrzehnte hinweg 
mehr als 11 % der gesamten kommerziel­
len Militärexporte bestritten. Die Bedeu­
tung dieser Art von Lieferungen für die 
Länder des Nahen und Mittleren Ostens 
wird wahrscheinlich steigen, nachdem 
der Kongreß vorher bestehende Ober­
grenzen solcher Transaktionen beseitigt 
hat. 



Taben~ 3 
US·Waff.n,·.rkä"re;n Dollar 

f"IoIS·P'","""'m 'riv.'~ fit ..... 
1971·82 (lolio. 1977-81 (lolio. 

W.hw.;. ~U39,4 8.702.4 
N~h., ~nd 

lotiulcr<r o. •• n 27.'2~.9 (' 1'11.) 2.000,3 (23'11.) 

!WIr .. n ,., '.' A,ypl<n 180,9 19,7 
Alh,opi.n - o.A. 

'"" 2.456.9 (''11.) ' 87,9 (''li.) 
Irak '.' 10 ..... 1 1.622.4 (''li.) 948.0 (11'11.) 
Jordan"n 794,' 112,2 
Ku"",i, 35',1 7.~ 
ul>anon 44.2 , .' 
ub\·.n - ,., 
Marokko 11',9 63.1 
0_" 4Z,' '.' /':>.ki."n 1.899.3 (4'11.) 33.' 
Kai., , .. '.' Saudi "'"bien 19.164.1 ('6~. "~.2 (4'111o) 
Som.' ... '.' -

'"~" 89.4 '.' Sy";<n - U 
Tune"en 1'2.9 , .. 
T,;,~.i 211,7 27.9 
V ... ·Ern ;" ... 21.7 14,3 
NordJ<m.n 207,2 o.A. 

(Quell., C."" ... I "'<:<>unl;n Offi •• , US Secunty .nd 
.Milit.ry ..... " ...... : l'roVa"'. R.I ... d "C[ivi[; ••• Re· 
port Nr. IO-8Z"O,Juni 1982) 

Zwei weitere Programme der Militärhilfe 
sind zwar nicht umfangreich im Dollar­
Betrag, deuten aber den Grad der USo 
Prioritäten in der Region an. Die Türkei, 
der Iran, Pakistan, Marokko undjorda· 
nien waren in dieser Region die lIaupt­
nutznießer des International Military 
Education and Training Program 
(IMET), das enge Beziehungen zwischen 
dem '\-lilitär·Establishment der USA und 
dem der Empfangerländer etablieren 
sollte. 

Das Overseas Military Management Pro· 
gram sorgt für die überprüfung militäri­
scher Programme im Auftrag des US­
Verteidigungsministeriums im Ausland. 
T rotz seiner Spitzenposition als Empfän­
ger \'on Militärhilfe gibt es in Israel prak. 
tisch kein US-Uberprüfungsprogramm. 

Die größten Programme im Nahen und 
Mittleren Osten haben die Türkei, 
Ägypten, Marokko, der Sudan und die 
jemenitische Arabische Republik. ( ... ) 

Ein vollständiges und detailliertes Bild 
des Wettrüstens im Nahen und Millieren 
Osten zu zeichnen, ist unmöglich, aber 
seine wichtigsten und herausragendsten 
Merkmale sind klar erkennbar. 

Erstens ist die riesige Aufrüstung im Ilin­
blick auf die bloße Menge und auf den 
Entwicklungsstand der Waffen sowohl 
ein Ergebnis der Kräfte und Mächte, die 
dieser Region selbst angehören, als auch 
der wirtschaftlichen und politischen Be­
dürfnisse der Hauptlieferanten. 

Zweitens hat diese Aufrüstung direkt zu 
Hunderttausenden von Verlusten unter 
den Völkern der Region, die meisten von 
ihnen Zivilisten, und zur Zerstörung und 
Verschwendung gewaltiger wirt­
schaftlicher und sozialer Ressourcen bei· 
getragen. 
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Drittens ist in rein militärischer und stra­
tegischer Hinsicht der einzige lokale 
Nutznießer dieses Wettbewerbs Israel ge­
wesen. Esgibt keinerlei "militärische Ba­
lance" in der R egion, wo Israel seine 
unangefochtene Vormachtstellung wei­

ter ausbaut. 
Schließlich ist auf der Ebene des Wettbe­

werbs zwischen den USA und der 
UdSSR um Freunde und Rückhalt in der 
Region die fehlende Ausgeglichenheit 

sogar noch auffälliger. j ede mögliche 
Liste von Alliierten, Abhängigen und 
"freundlichen Neutralen"19 würde die 
überwältigende Uberlegenheit der USA 
im Hinblick auf Waffen, Truppen und 
Basen, die ihr zur Verfügung stehen, zei­
gen. 

(Quelle: MERIP Report, Washington, 
Nr. I 12 / 1983,S.5-15) 

Anmerkungen: 
I) AJ. Pierre, Arms Safes: The New Diplo­

macy, in: Foreign Affairs, Washington, 
Winter 1981/82, S. 267-269 

2) Die 10 enten Länder nach den militäri­
schen Ausgaben pro Kopf sind: Qatar, 
Saudi Arabien, Israel, Vereinigte Arabi­
sche Emirate, Oman, Brunei, Kuweit, 
USA, UdSSR, Frankreich. Nach: R.L. 
Sivard, World Military and Social Ellpen· 
ditures, Leesburg 1982 

3) Um die Türkei mit den dringend benÖtig· 
ten Devisen für diesen fIandei zu verse­
hen, haben sowohl Northrop (F-5G) als 
auch General Dynamics (F· 16) konkurrie­
rende Vorschläge gemacht, um türkische 
Landwirtschafts- und Handwerksproduk­
te im Wert von 2 Mrd Dollar in Drittlän· 
dem, in denen sie Interessen vertreten, zu 
vermarkten. Wall Street journal, New 
Vork,4.1.l983 

4) A. Sampson, The Arms Bazaar, New Vork 
1977,S.244 

5) Strategie Review (S R), Frühling 1977, S. 

" 6) Stanford journal of Internalional Studics 
(SjIS), NT. 14, Frühling 1979, S. 127 

7) Ebenda,S.136 
8) j. Gans1cr, Thc Dcfense Industry, Cam­

bridge 1980 
9) Siehe: MERIP Reporn, Washington, 

April 1976, S. 21-23 und Le Monde 
Diplomatique, Paris, Dezember 1982 

10) A.J. rierre, ArmsSales ... , a.a.O., S. 272 
11) Zit. nach: SR, a.a.O., S. 17 
12) Daten nach: Arab Studies Quarterly 2,1, 

Winter 1980,S. 43 
13) A. Cord~sman, in: Anned Forces j ournal 

International (AFJI), November 1982 
14) Angaben aus: Congressional Research 

Service (CRS) of the Ubrary of Congress, 
18.8.1982, S.8 

15) Die .... ichtigsten privaten Lieferanten mili­
tärisch~r Ausrüstung waren imJahre 1982 
im H.t5-Programm die Firmen McDon· 
ne1l Douglas mit 1,2 Mrd Dollar, United 
Technologies 632 Mio, gefolgt von Vin· 
ne1l Corporation, General Dynamics u.a. 
mit einer Gesamtsumme der ersten 25 von 
iiber 5,2 Mrd Dollar. Im direkten kom­
merziellen Export fUhren die Firmen 
Lockheed Corporation mit 198 Mio Dol­
lar vor Hughes Aitcraft 121 Mio und 
Nissho· lwai American, Raytheon Co., 
Boeing Corporation u.a. Die Exportsum· 
me der ersten 25 beläuft sich aufüber \,1 
Mrd Dollar. MERIP Reporu, Februar 
1983,5.13 

16) General Accounting Offive (GAO), US 

Security and Military Assistance; Pro­
grams and Related Activities (GAO/ID-
82-40), 1.6.1982, S. 14f. 

17) Ebenda,S.18 
18) Vg\. CRS, 22.6.1981, S. 2f. 
19) Als Beispiel einer solchen Uste siehe die 

Tabelle: Alliierte, Feindliche Nationen 
und Neutrale bei der Verteidigung Süd­
wcstasiens, in: AFJI, Dezember 1981, S. 

" 

Unsere Themen: 
engagierte Literatur, Fi(me, Grafiken. Musik 
und Fotoreportagen aus und Ober die 
.Drille Welt", dIe Kultur(en) der Arbeits­
emigranten in der Bundesrepublik. 
Einzelpreis DM 5.-. Abo für 4 Hefte 
DM 20,- (ind. Porto) 

Hiermit wird bestellt: 
___ Heft (je DM 5,-) 
___ ein Abo ab Nr. __ _ 
___ ein Probehell (DM 3,- in 

Briefmarken liegen bei) 
___ lnl05 über den Herausgeber­

verein und Möglichkeiten der 
Mitarbeit 

abtrennen und einsenden an 
IM, Le rchensir. 84, 7 Stuttgart 



Kultur 

Pia Grund 
FilmschaHen des anderen EI Salvador 

Eine wichtige AufgabensteIlung im Kampf des 
salvadorianischen Volkes für seine Bcfn:iung 
bCilcht darin, das InformatiOßsmonopol der 
Oligarchie und der US·:'1edienkonzeme zu 
brechen. Dieses Anliegen benimmt au<:h das 
Filmschaffen des anderen EI Salvador. 
Die Prämierung der beiden salvadorianischen 
Filme "Der Weg zur Freiheit" und "Ein Brief 
aus Morazan" bei den internationalen Film­
fc$tspiden des Vorjahres in Havanna bzw. 
uipzig beweis!, daß diese Arbeit auch interna­
tionale Anerkennung findet. 
"Der Weg lur h cihcit" iSi der zwehe Doku­
mentarfilm des Filminstituts des revolutionä­
ren EI Salvador (Imtituto Cinematografico de 
EI Salvador Revolucionario - leSRl. Das 
ICSR nennt sich schonjerl:l Institut, "weil wir 
die Gewißheit haben, daß unM:r Volk siegf.'n 
wird und wir schon jetzt die Grundlage schal­
fen woUen für das, was später einmal das Film­
institut du freien Volkes von EI Salyadorsein 
wird. Wir sehen unM:«: Arbeit als einen Beitrag 
zur Wiedergf.'winnung uItSen'r kultun'llen Wer· 
te, als eine weitere Front des Kampfes, um die 
Ziele unseres revolutionan'n Prozesses be· 
kanntzumachen." 
Der Streifen schließt thematisch an den ersten 
Dokumentarfilm "EI Salvador, ein Volk wird 
siegenl" an. Ging es im ersten Film um die 
Geschichte des Landes, die brutale Repression 
und den Aufschwung der Massenbewegung bis 
1980, so behandelt "Der Weg zur Fn:iheit" die 
Vorstellungen über den Aufbau eines demo­
kraüschen EI Salvador, wie sie heute in den 
politisch und militärisch kontrollierten Gebie· 
ten yorgelebt werden. 
Dabei gf.'ht er besonders auf die Beteiligungder 
Frauen am revolutionären Kampf ein. Eine 
Szene zeigt die Sitzung der Frauenvereinigung 
EI Salyadors (AMES). Die Frauen, die im be· 
waffneten Kampf und beim Aufbau in den 
kontrollierten Gebieten bewiesen haben, daß 
sie genau so viel können wie ihn: männlichen 
Compai'ieros (Genossen), setzen sich auch ge· 
gen sie zur Wehr, wenn es notwendig wirt!.. 
"Es gibt Compai'ieros, die uns nicht gestatten, 
zu diesem Treffen von AMES zu kommen, weil 
diese Compal\cros noch bürgerlich·kapitalisti· 
sehe Vorurteile im Kopf haben. Es ist unse«: 
Aufgabe, diesen Compai'ieros bewußt zu ma­
chen, daß wir als Frauen ebenfalls das Recht 
haben zu kämpfen und nicht nur zum Kinder­
hüten und Tonillasbacken da sind." Mit diesen 
Worten wird eine Sitzung in einem Dorf in 
O!.alatenango eröffnet. 
Im weiteren Verlauf schildert der Film die 
Arbeit der Poder Popular (Volksmacht), dur<::h 
die die materiellen und sozialen Probleme der 
Beyölkerung schon heute aufgf.'griffen werden. 
Die Organisierung der Produktion ist ein wei­
teres Thema. 
Außerdem werden die Konzepte zu einer Ge­
sundhcitsfürsorge, die wirklich die Bedürfnisse 
der Bevölkerungabdeckt, yorgestellt. GrundLa· 
ge ist die Präventivmedizin und Verbesserung 
der Hygiene in den Dörfern und Guerilla­
lagern. 
Eine andere Aufgabe der Poder PopuLar, auf 
die im Film eingegangen wird, ist die A1phabe­
tisierung. Die Erziehungsinhalte richten sich 
dabei nach den unmittelbaren Bedürfnissen 

der Menschen. die unterrichtet werden. Lesen 
und Schreiben wird anhand von Wörtern ge· 
lerm, die wie Befreiung, Diktatur oder AU5-
beulung eine Bedcutung für die Lem~nden 
haben, 

Eine her~usragende Aufgabe der Vollumacht­
organe besteht ferner in der Verteidigung der 
kontrollierten Gebiete, die im Film veran­
schaulicht w'rd. Schließlich berichtet der Film 
über die Arbeit des Radiosenders Farabundo 
Mani. Insgesamt ist dieser Film auch für die 
Bundesrepublik ein wichtiges Stück Gegenöf­
fentlichkeit und Motivation rur die Solidarität 
mit dem salvadoriani$Chen Volk. 
Ein guteS Beispiel rur die Rolle des revolutionä· 
ren Films ist der 1982 vom Sinema Radio 
Venceremos gedrehte ... ;'n Brief aus Mora· 
zan", Er zeigt die erste Offensive der Nationa· 
len ßefreiungsfrom Farabundo Mart, (FM LN) 
nach den Wahlen vom März 1982. 
Die Welturauffilhrung findet in einem Dorf in 
Moruan statt, vor Bewohnern, die noch nie in 
ihrem Leben ferngesehen oder gar ein Kino 
besucht haben .•• Für die Bewohner von Mean­
guera ist es nichts Neues, Guerilleros zu sehen. 
Sie kennen sie 5eit Jahren, denn hier, in dieM:n 
Dörfern, entstand, waS heute eine viehausend­
köpfige Armee isl. Dennoch sind sie über­
rascht: in dem Film sehen sie, wie viele es sind. 
wie sehr sie schon Armee sind, wie sie agien:n .. , 
Sie, die jahrelang, jahnehntelang die Angst vor 
der allmächtigen Armee kennengelernt haben, 
sehen mit Staunen, wie schwach sie in." 
Der Film ist ein Teil dcr Offen5ive: Er soll 
zeigen. daß die Armee nicht allmächtig, son· 
dem zu schlagen ist. Zum ersten Mal werden 
die Kämpfe der I'MLN systematisch mil der 
KamCTa festgehalten, wird aus der Perspektive 
eines Guerilleros gefilmt. 
Es ist der 7. August 1982, 5.H Uhr. Eine 
Kolonne der FML..'1 hillt nur ungefahr flinf 
Minuten vor der Kommandantur der National­
garde von Ciudad BaTTios. Sie werden yorsich­
tig von den Campesinos (Bauern) beobachtet, 
man hat ihnen erklärt, daß diese jungen Men­
schen brandschatzen, IliiuM:r ausrauben und 

Frauen vergewaltigen. Pünktlich um 6.00 be­
ginnt ein Gefecht, eine Stunde später ist schon 
der eme Teil der militärischen Aufgabe gelöst: 
die Regierungseinheiten 5ind in zwei H;'ui;Crn 
eingeschlossen, in der Kaserne der National: 
garde und der örtlichen Kommandantur. 
Parallel zu den militärischen Aktionen sind 
politische Aufgaben zu erfiillen: Es werden 
Versammlungen abgehalten, Parolen an die 
Wände gemalt, Flugblätter verteilt. 
Gegen ~Iittag wird beschlossen. die Kaserne zu 
sturmen. Wenige Minuten, nachdem die Gueril· 
leros die Regierungsnuppen auffordeTlen. sich 
zu ergeben, öffnet 5ich vorsichtig die Tür und 
der ersle der Guardia ergibt sich. In der Kaser­
ne sind noch zwei, die anderen sind geflohen 
und werden verfolgt. Um 6.00 ist die Stadt 
unter Kontrolle der Guerilleros, die die Zeit bis 
zu ihn'r nächsten Offensive nutzen. um auf 
dem Marktplatz vor der Kirche eine Messe zum 
Gedenken an Oscar Romero abzuhalten, der in 
dieser Stadt geboren ist und 1980 ermordet 
wurde. während er in San Salvador eine ~lesse 
hielt. 
Die wichtigste Aufgabe du Tages - 50 zeigt 
der Film weiler _ steht noch bevor: Regie· 
rungstruppen. die zur Veutarkung für die 
Truppen in der Kaserne unterwegs sind. sollen 
in einen Hinterhalt gelockt werden. Wenig 
später ist es soweit: Zwei Lastwagen. begleitet 
von Militärpatrouillen, fahren durch das o.:.rf. 
Da explodiert eine erste Mine. eine zweite, 
dritte und vierle. Für die Soldaten giht es kein 
Entkommen, die Guerilleros haben aUe 
Fluchtwege ahgeschlouen. Wenig später 
müssen die Soldaten sich ergeben. 

In "Der Brief aus Morazan" wurde ein weiterer 
historischer Schritt im Kampf des salvadoriani­
schen Volkes festgehahen: Die Ubergabe der 
ersten 52 Kriegsgefangenen an das Internatio· 
nale Rote Kreuz. Die Repräsentanten des In· 
ternationalen Roten Kreuzes werden von der 
FMLN-Comandante Ana Guadelupe Martinez 
empfangen. die von den Sicherheitskräften ge­
foltert "'urde, mehrere Monate in oen Geheim· 
gefangni1is.en der Nationalgarde zubringen 
mußte und schließlich von ihren Compai'ieros 
befreit wurde. 
Auf die Kriegsgefangenen halte es sichtlich 
Eindruck gemacht, mit Guerilleros, die in 
ihrem Alter sind. zu diskutieren. warum sie 
sich zum hewaffneten Kampf enuehlossen 
hallen. 12 Gefangene entschließen sich dann, 
sich in die Guerilla eiozlln:ihen und nicht zu 
"ihn:m"lleer zurückzukehren. 
Beide Filme stehen inzwischen fUr VorfUhrun· 
gen in der BundeJTepublik bereit. Sie sind über 
den CON- Filmyerleih, Westerddch 38, 2800 
Bremen zu bestellen. 
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Lesermeinungen - Standpunkte _ Fragen - Anmerkungen 
"Dritte Welt" -
unwissenschaftlich 
Seid Ihr denn von allen guten Geistern verlas· 
sen, das AlB nun plötzlich mit dem Umert;u:l 
"DIE DRITI'E·WELT·ZEITSCHRIFT' zu 
versehen? ~r Begriff "Drille Wdt" iSI ein 
unwissenschaftlicher, bürgerlicher Begriff, ir­
refUhrend und diskriminic:Rnd obendrein. 
Unsere Welt ist hinsichtlich des wirtschaftli­
chen Systems und daraus folgend des politi­
schen Systems da~ die Völker haben, in zwei 
Lager, also in ,-,,,,ci "Welten" gespalten. In die 
kapitalistische (= im~rialiSlische) Welt und in 
die sozialistische. Innerhalb der kapital isti­
schen Welt gibt es nun ökonomisch hochent­
wickelte Länder und ökonomisch gering ent· 
wickehe Länder, doch diese heiden Gruppen 
sind Bestandteile ein und desselben Kom­
ple"cs, nämlich de~ imperialistischen Welt· 
systems. Wer die~e Tats.ache leugnet und die 
vom Imperialismus abhängigen Länder als ci· 
genständige Kategorie neben Imperialismus 
und Sozialismus stellt, hat den Begriff " im· 
perialismus" nicht "erstanden. 

("Dritte \\'elt") ist ein bürgerlicher Begriff, 
d.h. er ist dem bürgerlichen Sprachgebrauch 
entnommen. Von der Bourgeoisie wird der 
Begriff wohl gerade deshalb "erwendet, weil er 
irreführend ist. 
kh glaube, daß ich mir eigentlich alle diese 
Be]ehrungen hälte sparen können, denn icb 
kenne das AlB ab eine Zeitschrift, die eben 
nicht im Sinne der Monopolbourgeoisie irre­
führend und diskriminierend über den Kampf 
der unterdrückten Völker berichtet, sondern 
Panei Hir eben diese Völker ergreift. 

In diesem Sinne hoffe ich, daß das mit der 
"Driue·Welt-Zciuchrift" ein Ausrutscher war, 
der bald korrigiert wird, damit Inhalt und 
Form des AlB in Zukunft wieder miteinander 
in Eink]ang stehen. 
L. WümlSecr/M. Slaube,Alldorf 

Mehr Transparenz! 
Mit der Ausgabe ]/84 des AiB habt Ihr einiges 
verii. ndeTl . Der Kopf hat sich geändert, die 
Redaktion und auch der Herausgeberkreis. Ei· 
nen Kommentar dazu findet man vergebens. 
Für mich ist das AlB auch nicht nur eine 
3. Welt·Zeitschrift. wie jetzt in der Unteneile 
zu lesen ist, wndern ich habe sie abonniert, 
weil sie in ihrem Selb$lventändnis eine anti· 
imperialistische Zeitschrift war (ist). I<::h neh· 
me an, daß Ihr durch die äußerlichen Verände­
rungen in neue Leserkreise eindringen wollt. 
Oder habt Ihr Euer Selbst\Crständnis geän· 
dert? I<::h bezweine, daß Ihr durcb ein etwas 
bürgerlicheres Image auf dem Cover wirklich 
neue ständige Leser gewinnen werdet. 
Und neue Redakteure habt Ihr auch! Wer sind 
sie, was haben sie bisher gemacht? Findet Ihr 
es falsch den Lesern Eure Redakteure mal vor· 
zustellen, zu erklären warum sich der Heraus· 
geberkreis geändert hat. Rainet Falks Foto war 
auf S. 3 ZU finden . Immel"hin ein Anfang, um 
mit der Penon "cnrauter zu werden die dem 
Le$("r die Aktionsperspektive 1984 nahe brin· 
gen wll. 
Kun und gut: Ich erwarte von Euch. daß Ihr 
Al B etwas transparenter macht, den Leser teil· 
haben laßt, an Euren Diskussionen über Inhalt, 
Konzeption und Selbuverstandnis der Zeit­
schrift. Oder in das zu,icl "erlangt? 
D. E"ge/s, Bonn 
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Einige krit ische Zuschriften zur Neugesta ltung des Al B haben uns vcranlaßt, diese 
Rubrik zu eröffn en. Auf dieser Seite sollen künftig Lesermeinunge n, Standpunkte 
und Anm erkungen zu AlB-Beiträgen, zu st r itligen Positionen, zur Konzeption des 
AlB u.ä . abgedruckt werden. Aueh Fragen an d ie Redaktionsollen hier beantwortet 
werden. Darüber h inau s soll diese Seite ge nutz t werden, um - wie unser Abo nnent D. 
Engels forder t - das AlB transparente r zu machen, um unsere Leser an den Diskussio· 
ne n von Redaktion und Herausgeberlu-e is über I nhalt und Selbstverstä ndnis teilhabe n 
zu lasse n. 
Wie bei den fo lgenden Leserbriefen müsse n wir unsscho n aus PlatZgTÜnden das Recht 
vorbehalten, Kürzunge n vorzunehm en. 

Standpunkt aus der Redaktion 
Es wird zurecht kritisiert, daß wir, die AlB­
Redaktion, es versäumt haben, über die 
Grunde für einige Veränderungen in der Kon­
zeption du AlB zu informieren. Diu holen wir 
hiermit nach. 
Die Abänderung des Untertitels des AlB und 
de r Wegfall des Symbols der verschränkten 
Hände hat, wie richtig vermutet wird. nichts 
mit einer Abkehr von unseren antiimperialisti· 
schen Inhalten zu tun. Das Künel AlB bleibt ja 
weiterhin erhalten und wird im Impreuum 
erklärt. 
Die Wahl des Untertitels "Die Dritte·Welt·Zeit­
schrift" ist einerseits darauf zurückzuführen. 
daß wir genauer beschreiben wollten, was das 
AlB ist, und mit welchem Thema es sich be· 
faßt. Anderers..iu solhe der Zungenbre~her 
Antiimperialistisches Informationsbulle tin 
von der Titelseite yerschwinden, weil er einige 
potentielle Leser, die noch ni~ht so tief in der 
Themati k drinstecken, abzuschrecken ,·ermag. 
Dun:h die Untertiteländerung hofften wir, 
mehr Dritte·Welt·lnteressierten unsere anti· 
imperialistischen lnhahe nahezubringen. 

Mit dicsel" Interpretation stehen wir nicht 
allein. Dieser Begriff hat si~h mittlern'eile in 
der gesamten antiimperialistischen und demo· 
kratischen Bewegung in der Bundesrepublik 
eingebürgeIl. F.rwird verwandt z.B. vom Koor· 
dinationskreis 3. Welt (KK~W), dem breite­
sten Zusammenschlu6 von Solidaritätsgrup· 
pen in der Bundesrepublik, der im Koordina· 
tionsorgan der Friedensbewegungmitarbeitet. 
Auch internationale Solidaritätsorganisatio· 
nen wie die Organisation der Afroasiatischen 
Völkersolidarität (AAPSO) oder die Solidari· 
tätsorganisation der Völker Afrikas, Asien 
und Lateinamerika (OSPAAL) verwenden die­
sen Begriff. Päpst licher als der Paps! wollen 
auch "'ir nicht sein. 

Daß das 1970 gegründete AlB schon lange kein 

Bulletin mehr itt, das nur Erklärungen ron 
Befreiungsbewegungen abdruckt, sondem sich 
in den 14 Jahren seines Bestehens zu einer 
magazinähn]i~ben Zcits~hrift entwickelt hat, 
ist ein anderer Grund rur die Veränderung. Daß 
wir dennoch das Küne! AlB beibehalten, liegt 
daran, daß es sich mittlerweile eingebürgert 
hat,'<:O einem Markenzeichen geworden ist. 
l:nser Anliegen bei der Wahl des Begriffs "Drit· 
te Welt" war es. zu beschreiben, mit welchem 
Teil des Wcltgeschehens wir uns intensiv befas­
sen. Wir sind keine Zeitschrift, die die gesamte 
\\'e]tpolitik zum Gegenstand hat. Europa, die 
entwickelten kapitalistischen und sozialini· 
sehen Staaten finden im AlB nur insofern Be­
TÜCluichtigung, als es um die Dritte·Welt­
Politik dieser Staaten geht. 
Wir ~erstehen unter dem Sammelbegriff Dritte 
Welt alle Under Asiens (mit Ausnahme Ja· 
pans), Afrikas und Lateinamel"ikas. Es sind al]e 
wirtschaftlich rückständigen Under, die sich 
entweder in kolonialer oder neokolonialer Ab· 
hängigkeit vom Imperialismus befinden, oder 
die dabei sind, sich aus dieser Abhängigkeit zu 
befreien. 
Hinter den Veränderongen in unserer Redak· 
tion und in unserem Herausgeberkreis verbeT'­
gen sich weniger tiefgründige Unuchen, als D. 
Engels vermutet. In unserem lIerausgeberkreis 
wurden jene Personen, die heute nicht mehr in 
der So]idaritätsarbeit aktiv sind, durch solche 
ersetzt, die aktive Repräsentanten von Organi· 
sationen sind, wcl~he in diesem Bereich arbei· 
ten. 
In unserer Redaktion haben weniger personel· 
le Veränderungen stattgefunden (wie es den 
Anschein haben mag), als organis.atorischc. Bis 
E;de letzten Jahres yerfügten wir über ein 
Redaktionskollekti\' aus fünf Personen, das 
alle wichtigen Entscheidungen der Redak­
tionsarbeit vorbereitete und umsetzte. 
Heute gehören alle, die regelmäßig bei uns tätig 
sind, zur Redaktion und entscheiden in stärke· 
rem Maße mit. N. Biver 



Infodienst zur Solidarität 

Ausländerpolitik 

Die ruf den 2.5. Januar dJ. vorgesehene Aus· 
weisung des Türken Orhan Karn ist gestoppt 
worden. Über 1.000 SolidarilalJadres!ieß für 
Orhan Kara erreichten das Ausländeramt der 
Stadt Nümberg, das ihn in die Türkei abschie­
ben wollte. Trotz dieses Erfolges -oll OThan 
Kam, der berein seit 4 Jahren in der BRD lebt 
und in der Friedensbewegung sowie bei den 
Jungen Pionieren als Gruppcnlcitcr aktiv ist, 
nun ruf die Dauer des Asykcrfahrcns im 
Asylantenlager Zimdorf eingewiesen werden. 
J\.lilte JanuaT dJ.legtc die Landcsanwaluchaft 
Bayern Berufung gegen ein Urteil des Mün­
chener Vcrwaltungsgerichu ein, das die Behör­
den zur Ertcilung einer Aufenthaltsgenehmi­
gung rur den seit 25 Jahren in der BRD leben­
den Ägypter Magd; Gohary (...gI. AlB 1/1984, 
5.53) verpflichtet. Nun muß sich der bayeri· 
sche Ver"'ialtungsgerichtshof mit der Sachc be· 
schäftigen. 
Um die drohende Ausweisung M. Goharys end· 
gültig abzuwenden, sind weitere Solidaritäts­
aktionen notwendig. 

Waisenhaus für Afghanistan 

Der unerklärte Krieg gegen die Demokratische 
Republik Afghanistan fordert täglich Opfer. 
Mit ihnen wächst die Zahl der Waisenkinder. 
Um den betroffenen Kindern Versorgung, Be­
treuung, Ausbildung, dn melUchenwürdiges 
Leben zu ermöglichen, wurde in Kabul ein 
selbst verwaltetes Wai senhaus e ingerich tet. 
Das Waisenhaus "Parware~hgah-c·Watan" in 
dringend auffinanzielle Hilfe aus dem Ausland 
angewie,<:n. Spenden werden erbeten auf das 
Sonderkonto "Humanitäre Hilfe für Afghani­
stan", Kennwort "Waisenhaus", Konto Nr. 
822411606 bei der Dresdner Bank Bonn (BU 
37080040). 

Nlkaragua·Brigaden 

Am 31. Januar dJ. richtete das Informations· 
büro Nicaragua e. V. ein Schreiben an fast 100 
Organisationen ih der Bundesrepublik. Darin 
ruft es zur Teilnahme an der Kampagne "Ge­
gen die US-1ntervention in Zcntralamaika: 
Arbeiubrigaden nach Nibragua!" auf, die auf 
dem Bundestreffen der Nikaragua·Solidaritäu­
gruppen Ende November 1983 beschlossen 
wurde (§iehe AlB I ( 1984, S.~.'l). 
Das Informationsbüro verweist auf den \·er· 
deckten Krieg, den die USA gegen Nikaragua 
fUhren, und auf die Planungen für eine offene 
Invasion. "Die Bundesregierung unterstützt 
dur<::h ihre Haltung die Sabotage- und Kriegs­
politik der USA. .. Die Kampagne ... erscheint 
uns z.Zl. als dal beste Mittel, solcher Politik 
die Stirn zu bieten." 
Das Informationsbüro bittet den Widerstand in 
EI Salvador und die Arbeitsbrigaden für Nika­
ragua durch Spenden zu unterstützen und 
selbst zur Teilnahme an zukünftigen Brigaden 
aufzurufen. 
Die zweite Brigade ist bereits am 28. Februar 
dJ. nach Nikaragua abgeflogen und soll dort 
von Contras zerstörte Einrichtungen wieder­
aufbauen. 
Nähere Informationen sind erhältlich hei: in· 
formationsbüro Nicaragua e.V., Katernherger 
Schulweg 123, ~600 Wuppertal. 

BundesrepublIk - Südafrika 

Nur durch den Druck der öffentlichen Mei· 
nung kann die Hinrichtung des 28jahrigen Ma· 
lesela B. Moloise noch verhindert werden. Der 
schwarl.e Dichter und Schauspieler wird wei· 
terhin beschuldigt. einen berüchtigten südafri­
kanischen Geheimpolitisten ermordet zu ha­
ben. Und dies, obgleich der Afrikanische Na­
tionalkongreß (ANG) erklärte. daß Umkhonto 
we Sizwe (der bewaffnete Flügel des ANC) den 
Po1i~isten hingerichtet hat. 
In einer Unterschriftenaktion für die Aufhe­
bung des Todesurteils gegen M. Moloise for· 
dert die Anti-Apartheid-Bewegung (AAB) zu­
dem die Bundesregierung auf, sich für die Frei· 
lassung aller politi~chen Gefangenen in Süd­
afrika einzusetzen. 
Für eine Kiindigung des Kulturabkommens 
zwischen der BRD und dem Apartheidstaat 
besteht für die Regierung Kohl{Genschcr wei· 
terhin kein Anlaß. Das Kulturabkommen, das 
über den Wissenschaftlcraustausch auch mili· 
tärisch-nukleare Zusammenarbeit einschließt, 
begünstigt einseitig die weiße Minderheit und 
deren Politik der Rassentrennung und trägt zur 
Aufrechterhaltung der Apartheid bei. 
Trotz der Forderung der Völker des Südlichen 
Afrika, der UNO, OAU und uhlreicher Regie­
rungen. diese Kulturbeziehungen Zu beenden, 
sieht Bonn "gewisse Lockerungen", "Reform­
ansätze" und den "teilweisen Abbau der klein· 
lichen Rassentrennung" in der sog. Reform­
politik Pretorias. 
Unterschriftenlisten und weitere Materialien 
sind bei AAS, Blüchentr. 14, ~300 Bonn er­
hältlich. 

Friedensbewegung 

Unter Beteiligung von mehr als I.~OO Mitglie­
dern örtlicher, betrieblicher und berufsbezo­
gener Friedensinitiativen fand am 11.{1Z. 
Februar dJ. in Köln die~. Aklionskonfe~nz 
der bundesdeutschen Friedensbewegung statt. 
Entgegen andenlautender Meldungen. die vor 
allem von den Nachrichtenagenturen Ar und 
Reuter kolportiert wurden, kam es auf der 
Konferenz nicht zur Spaltung der Friedens· 
bewegung. 
Deren Einheit wurde im ersten Teil einer ein· 
stimmig verabschiedeten Plattform wie folgt 
festgeschrieben: Stopp der Stationierung von 
neuen US·Raketen, Abbau der bereits statio-

nierten Raketen sowie Rucknahme der sowje­
tischen Gegenmaßnahmen: Beseitigung aller in 
der BRD gelagerttn ARG-Waffen; Ablehnung 
der "Plutonium wirtschaft" (Wiederaufberei­
tungsanlagen, schnelle Broter); StOPP und Ab­
bau der konventiondlen Rüstung: atomwaf­
fenfreies Europa und A-Waffen·freie Zonen 
(ohne gleich7.eitige Erhöhung du konvemio· 
nellen Ru~tung); eine Politik der Zusammen­
arbe it und Versöhnung: Abbau des RUllungs­
etau zugunsten sozialer Au.gaben: Ablehnung 
jeglicher militärischer lnteryemion; StOpp der 
Rüstungsexporte und Unterstützung der Be­
freiungshewegungen in der 3. Welt '>()wie Ober· 
windung von Geist, Logik und Politik der Ab­
schreckung. 
Teil 11 der Plattform enthält Themen über die 
keine Einigung erzielt werden konnte und die 
auf der nächsten Aktionsberatung verstärkt 
diskutiert werden sollte. 
Der 3. Teil giht Hinweise auf die vor der Frie­
densbewegung stehenden Aktivitäten, begin­
nend beim 8. März und den Ostermärschen bis 
hin zu einem (auf der nächsten Aktionskonfe· 
renz am ~. (6. Mai dJ. auszuarbeitenden) "in· 
tegrierten Gesam tkonzept für gemeinsame Ak· 
tionen im llerb>! '84". 
Mit einer Vierfünftd·Mehrheit wurde ein An­
trag zur Volksbefragung gegen die US·Raketen 
angenommen. Höhepunkt dieser Volk~befra· 
gung soll der 17. Juni 1984, der Tag der Wahl 
zum Europaparlament. werden. 

Pharma-Kampagne 

Armut in der Drillen Welt fördert Krankheiten 
- und das Exportgeschäft multinationaler 
Pharmakonzerne. Millels unvcrantwonlicher 
Werbe- und Informationsmethoden werden 
unnütze und gar gef<ihrliche, hierzulande ver· 
botene Medikamente vertrieben. 
Dagegen wendet ~ ich d:e Pharma-Kampagne 
des Bundeskongresses entwicklungspolitischer 
Aktionsgruppen (BUKO). In ihrer z .... eiten Ak· 
tionswoche vom 2.-12. Mai 1984 solJ die for· 
derung an die Bundesregierung nach gesetzli· 
chen M~ßn3hmen gegen die Praktiken der 
Pharmamultis unterstrichen werden. Umfang· 
reiche Informationen und Materialien können 
bestellt werden b.,i: BUKO, Pharma·Kampag· 
ne, Dritte Welt Haus, AuguSt·Bebel·Str. 62, 
4800 Bidefeld I. 
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Kurzinformationen 

Islamische Konferenz 

Am 16. Januar dJ. wurde in Casablan~ 
(Marokko) die 4. Gipfelkonferenz der islami­
schen Staaten eröffnet. An der Konferenz nah· 
men Vertrc!u von 40 Ltndcm teil. 
Die Konferenzteilnehmer vcruncil!cn die Ver­
embarung über Strategische Zusammenarbeit 
'Zwischen den USA und hr-... d und die "über­
mäßi~ Präsenz" der 6. US-Flottc vorderliba­
nuischen Küste. Ocr Nahost·Fricdcnsplall von 
Fes wurde im Gegensatz ?oum Rcagan-Plan 
(heide vom September 1982, siche AlB 
11-12{1982;d. Red.) unterstützt. t'cmcrwur­
den mehrere Resolutionen lI.". wr Iktndigung 
des irakillch·iranischcII Krieges verabschiedet. 
Die PLO. die mit ihrem Vonitzcndcn Yass;r 
Arafat auf der Konferenz vertreten war, wurde 
von den Konfercn1.lcilnchmeTn weiterhin als 
einzig legitime Vertreterin des palästinensi­
sehen Volkes anerkannt. 
o.:r Vorschlag e iniger asiatischer Staaten zur 
Wiederaufnahme i\gypten5 in die Organisation 
der Islamischen Konferenz wurdt zunächst 
hinter ~erschlossenen Tüten erörtert und 
spater angenommen. Ägypten war 1979, nach 
der Unterzeichnung des Camp·David-Abkom­
mens mit Israel und den USA, aus der Organi­
sation der Islamischen Staaten und der Arabi­
schen Liga ausgeschlossen worden. 
Die Wiederaufnahme Ägyptens, die auch Y. 
Arafat unterstützt .. , ist jedoch an keine kon· 
kreten Vorbedingungen W1c z.B. die Annullie­
tung des Camp·David·Abkommens geknüpft 
(vgl. AlB 2/ 1984, S. 19f.). 

Tschad 

Am 25. Januar dJ. griff erstmals das französi· 
sche Truppenkontingem "on 3.000 Mann in 
Kampfhandlung .. n im Tschad ein. KampfOug· 
zeuge vom Typ Jaguar beschossen eine Kolon· 
ne der Armee der Obergangsregierung der Na· 
tionalen Einheit (GUNT). die dcn Norden des 
Landes kontrolliert. Diese halle die inoffizidle 
Waffenstillstandslinie am 15. Breitengrad über­
schrillen und cine Ortschaft 150 km nördlich 
der Hauptstadt N'Djamena angegriffen. Ein 
K;.mpfOugzeug wurde daraufhin ab· 
geschossen, der Pilot kam ums Leben. 
Daraufhin wurden die französischen Truppen 
100 km weiter nach Norden verlegt und die 
Lufntrdtkrafte verstärkt. 
Nachdem die GUNT Libyen bat, sich auf eine 
Inter~ention auf seiten ihrer Truppen vorzube­
reiten, ~ersuchle der französische Außen· 
minister Claude Cheyuon durch Gespräche im 
Tschad, Libyen und mit dem Vorsitzenden der 
Organisation rur Afrikanische Einheit (OAU) 
Mengistu Haile Mariam, neue Versöhnungsge­
spräche in di .. Wege zu leiten. 
Dieser Versuch blieb jedoch ebenso erfolglos 
wie di .. Gesprächsrunde, die "om 9.·13.Januar 
dJ. unter Schirmherrschaft der OAU in Addis 
Abeba stall fand (siehe AlB 1/ 1984, S. 55). 
Der Chef der Regierung in N'Ojamena Hissen" 
Habre halle einige protokollarische Fragen 
?um Anlaß genommen •. lich nicht mit den Ver· 
tretern der "on Goukouni Oueddei genihrten 
GUNT zusammenzusetzen. 
G. Oueddd machte Frankreich fUr das Schei· 
tern der Verhandlungen verantwortlich, da Cf 

keinen Druck auf die "on ihr geschützte Regi~· 
rung ausgeübt habe. Er lehnie deshalb weilere 
Verhandlungen vor einem Abzug der ftanzosi· 
schen Truppen ab. 
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NamiblaJAngola 

Nach zwei Monaten hat Südafrika Anfang 
Februar 1984 die Operation .,Askari" bcend .. t 
und seine 250 km nach Angola eingedrunge· 
nen Truppen an die namibischc Grenze zurück· 
gezogen. Damit mußte Südafrika nicht nur 
internationalem Druck nachgeben, sondern 
die relative Erfolglosigkeit seiner kostspieligen 
Operation in Rechnung stellen (siehe AlB 
2/ 1984, S. 15f.). Der unerwart .. t hartnäckige 
angolanische Wideutand halle auf südafrikani· 
scher Seite im Vergleich zu fruherenOperatio­
nen wesentlich höhere Verluste gefordert und 
ein .. gleichzeitige Offensive der Nationalen 
Union für die totale Unabhängigkeit Angolas 
(UNITAl zurückgeworfen. 
Das Hauptziel des überfalls, die Vernichtung 
der Truppen der Südweuafrikanischen Volks· 
organi~ation (SWAPO), hatt .. man in Südango­
la ohnehin nicht erreicht. Deren Guerillaver­
bände operieren unveränd .. rt effektiv in Nami· 
bia. Die illegale militärische Be5Ctzung Nami· 
bias wird Südafrika in diesem Jahr ca. 4 Mrd 
DM, knapp 10% des Staatshaushaltes, kosten. 
So will das Regime in Pretoria scinen am SI. 
Januar dJ. angekündigten Rückzug auf die 
Ausgangsposition im Süden Angolas als" Ver· 
handlungsangcbot" fUr eine Verlängerung des 
von Südafrika einseitig verkündeten einmona· 
tigen Waffenstillstands verstanden wi$sen. An· 
gola und die SWAPO haben sich prinzipiell zu 
Verhandlungen bereit erklärt, ohne sich aber 
Illusionen über einen Erfolg him;ugeben, denn 
die Unabhängigkeit Namibias steht für Süd· 
afrika nicht Zur Debatte. Eme Gespräche an 
d~nen Vertreter Südafrikas, Angolas und der 
USA teilnahmen, begannen am 16. F .. bruar in 
Sambia. Sie führten "ur Bildung einer gemein· 
!-amen angolanisch·südafrikanischen Kommis· 
sion, die die EinhallUng des Waffenstillstands 
überwachen solL 

Tansania 

Am 29. Januar dJ. ist der Vizepräsident Tan· 
sanias und Präsident des Re"oluüonsrats von 
SaMibar, Aboud Jumbe, zurückgetreten. Sein 
provi$orischer Nachfolger wurde der bisherige 
Slaatsminilter Ali Hassan Mwinyi. Ebenfalls 
Ende Januar tral der Otefminisl<'r Sansibars, 
Ramadhani Haji Fak.i, zurück und wurden 
mehrere Funktionäre der in Tansania regieren· 

den Partei der Revolution (CCM) verhaftet. 
Die Rück.trine und Verhaftungen sind auf dem 
Hintergrund \'Crstärkter AutonomicbeSlTebun­
gen der Inseln Sansibar und Pemba zu sehen, 
di .. mit dem Festlandteil Tanganyika seit 1964 
die Vereinigte Republik Tansania bilden. 
Die oppositionellen Politiker Sansibars for· 
dern ein föderatives Staatssystem mit zwei 
selbständigen Regierungen fUrTanganyika und 
Sansibar/ Pemba und einer nationalen Regie· 
rung, die sich jedoch auf Aufgaben wie die der 
Verteidigung beschränken soll. Zudem verlan­
gen sie die Aufhebung des Einpartciensystems 
sowie größere Recht .. und Möglichkeiten für 
privatwirtschaftliche Initiativen. 
Tansanias Staatspräsident Julius Nyerere wiel 
die Forderungen zurück, betonte jedoch, da8 
nic," die Absicht bestünde, die derzciligen 
Rechte des Lande5leilcs Sansibars zu beschnei· 
den. 

Bolivien 

Am 29. JanuardJ. wurde in Bolivien ein 7tägi· 
ger !lungentreik von 10.000 Gewerkschaftern 
erfolgreich beende!. Die Boli~ianische Arbei­
leruntrale (COB) konnte 14 ihrer IS Forde· 
rungen durchsetzen. 
Der Mindestlohn wurde rückwirkend ab 
Dezember 1983 um 57% erhöht, naatliehe 
Verteilungszentren für Grundnahrungsmittel 
sollen eingerichtet und die Preise für Zucker, 
Reis, Mehl, Milch und Speiseöl rur 4 Monate 
eingefroren werden. 
Die Unternehmer d .. mQnstrierlen am 6. und 
7.2.1984 gegen die Zugeständnisse der Regie· 
rung Siles Suazo mit einem 48stündigen 
"Generalstreik". Der Pr.uident des Unterneh· 
merverbande5 Fernando lI1anes bezeichnete 
den "Streik" als einen Protest gegen die Uno 
fahigkeit der Regierung mit der Wiruchafts­
krise des Landes fertig zu werden. Er .Iellte der 
Regierung das Ultimatum innerhalb von 30 
Tagen e in realistisches Wiru chafuprogramm 
zu entwickeln. 
Der Führer der COBJuan Lechin bezeichnete 
die Aktion als Provokation und als Versuch der 
Privat"'iruchaft die zerbrechliche Demokratie 
Boliviens zu destabilisieren. Er forderte die 
Arbeiter auf wie gewohnt zur Arbeit zu gehen 
und jegliche Konfrontation zu vermeiden. 
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Nikaragua 

Am 2. und 5. Februar dJ. griffen aus Hondu­
ra~ kommende flugzcu~ Annuinrichtußgcn 
und zivile Zide in der nikaraguanischen Pro· 
vinz Qünandcga an, und verursachten den Tod 
von 4 Menschen. 
Obwohl die honduranisehe Arme.:: mLi Flug­
zeugen gLeichen Typs ausgerüstet ist und die 
Contras die Verantwortung für die Angriffe 
übernahmen, bestritt Honduras, daß die Flug­
zeuge von dort aufgestiegen sind. Eine von 
Nikaugua beantragte Sitzung des Weltsicher­
heinuts kam aurgrund des Widerstands der 
USA zu ktinem Bcschh.Iß. 
Um gegen diese Angriffe Zu protestieren,s<:t",­
te die Wahlkomminion des nikaraguanischen 
Staatsrates die Diskunion über ein Wahlgesct1. 
rur kurzc Zeil aus. Mit einem Tag Verspätung 
legte sic am 8. Februar einen Gesetzentwurf 
vor, der Wahlen zlIr Priisidents.::haft und Zu 
einer 90köpfi~n Abgeordnetenkammer vor· 
sieht. Für di~ teiln~hm~nd~n Part~ien sollen 
rur d~n Wahlkampf finanziell~ Mittel und Sen· 
dneit im Radio lind F~rnseh~n b~willigt w~r' 
d~n. Die rechten OppOlitionsparteiendrohten 
nicht an den Wahlen teilzlInehmen, wenn ihre 
Forderungen - darunter die ZlIlassung der 
Contra-Führ<:r ZlI den Wahlen - nicht erflUh 
werden. 
Umerd~ssen gehen die Kriegsvorbereitllngen 
der USA in Hondllrasweiter (vgl. A lB 2/ 1984, 
S. 4·11). Nach Betndigung der Manö\'<~r "Big 
Pine 11" am 8. Februar sollen 1700 US·Solda­
ten in Honduras bleiben. An den für Juni d.J. 
geplanten Manövern .. Big Pine 111" sollen ins­
gesamt 3S.000 Mann teilnehmen, darunter 
Soldaten alls Guatemala, EI Salvador und 
6.000 US·Soldaten. Weitere Manöver bis 1988 
.lind bereits geplant. 
Die Friedensbemühllngen der Comadora· 
Gruppe haben während der Amtseinführung 
des venezolanischen Präsidenten Jaime Lusin­
chi am 4. Februar dJ. eine starke Rü.:ken· 
deckung erhalten. Während der dort ~nwesen' 
de US·Außenmininer George Shult1. die Frie· 
densanstrengun~n herunterspielte lind erklär­
te Nikaragua sollte sich we~n seines ei~ncn 
Verhaltens vor einer US·lnva.lion fürchten, 
unterzeichneten neun dort anwesende Staats­
chefs eine gemeinsame Erklärung ZlIr Unter­
stützung der Contadora-Initiative. Die Regie­
rungschefs und Präsidenten aus Argentinien, 
Bolivien, Kolumbien, KOItarika, der Domini· 
kanischen Republik, Panama, Venezuela, 
Nikaragua und Spanien verurteilten .. alle mili· 
tärischen Aktionen die ein Land in der Region 
destabilisieren könnten, wie sie jüngst vorgc­
kommen sind". 

Argentinien-Chile 

Eine "Friedens· und Freundschaftserklärung" , 
mit der sie sich \'erpflichten, den Konnikt um 
drei im Beagle·Kanal liegende Inseln friedlich 
beizulegen, haben am 23. Januar dJ. die 
Auß.cnmini5ler von Chile, Jaime dcl VaUe lind 
Argentinien, Dante CaPllto, unterzeichnet. 
Noch in diesem Jahr $Oll ein Vertrag abge· 
schlossen werden, der die Inseln sowie einen 
19 km breiten Streifen an der Atlantikküste 
Chile zuspricht. Die restlichen Gewässer $Ollen 
unter argentinische Oberhoheit gestellt wer· 
den. 
Widerspruch hatte die Übereinkunft bei 
Argentiniens Generälen hervorgerufen. ~ne-

ral im Ruhestand Luciano Benjamin Menendez 
hatte eine Bcs-et~ung der Inseln gefordert. 
Seit der Unabhängigkeit Lateinamerikas ist die 
Zugehörigkeit der Inseln zwischen beiden 
Ländern umstritten. Unter der Regierung der 
Unidad Popular in Chile wurde eine Oberein· 
kunft erzielt, die beide Länder verpnichtele, 
einen Schiednpruch der Königin von England 
zu akzeptieren. 1977 wurde der Schiedsspruch 
gefällt, aber von den damals im Amt befind­
lichen Diktaturen nie ancrkannt. 

Ekuador 

3,7 Mio Ekuadorianer, darunter erstmals 
400.000 Analphabeten, waren am 29. Januar 
d.J. zu Präsidentschafts·, Parlaments· und Ge· 
meindewahlen aufgerufen. Keiner der acht 
Kandidaten fUr den Präsidentenposten konnte 
im enten Wahlgang die absolute Mehrheit er­
lan~n. 
Zwischen L. Febres Cordero von der konser· 
vativen Front des Nationalen Wiederaufbaus 
(FRN) und _einem sozialdemokratis.::hen Riva· 
len R. Boria Ccballos, Kandidat der Partei 
Demokratische Linke (PIO), zeichnete sich 
mit 27% und 28'J'o der Stimmen ein Kopf·an· 
Kopf-Rennen ab. Eine Stichwahl am 6. Mai 
d.J. wird zwischen beiden Favoriten entschei­
den. 
Die Unzufriedenheit mit dem amtierenden 
Präsidenten Osvaldo Hurtado spiegelt sich im 
niedrigen Stimmenanteil von 2,8% rur Julio C. 
Trujil1o, dem Kandidaten seiner Christdemo­
kratischen Partei (PDC), wider. 
Ober 12% der Wähler ennchieden sich für ci . 
nen der drei Linkskandidaten. 
Im Mittelpunkt des heftig gefUhrten Wahl· 
kampfes stand die wirtschaftliche Situation 
des Landes. 60% Innation, eine hohe ArbeitS· 
losigkeit und 7 Mrd Dollar Auslanduchulden 
sind nicht nllr auf die gemnkenen Erdölpreise 
sondern auch auf eine verfehlte Wirtschafts· 
politik dieses OPEC·Mitglied51andes zlIrück· 
zufUhren. 
Febres sieht in seinem Programm eine Stär­
I<ung des Privatsekton und eine Stimlllierung 
des agro-industriellen Exports vor. Sein Kon· 
kurr<:nt Borja, der im Mai mit der Unterstüt· 
zung der Linken rechnen kann, spricht sich 
dagegen für eine verstärkte staatliche Planung 
sozialer Investitionen aus. 

Kurzinformationen 

Hongkong 

:n der Hongkong·Frage zeichnet sich eine end· 
gültigc Einigung zwischen der VR China und 
Großbritannien ab. Auf einer Pressekonfereru: 
w:thrcnd seiner USA·Reis-e, am 13. Januar d.]. 
in San Francisco, machte der chinesische Mini­
sterpräsident Zhao Ziyang "'eitreichende ZlI' 
gen:tndnisse. 
Zwar besteht Beijing weiterhin auf der Ober· 
nahme der Souveränität über Ilongkong, je­
doch soll diesem Gebiet ein Sondernatu' ein· 
gerällmt werden. "llongkong wird ein Sonder· 
"er"'altungsgebiet Chinas werden, das von der 
Ilongkonger Bevölkerung selbst verwaltet 
wird." 
Das gcgenwärti~ gesellschaftliche und wirt­
schaftliche System, die finanzielle Unabhän­
gigkeit und die eigenständigen Auslandsbezie· 
hungen $Ollen nach Ablauf des britischen 
Pachtvenrages im Jahr 1991 ruf weitere SO 
Jahre erhalten bkiben. Dann soll "diezukünf­
lige Regierung der Sondenerwaltungszone . 
nach dem Willen der dortigen.Bevölkerung ent· 
SCheiden". 
Großbritannicn ist grundsätzlich bereit, die 
Souveränität über Hongkong an OIina abzu· 
geben, wenn die Pachtvcnräge allslaufen, da 
Hongkong militärisch nicht Zu \'crteidigen isl. 

Informationsonlnung 

Eine in Djahrta vom 26.·30.Januar d.]. veran· 
staltcte Konferenz der Informationsminister 
der Nichtpaktgebundenen bekräftigte die in 
den Vereinten Nationen $0 lImstrittene Forde­
rung nach einer Nellen Wcltinformlltions- und 
Kommunikationsordnung. Sie habe - so heißI 
es in der Erklärung yon Djakarta - den interna· 
tionalen Informationsnuß zu "dekolonisie· 
ren". 
D'e 101 Mitgliedsstaaten dcr Nichtpaktgebun· 
denen Be',"egung werden aufgefordert, in ihren 
Medien keine "feindselige" und gegen die 
Interessen der Nichtpaktgebundenen ver· 
stoßende Propaganda seitenS derentwickelten 
Industricländer mehr zuzulassen. Kritisiert 
wurde insbesondere die Vorherrschaft der vier 
größten westlichen Nachrich te nagenturen, der 
nordamerikanischen UPI und AP, der briti· 
schen Rellters und der französischen AFP, in 
den Weltmedi~n (siehe AlB 2/1984, S. 46ff.). 
Die Regierung Reagan hute dieses Aufbegeh­
ren Ende 1983 zum Anlaß genommen, ihren 
Rückzug aus der UN-Organis.ation für Er.tie· 
hllng, Wissenschaft und Kultur (UNESCO) 
zum 31. Dezember 1984 zu erklären. Die Be-
mühungen de~ UNESCO-Generaldirekton 
M'Bow, Bonm, Paris' u.a., die Washingtoner 
Administration umzustimmen, fruchteten 
nichts. 
Als Antwort allf die Djakarta-Konferenz 
schlug die US·Regierung in einem Positions· 
papier zur UNESCO vom 1.2.1984 eher noch 
härtere Töne an. In ihm wird der RlickzlIg aus 
der größten UN·Unterorganis.l1ion bekräftigt, 
habe die UNESCO doch "mit ihrer irre geleite· 
ten Politik, ihren tendenziösen Programm~n 
und ihrem extravaganten Budget-Manage­
ment" die Grenzen der US·Toleranz weit über· 
schritten. VoraJlem - $0 das Dokument weiter 
- sei die Weltorganisation zum "Gegner der 
Kriifte der Freiheit und speziell der USA" ge· 
worden. Die Bemühun~n der UNESCO, eine 
neue Infonnationsordnung durchzuselZen, 
wurden zur Zensurierung der \Vehpresse füh· 
ren. 
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